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1. Einleitung 
Jeder hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person. 
(Art. 3 UN-Menschenrechtskonventionen) 
Das Leben gilt als das höchste geschützte Rechtsgut, ohne das andere Rechtsgüter gar 
nicht erst  wahrgenommen werden können. Es wird sowohl auf  internationaler Ebene wie 
auch auf nationaler Ebene geschützt. Der Schutz des Lebens und die Ahndung von Straftaten 
gegen das Leben gehören wohl zu den ältesten Errungenschaften menschlicher Gesellschaf-
ten. Dabei wird das Leben nicht erst in kodifizierten Strafgesetzbüchern geschützt. Auch bei 
Religionsgemeinschaften kann der Wert des Lebens und dessen Unantastbarkeit in Normen 
und Anweisungen verankert sein.  So alt wie das Leben selbst, sind wohl auch Straftaten ge-
gen das Leben. So findet sich die Beschreibung einer der ersten Morde der jüdisch-christli-
chen Geschichte in der Bibel, als Kain seinen Bruder Abel erschlägt. Im Umgang mit Strafta-
ten gegen das Leben haben unterschiedliche Rechtsordnungen unterschiedliche Rechtslösun-
gen hervorgebracht, in denen sich deutlich die jeweilige Werteordnung widerspiegelt: Denn 
Leben ist nicht immer gleich Leben. Unterschiedliche Rechtsordnungen definieren den Be-
ginn und das Ende des Lebens unterschiedlich. Auch ist weibliches Leben nicht gleich männ-
liches  Leben,  was  sich  in  der  unterschiedlichen  Bewertung  der  Tötung einer  Frau  zeigt. 
Kaum andere  Straftaten werden so kontrovers und medial präsent diskutiert wie Mord und 
Totschlag, Schwangerschaftsabbruch, Suizid und Sterbehilfe. Dabei soll es ein Ziel dieser Ar-
beit sein, herauszufinden, welche Unterschiede in der Auffassung über das Leben  und dessen 
Schutz in den Rechtsordnungen Spaniens und Deutschlands vorhanden sind.
Diese Arbeit befasst sich nicht mit  internationalem, sondern mit  nationalem Strafrecht. 
Generell scheint sich der Bedarf an Rechtsterminologie eher auf das Zivilrecht zu beschrän-
ken (vgl. Mayer 1998/1999), jedoch ist auch ein Bedarf an Rechtsterminologie für die Über-
setzung von Strafrecht nicht nur im Rahmen einer immer stärkeren Harmonisierung und In-
ternationalisierung des Rechts vorhanden. Die Übersetzung nationalen Strafrechts kann im 
Rahmen der Möglichkeiten bzw. Notwendigkeiten globalisierter Lebenswelten von Individu-
en von Bedeutung sein.  So ist  es  z.B.  Staatsbürgern und Staatsbürgerinnen von EU-Mit-
gliedsstaaten erlaubt, ihren Wohnsitz auf dem Gebiet der EU frei zu wählen, womit nationale 
Rechtsordnungen über die der eigenen Staatsangehörigkeit hinaus relevant werden.
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Verglichen werden in dieser Arbeit die Rechtsordnungen Spaniens und Deutschlands, bei-
de Teile des Civil Law, weswegen gewisse Ähnlichkeiten der Rechtsbegriffe und der rechtli-
chen Lösungen anzunehmen sind.  Interessant wäre,  wenn weitere  Vergleiche mit  anderen 
Rechtsordnungen folgen würden. Dies gilt besonders für spanischsprachige Rechtsordnungen 
in Lateinamerika. Zu untersuchen wäre, inwieweit die Rechtsterminologie und die rechtli-
chen Lösungen übereinstimmen, was eventuell auf die Übernahme von oder Beeinflussung 
durch deutsches oder spanisches Strafrecht schließen lassen könnte. Auch für Übersetzende 
im Bereich des Rechts scheinen solche vergleichende Arbeiten nützlich. 
Zielsetzung der Arbeit ist die Erstellung einer zweisprachigen Terminologiedatenbank, die 
für einen möglichst breiten Personenkreis funktional sein soll. Erstrebt wird eine Darstellung, 
die es Personen ermöglicht, je nach Notwendigkeit, unterschiedlich tief in die Materie vorzu-
dringen. Die in dieser Arbeit untersuchte juristische Terminologie stammt aus den aktuell gül-
tigen Rechtsordnungen Spaniens und Deutschlands. Rechtssprachen sind demnach Spanisch 
als Rechtssprache der Rechtsordnung Spaniens und Deutsch als Rechtssprache der Rechts-
ordnung Deutschlands. Aufgrund mangelnder Normierungsautorität und der Besonderheit ju-
ristischer Terminologie ist die Terminologiearbeit im Rahmen dieser Diplomarbeit deskriptiv. 
Bei der Bearbeitung von Themenfeldern wie Sterbehilfe allerdings, die einen nicht einheitli-
chen Sprachgebrauch aufweisen, ist allein die Auswahl und Ordnung der Begriffe und Benen-
nungen in gewisser Weise präskriptiv. Da Rechtssprache und Rechtsbegriffe dynamisch sind 
wäre eine diachronische Betrachtung zu erwägen.1 Diese terminologische Untersuchung geht 
jedoch  synchronisch  vor.  Allerdings  wurde  versucht,  eventuelle  wichtige  Hinweise  zum 
Sprachgebrauch und zur Entwicklung der Begriffe aufzunehmen. Des Weiteren verweise ich 
bezüglich der Entwicklung und Entstehung der Begriffe auf den fachlichen Teil dieser Arbeit. 
 1.1 Methodik und Eingrenzung des Fachgebiets
Im Titel dieser Arbeit wurde bewusst die Nennung von Straftatbeständen wie Mord und 
Totschlag  vermieden,  da  nicht  einzelne  gesetzlich  festgelegte  Tatbestände  oder  Unterab-
schnitte des Strafgesetzbuches untersucht werden sollen, sondern, ausgehend vom Modell der 
rechtsvergleichenden Terminologiearbeit nach Arntz/Sandrini (2007), vom Sachproblem aus-
gegangen wird. Dies bedeutet, dass sich zuerst die Frage nach dem Sachproblem „Tötung 
1 Siehe dazu auch Picht 2008:292f. 
2
von geborenem oder ungeborenem Leben“ stellt, um dann die entsprechenden Normen, die 
dieses Sachproblem in den jeweiligen Rechtsordnungen regeln, zu finden. Die komplette Un-
tersuchung dieses Problems würde den Rahmen einer Diplomarbeit  jedoch sprengen. Aus 
diesem Grund, und weil ein Großteil der Delikte gegen das geborene oder ungeborene Leben 
im besonderen Teil (BT) des StGB bzw. des CP geregelt sind, habe ich mich auf eine sach-
problembezogene,  terminologische  Untersuchung  der  genannten  Strafgesetzbücher  be-
schränkt, inklusive ergänzender Gesetze, Rechtssprechung und Richtlinien. Die Arbeit bein-
haltet  daher eine Untersuchung der folgenden Sachprobleme: Tötung eines anderen Men-
schen, Tötung von Kranken oder Sterbenden, Tötung der eigenen Person und Tötung von un-
geborenem Leben im Mutterleib. Die Sachprobleme „Tötung ungeborenen menschlichen Le-
bens außerhalb des Uterus“ und „Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ bzw. „Völkermord“ 
und „Kriegsverbrechen“ wurden nicht untersucht. Zum Verständnis notwendige Begriffe aus 
dem allgemeinen Teil (AT) des StGB bzw. CP sind in die Datenbank aufgenommen. Die vor-
gefundenen Begriffe als „funktionale Bestandteile einer rechtlichen Lösung für eine spezifi-
sche soziale Frage“ (Arntz/Sandrini 2007:142) wurden unabhängig voneinander analysiert, in 
ein Begriffssystem gestellt und anschließend miteinander verglichen. 
 1.2 Aufbau der Arbeit
Die vorliegende Arbeit gliedert sich in drei Teile: einen sprachlichen und einen fachlichen 
Teil sowie eine terminologische Datenbank. Hervorzuheben ist, dass sich die einzelnen Teile 
nicht strikt voneinander trennen lassen, sondern eher komplementär zu lesen sind. Im fachli-
chen Teil der Arbeit werden nach einigen Anmerkungen zum Recht im Allgemeinen (Kap. 2- 
4) zunächst die Rechtsordnungen Spaniens und Deutschlands vorgestellt (Kap. 5). Dem folgt 
eine Einführung in das Strafrecht bzw. die Straftaten gegen das Leben (Kap. 6- 9), um ab-
schließend näher auf die einzelnen Regelungen bezüglich der Straftaten gegen das geborene 
und ungeborene Leben in den genannten Rechtsordnungen einzugehen (Kap.  10- 11).  Im 
sprachlichen Teil soll aufgezeigt werden, welche Spezifika die Terminologiearbeit im Recht 
aufweist. Dafür ist zunächst ein kurzer Überblick über die Besonderheiten der Rechtsüberset-
zung, Rechtssprache und der Rechtsbegriffe notwendig (Kap. 12- 17). Dem folgen die Erläu-
terung grundlegender Begriffe der Terminologiewissenschaft  (Kap. 18) und ein Überblick 
über die Ursprünge und neueren Entwicklungen dieser (Kap. 19- 20). Anschließend findet 
sich ein Überblick über Methoden der Terminologiearbeit allgemein und der Terminologiear-
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beit im Recht (Kap. 21- 23). Im Verlauf der Arbeit stellte sich immer mehr die Frage nach ei-
ner geeigneten Darstellung der eigenen Ergebnisse. Daher erschien es sinnvoll, Eintragsfor-
mate für die Terminologiearbeit  im Bereich des Rechts zu untersuchen (Kap.24),  um an-
schließend ein eigenes Eintragsformat festzulegen (Kap.25). Der dritte Teil der Arbeit besteht 
aus der Vorstellung des eigenen Eintragsformats und den Ergebnisse der terminologischen 
Untersuchung in Form einer gedruckten Version der Datenbankeinträge. 
 1.3 Quellen 
Transparenz gilt meines Erachtens nicht nur als Grundforderung für translatorisches Han-
deln (vgl. Sandrini 1996:25), sondern auch als Grundprämisse für wissenschaftliches Arbei-
ten und für die Terminologiearbeit. Demzufolge sollen hier noch einige Anmerkungen zur 
Quellenlage, der von mir verwendeten Terminologie und zu Problemen gemacht werden. Bei 
der Auswahl der Quellen wurden die von Arntz/Picht/Mayer (2004:221) genannten Kriterien 
Mutterspachlichkeit, Fachkompetenz des Autors oder der Autorin, Aktualität und Gleichwer-
tigkeit beachtet. Als Quellen wurden Gesetze und Urteile, rechtswissenschaftliche Literatur, 
einsprachige (Fach-)Wörterbücher sowie Publikationen von staatlichen Institutionen, Berufs-
verbänden  oder  Interessengruppen  verwendet.  Aufgrund  der  eigenen  geografischen  Lage 
standen  mir  jedoch  wesentlich  mehr  aktuelle  rechtswissenschaftliche  Publikationen  zum 
deutschen Recht  zur  Verfügung. Bei  Themen,  die  mehrere Fachgebiete  betreffen,  wurden 
auch Quellen aus anderen Fachgebieten als dem Recht verwendet. Da es den Rahmen dieser 
Arbeit gesprengt hätte, sämtliche Urteile zum jeweiligen Thema zu lesen, wurden nur Urteile 
einbezogen, die in der Rechtswissenschaft als wegweisend gelten oder die bei der Recherche 
zum Thema gefunden wurden.  Generell  wurde versucht,  die  terminologischen Ergebnisse 
möglichst mit Quellen zu versehen, die es der Leserin oder dem Leser ermöglichen, selbst 
über die Zuverlässigkeit der Quelle zu urteilen und die Angaben einzuschätzen. 
Als problematisch stellte sich im Laufe der Arbeit heraus, dass für einige Begriffe keine 
oder nicht einheitliche Benennungen existieren (z.B. Schwangerschaftsabbruch nach Bera-
tungsregelung). In solchen Fällen wurden Benennungsvorschläge gemacht oder weniger ge-
bräuchliche Benennungen gelistet. Auch war es problematisch, dass bei einigen Themen wie 
z.B. der Sterbehilfe weder über den Begriffsinhalt noch über die Benennungen Einigkeit be-
steht. Hier wurde versucht, dies durch Anmerkungen etc. abzubilden. Allgemein ist anzumer-
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ken, dass für viele der hier behandelten Begriffe keine Legaldefinitionen2 existieren, sondern 
diese durch die Rechtssprechung definiert werden, die sich wiederum oft auf die Rechtswis-
senschaft oder andere Fachgebiete stützt. Dies ist insofern problematisch, als dass die Rechts-
sprechung unterschiedlich urteilt und definiert. Solche Definitionen sind also nicht statisch, 
sondern dynamisch zu verstehen. Die Dynamik ist jedoch bei kontroversen Themen wie Ster-
behilfe oder Selbsttötung stärker als bei Rechtsbegriffen, die schon lange in dieser Art und 
Weise definiert und verwendet werden (z.B. Vorsatz). So weit nicht anders vermerkt, wurden 
folgende Benennungen gemäß der DIN 2342 verwendet: Demnach ist ein Begriff eine Denk-
einheit, die aus einer Menge von Gegenständen unter Ermittlung der diesen Gegenständen 
gemeinsamen Eigenschaften mittels Abstraktion gebildet wird; eine Benennung ist eine aus 
einem oder mehreren Wörtern bestehende Bezeichnung und ein Terminus ist das zusammen-
gehörige Paar aus einem Begriff und seiner Benennung (vgl. DIN 2342 1,:E DIN 2342). 
2  Legaldefinition ist die Definition eines Rechtsbegriffs durch den Gesetzgeber (vgl. DRL II 2001:2714).
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Teil I Fachlicher Teil 
2. Einführung
Recht dient der Regelung menschlichen Verhaltens. Es hat eine Ordnungs- und Friedens-
funktion (vgl. Kohler-Gering 1997:7ff.). Dazu werden Rechtsnormen erlassen. Eine Rechts-
norm ist:3 
[…] eine generell-abstrakte hoheitliche Anordnung, die sich an eine unbestimmte Anzahl von Personen 
(generell) zur Regelung einer unbestimmten Zahl von Fällen (abstrakt) wendet. Sie ist dadurch gekenn-
zeichnet, dass sie eine Rechtsfolge an einen Tatbestand knüpft. Der Tatbestand umschreibt in abstrakter 
Weise die Tatumstände, die im konkreten Fall ‚erfüllt‘ sein müssen, um die Rechtsfolge ‚auszulösen‘ 
(Avenarius 2002:5).
Nicht  zu  den Rechtsnormen gehören  ethische  und religiöse  Normen sowie  Sitten  und 
Bräuche. Ethische Normen zielen darauf ab, das Denken und die Moral des Einzelnen zu ver-
ändern. Im Recht dagegen ist irrelevant, aus welchen Motiven eine Person handelt,  es sei 
denn, dies ist ausdrücklich als z.B. strafschärfend im Tatbestand festgelegt (z.B. § 211 StGB 
„aus purer Mordlust“). Religiöse Normen zielen zwar auch darauf ab, menschliches Verhalten 
zu regeln, doch fehlt ihnen in säkularen Staaten die Sanktionsmöglichkeit. Im Recht wird auf 
ethische Normen sowie Sitten und Gebräuche Bezug genommen, z.B. in den rechtsethischen 
Prinzipien (Tötungsverbot) und der Rücksichtnahme auf „die Verkehrssitten“ (§ 157 BGB) 
und die „guten Sitten“ (§ 138 BGB). Die Rechtsnorm wird auch Rechtssatz genannt (vgl. 
Creifelds 2007:946, DRL III 2001:3493). „Ein Gesetz (im materiellen Sinne) ist jede Rechts-
norm, d.h. jede hoheitliche Anordnung, die für eine unbestimmte Vielzahl von Personen all-
gemein  verbindliche  Regelungen  enthält“  (Creifelds  2007:497).  Ein  Gesetz  im formellen 
Sinn ist jeder Beschluss, der von einem zuständigen Gesetzgebungsorgan per verfassungsmä-
ßig  dafür  vorgesehenen  Gesetzgebungsverfahren  verabschiedete  wurde  (vgl.  DRL  II 
2001:1963). „Ein Rechtsinstitut ist die Summe der gesetzlichen Vorschriften, die sich auf ein 
bestimmtes Lebensverhältnis beziehen“ (Pommer 2006:33). So fallen unter das Rechtsinstitut 
„Ehe“ alle Rechtsnormen und auch Auslegungstexte, die diese Sachfrage regeln. Es handelt 
sich nicht um eine konkrete Regelung, sondern eher um eine abstrakte Kategorie, ein Wis-
sensrahmen. Diese Wissensrahmen sind im Recht vernetzt. § 242 StGB Diebstahl nennt als 
Tatbestandsmerkmal die Wegnahme einer fremden, beweglichen Sache. „Fremd“ lässt sich 
jedoch nur unter  Hinzunahme des zivilrechtlichen Wissensrahmens „Eigentum“ verstehen 
3Generell wurden in dieser Arbeit Zitate in alter Rechtschreibung in dieser belassen. 
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(siehe Kap. 3). Rechtsinstitute sind stark kulturspezifisch und können daher in unterschiedli-
chen Rechtsordnungen mit unterschiedlichen Begriffen belegt sein oder eventuell gar nicht 
existieren (vgl. Pommer 2006:33ff.). Unter Rechtsordnung versteht man: „[...] die Gesamtheit 
der Rechtsnormen, die auf einem bestimmten Gebiet – der Bundesrepublik Deutschland, ei-
nem Bundesland,  einer Gemeinde usw. – zu einer  bestimmten Zeit  [...]  gelten und deren 
Durchsetzung von staatlicher Autorität garantiert wird“ (Avenarius 2002:4). Sandrini betont 
die kulturelle Verankerung von Rechtsordnungen, da „Rechtsordnungen als kulturelle Einhei-
ten [...] nicht nur eigenständige rechtliche Inhalte und Rechtsvorschriften, sondern auch eine 
eigene Tradition der sprachlichen Exteriorisierung dieser Inhalte sowie der Kommunikation 
über diese Rechtsinhalte im Allgemeinen [bedingen]“ (Sandrini 1996:10). Zur sprachlichen 
Exteriorisierung gehören die Schriftlichkeit des Rechts, die Form der schriftlichen Fixierung, 
Textsortenkonventionen und die Differenziertheit der verwendeten Terminologie (ebd.). Da 
Recht Teil von Kultur ist, können auch Rechtsordnungen nur als Teil von Kultur gesehen 
werden.  Nach gemeinsamen Merkmalen wie historischer Herkunft  und Entwicklung einer 
Rechtsordnung,  vorherrschender,  spezifischer  juristischer  Denkweise,  Existenz  besonderer 
Rechtsinstitute, der Rangordnung der Rechtsquellen und ideologischen Gesichtspunkten las-
sen sich Rechtsordnungen zu Gruppen, den Rechtskreisen oder auch Rechtsfamilien, zusam-
menfassen. Sandrini nennt als wichtigste Rechtskreise den romanischen, deutschen und nor-
dischen Rechtskreis in Europa, den anglo-amerikanischen und den fernöstlichen Rechtskreis, 
das Hindu-Recht in Asien sowie das islamische Recht (ebd.:153ff.). Nach Art der Rechtsfin-
dung lassen sich der romanische und  deutsche Rechtskreis zum kontinental-europäischen 
Rechtskreis zusammenfassen, dem Civil Law. Dieses ist gekennzeichnet durch das Gesetzes-
recht. Im Gegensatz dazu steht der anglo-amerikanische Rechtskreis, das Common Law, dass 
dem Richterrecht eine hohe Bedeutung zumisst. 
3. Rechtsanwendung
Die Norm erhebt den Anspruch, eine konkrete Lebenssituation regeln zu wollen. Bei der Verfassung 
der Norm (Codierung) geht der Gesetzgeber von den verschiedenen potentiell sich ereignenden Sach-
verhalten (der Realität) aus, legt durch Abstraktion der wesentlichen Merkmale einen generell gültigen 
Tatbestand fest und definiert bestenfalls auch den entsprechenden Rechtsbegriff, der den Tatbestand 
ausdrücken soll (Kommunikation) (Sandrini 1996:30)..
Bei der Gesetzesauslegung wiederum, der Rechtssprechung, wird ein konkreter Einzelfall, 
ein Sachverhalt,  unter einen abstrakten Tatbestand gefasst  (Decodierung).  Diesen Vorgang 
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nennt man Subsumtion. Im Idealfall ist die Subsumtion eine „wertungsfreie, logische Deduk-
tion“ (ebd.:38). Da Rechtsbegriffe jedoch nicht immer eindeutig definiert bzw. die einzelnen 
Begriffsmerkmale abzugrenzen sind, ist eine (wertende) Auslegung der Gesetzestexte not-
wendig. 
 3.1 Auslegung von Gesetzen 
„Der Begriffsinhalt kann, soweit er mit dem Tatbestand zusammenfällt, erweitert (extensi-
ve  Interpretation)  bzw.  auf  andere  Teilgebiete  übertragen  werden  (Analogie)“  (Sandrini 
1996:66). In der Rechtswissenschaft existieren folgende Methoden zur Gesetzesauslegung:
Die grammatische (semantische) Auslegung orientiert sich am Wortlaut des Textes. Die historische (ge-
netische) Auslegung knüpft an die Entstehungsgeschichte der Rechtsnorm an; sie greift insbesondere 
auf die Gesetzgebungsmaterialien zurück.  Die systematische oder logische Auslegung hebt auf die 
Stellung des Rechtssatzes im Normengefüge und seinen Zusammenhang mit anderen Bestimmungen 
ab. Die Methode der teleologischen Auslegung sucht den mit der Rechtsnorm verfolgten Zweck (die 
ratio legis) zu fassen (Avenarius 2002:5). 
Weitgehend durchgesetzt hat sich die Interessen- und Wertungsjuriprudenz, die von einer 
teleologischen Begriffsbildung ausgeht: „Die präzise Festlegung von Begriffen ist nicht das 
vorrangige Ziel des Rechts; vielmehr steht die Regelung von Lebenssituationen im Mittel-
punkt. Begriffsfestlegung dient dem Regelungszweck, ist diesem untergeordnet“ (ebd.:75). 
Der Regelungszweck bestimmt also die teleologische Bedeutung. Als Grenzen der Auslegung 
gelten Wortsinn, Kontext und die ratio leges. Die Rechtsanwendung kann sich immer nur im 
Rahmen des Gesetzes selbst, des Regelungszwecks, rechtsethischer Prinzipien und der Ver-
fassung  bzw.  supranationaler  Richtlinien  bewegen.  Die  inzwischen  überholte  Begriffsju-
risprudenz strebte nach allgemeingültigen, logischen Begriffssystemen, in denen jeder juristi-
sche Begriff exakt definiert sein sollte. Diese Vorstellungen von Begriffen und Begriffssyste-
men ähneln der Allgemeinen Terminologielehre von Wüster (vgl. Sandrini 1996:33ff.). Von 
Analogie spricht man, wenn mangels einer gesetzlichen Regelung (gesetzliche Lücke) auf 
einen Einzelfall eine ähnliche Rechtsnorm angewendet wird (Einzelanalogie) oder ein „[...] 
aus mehreren Rechtssätzen abgeleitetes Prinzip zur Lösung des Falles herangezogen wird 
(Rechtsanalogie)“ (Avenarius 2002:5). Im Strafrecht ist die Bildung von Analogien zu Un-
gunsten des Täters und die extensive Interpretation verboten: Jedoch gelten für Begriffe des 
Strafrechts ebenso die Interpretationsregeln, die Rechtsfolgenorientiertheit der Definitionen 
sowie der teleologisch ermittelte Begriffsinhalt (vgl. Sandrini 1996:85). 
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Zusammenfassend ist  festzustellen,  dass es sich bei der Auslegung von Gesetzestexten 
nicht um bloßes Erfassen des (semantischen) Wortsinns des Gesetzes handelt, sondern dass 
die Bedeutung von Rechtsbegriffen immer wieder je nach Kräfteverhältnis im Diskurs, Situa-
tion etc. neu ausgehandelt wird. Dies bedeutet jedoch nicht, dass eine willkürliche Auslegung 
stattfindet. Engberg (2008:338ff.) nennt als bedeutungsstabilisierende Faktoren: die Intertex-
tualität von Gesetzestexten, die geschlossene Diskursgemeinschaft (nur Juristen) und die In-
terpretationshierarchie (Vorrang der Entscheidungen höherinstanzlicher Gerichte). Die Ausle-
gung erfolgt in „[…] einem komplexen Prozess der Vernetzung von Texten (Gesetzestext, 
Kommentare, Urteil), expertenspezifischem Wissensrahmen und Sachverhalten in der Welt“ 
(Becker 2002:363). Dabei sind expertenspezifische Wissensrahmen „Rahmen vernetzten in-
stitutionalisierten Fach- und Bedeutungswissens“ (Busse 1999:1386). 
4. Einteilung der Rechtsgebiete
Recht kann, je nach Blickwinkel, in objektives und subjektives, materielles und formelles, 
öffentliches und privates, geschriebenes und ungeschriebenes, nationales und internationales 
bzw. Gemeinschaftsrecht sowie positives und negatives Recht unterteilt werden.  Objektives 
Recht ist „[...] el conjunto de normas por las que se rige una sociedad“ (Espasa 2001:524). 
Das objektive Recht ist gleichzusetzen mit der Rechtsordnung. Subjektives Recht ist das kon-
krete Recht einer Person, von einer anderen Person ein Tun oder Unterlassen zu fordern. 
Nach dem Sachgegenstand wird in materielles und formelles Recht unterschieden. „Materiel-
les Recht ist das den Inhalt der Rechtsordnung betreffende Recht [...]“ (DRL III 2001:3446). 
Formelles Recht beschäftigt sich mit der Umsetzung des materiellen Rechts. Das StGB ist 
z.B. Teil des materiellen Rechts, während die Strafprozessordnung Teil des formellen Rechts 
ist. Die Unterscheidung in Öffentliches Recht und Privatrecht geht wiederum von den einzel-
nen Rechtssubjekten aus. Im Öffentlichen Recht sind Rechtsbeziehungen zwischen Trägern 
hoheitlicher Gewalt untereinander (also dem Staat oder supranationalen Organisationen) und 
zwischen diesen und den Bürgern und Bürgerinnen geregelt. Das Privatrecht dagegen regelt 
Rechtsbeziehungen zwischen den Bürgern und Bürgerinnen, also zwischen Rechtssubjekten 
auf gleicher Ebene. Generell lässt sich das Strafrecht unter das Öffentliche Recht fassen, da 
nur der Staat als Träger hoheitlicher Gewalt über die Strafkompetenz verfügt (vgl. Klesczew-
ski 2008:2). Traditionell bildet es jedoch ein eigenes Rechtsgebiet (vgl. Roxin 2006:3), so 
dass eine Dreiteilung in Öffentliches Recht, Privates Recht und Strafrecht besteht. Nach der 
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Rechtsquelle lässt sich Recht in geschriebenes Recht (Gesetzesrecht) und ungeschriebenes 
Recht (Gewohnheitsrecht, Fallrecht, Präjudizenrecht oder Richterrecht) unterteilen (vgl. DRL 
III 2001:3446). Des Weiteren wird nach territorialer Gültigkeit in nationales und internationa-
les Recht bzw. Gemeinschaftsrecht und in positives Recht, als von Menschen geschaffenes 
Recht,  und Naturrecht,  als  dem positiven Recht  vorgelagertes,  überpositives Recht  unter-
schieden.
5. Rechtsquellen für das deutsche und spanische Recht: 
Spanien und Deutschland sind per Verfassung demokratische und soziale Rechtsstaaten, 
auch wenn sie sich hinsichtlich ihrer Regierungsform unterscheiden (Art. 20 GG, Art.1 Abs. 
4 CE). Beide Staaten sind u.a. Mitglieder der Europäischen Union. Beide Rechtsordnungen 
gehören dem Civil Law an,  in dem die richterliche Entscheidung an Gesetze gebunden ist. 
Für die Entwicklung des  Civil Law in Europa sind das römische Recht, kanonisches Recht 
und das Handelsrecht von besonderer Bedeutung. Unter Einfluss der Aufklärung und politi-
scher Einigungsbestrebungen entstanden im 19. Jahrhundert die ersten Naturrechtskodifika-
tionen mit dem Code Napoléon als Urtyp des Zivilgesetzbuchs (1804) (1900 BGB, 1889 Có-
digo Civil). Des Weiteren sind die beiden Rechtsordnungen zu geringeren Teilen durch das 
germanische Gewohnheitsrecht bzw. andere Partikularrechte beeinflusst. In Spanien ist in ei-
nigen Comunidades Autónomas heute noch das Derecho Foral, welches auf die  Fueros des 
Mittelalters zurückgeht, für zivilrechtliche Fragen gültig. 
Die für die deutsche Rechtsordnung relevanten Rechtsquellen sind geschriebenes Recht, 
Gewohnheitsrecht und Rechtssprechung. Letztere jedoch nur, sofern sie im Einklang mit dem 
geschriebenen Recht stehen (Avenarius 2002:3f.). Geschriebenes Recht wird je nach veröf-
fentlichendem Organ und Geltungsbereich unterteilt in: Verfassung, Gesetze, Rechtsverord-
nungen und öffentlich-rechtliche Satzungen (Avenarius 2002, 3ff.). Die einzelnen Rechtsnor-
men stehen in einer Normenhierarchie: Höherrangiges Recht bricht niederrangiges Recht und 
Bundesrecht bricht Landesrecht (Art.  31 GG). Zu erwähnen ist auch das europäische Ge-
meinschaftsrecht,  welches  in  den  Mitgliedstaaten  einheitlich  und unmittelbar  angewendet 
wird und somit vor dem staatlichen Recht steht (ebd.:9). Die allgemeinen Regeln des Völker-
rechts sind laut Art. 25 GG Bestandteil des Bundesrechts und stehen damit eine Stufe über 
den Gesetzen. Völkerrechtliche Verträge müssen laut Art. 59 Abs. 2 GG, wenn sie die politi-
10
schen Beziehungen des Bundes regeln oder sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung 
beziehen, in ein Gesetz umgewandelt werden um innerstaatlich wirksam zu sein. Damit ha-
ben sie den Status einfacher, formeller Bundesgesetze (vgl. Robbers 2006:27). 
Die Rechtsquellen der spanischen Rechtsordnung sind laut Art. 1 Abs. 1 CE „la ley, la co-
stumbre y los principios generales del Derecho“. Das Gewohnheitsrecht und die allgemeinen 
Rechtsgrundsätze werden nur ergänzend bei Gesetzeslücken angewandt (vgl. Blanco Ledes-
ma et al. 2004:175). Gesetze im formellen Sinn sind Leyes Orgánicas, Leyes Ordinarias so-
wie Normas con rango de ley (Decreto-ley, Decreto Legislativo). Leyes Orgánicas beziehen 
sich auf bestimmte in Art. 81 CE festgelegte Bereiche wie z.B. die Entwicklung der Grund-
rechte, die Autonomiestatute etc. und erfordern absolute Mehrheit im Kongress. Leyes Ordi-
narias können mit einfacher Mehrheit vom Plenum des Senates und des Kongresses verab-
schiedet werden. Das Verhältnis zwischen von den Comunidades Autónomas und vom natio-
nalen Parlament erlassenen Gesetzen ist nicht hierarchisch, da beide jeweils unterschiedliche 
Zuständigkeitsbereiche regeln. Decretos-leyes können in Eilsituationen von der Regierung er-
lassen werden, sind jedoch nur provisorisch und unterliegen Einschränkungen hinsichtlich 
der Materie (Art.  86 Abs. 1 CE). Auch die  Decretos legislativos unterliegen solchen Ein-
schränkungen (Art. 82 CE). Da Spanien Mitglied der EU ist, gilt auch hier das Europäische 
Gemeinschaftsrecht. Völkerrechtliche Verträge werden mit der Veröffentlichung im Boletín  
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      Dar. 1: Normenhierarchie in Deutschland und Spanien
6. Strafrecht
„Als Strafrecht bezeichnet man den Teil der Rechtsordnung, der die Voraussetzungen der 
Strafbarkeit sowie die einzelnen Merkmale des strafwürdigen Verhaltens festlegt, bestimmte 
Strafen androht und neben sonstigen Rechtsfolgen insbesondere Maßregeln der Besserung 
und Sicherung vorsieht“ (Wessels/Beulke 2006:3). Merkmal für das Strafrecht ist demnach 
die Verknüpfung einer als strafbar definierten Handlung4 mit einer Strafandrohung. Ziel des 
Strafrechts ist es, bestimmte Rechtsgüter zu schützen. „Rechtsgüter sind solche Eigenschaf-
ten von Personen, Sachen oder Institutionen, welche der freien Entfaltung des Einzelnen in 
4 Eine Handlung kann auch ein Unterlassen sein .
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einer rechts- und sozialstaatlich verfassten demokratischen Gesellschaft dienen“ (Kindhäuser 
2002:37). Rechtsgüter sind ideelle Werte und von den konkreten Handlungswerten in einer 
Situation zu trennen (Leben als Rechtsgut oder ein konkreter anderer Mensch als Handlungs-
objekt). Es gibt Individualrechtsgüter (z.B. das Leben) und Kollektiv- bzw. Universalrechts-
güter (z.B. der Bestand des Staates und seiner freiheitlich-demokratischen Grundordnung). 
Der Rechtsgutbegriff wird jedoch aufgrund seiner unzureichenden Definiertheit und beson-
ders bezüglich der Universalrechtsgüter diskutiert.5 Zu unterscheiden ist in nationales und in-
ternationales Strafrecht (Völkerstrafrecht). 
 6.1 Geschichte des StGB6
Das erste einheitliche Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich erschien 1871 und beruhte 
in seinen Grundlagen auf dem Preußischen StGB von 1851 bzw. dem Strafgesetzbuch für den 
Norddeutschen Bund von 1870. Es ist die Grundlage für das aktuell gültige StGB in der Fas-
sung vom 13.11.1998. Darin fanden sich knappe und klar formulierte Tatbestände, wie etwa § 
242 (Diebstahl), der bis heute fast unverändert im StGB enthalten ist. Straftheoretisch hielt 
sich das StGB von 1871 an eine in den Dienst der Generalprävention gestellte Vergeltungs-
theorie.  Mögliche Sanktionen waren Geldstrafe,  Haft,  Festungshaft,  Gefängnis,  Zuchthaus 
und Todesstrafe. Dieses Strafrecht galt bis auf einige Teilreformen bis zu Beginn der natio-
nalsozialistischen Zeit (vgl.  Roxin 2006:108ff.).7  Während des Nationalsozialismus wurde 
das  Strafgesetzbuch  durch  Reformen  im  Sinne  der  Nationalsozialisten  verändert.  Am 
24.11.1933 wurden die schon in früheren Strafrechtsreform-Entwürfen geplanten Maßregeln 
der Sicherung und Besserung eingeführt. Weitere Reformen aus der Zeit des Nationalsozialis-
mus, die in das heutige StGB hineinwirken, sind: die Vorschriften über die Körperverletzung 
mit Einwilligung des Verletzten (§ 228 StGB) und über unterlassene Hilfeleistung (§ 323c 
StGB), die Tatbestände des Vollrausches (§ 323a StGB) und des unerlaubten Entfernens vom 
Unfallort (§142), die Neuregelung der Abgrenzung von Mord und Totschlag (§§ 211, 212 
5 Kritisiert wird die Möglichkeit des Missbrauchs, wenn ein zu schützendes, abstraktes Universalrechtsgut
konstruiert wird, obwohl keine nachweisbare Gefährdung eines Individualrechtsguts vorliegt, z.B. beim 
Schutz der „Volksgesundheit“ im Betäubungsmittelgesetz (vgl. Roxin 2006:17ff.).
6 Dieses Kapitel, genau wie das folgende Kapitel zur Geschichte des Código Penal, kann im Rahmen dieser 
Arbeit nur den Charakter eines unvollständigen, kurzen Abrisses haben. Zur vertiefenden Lektüre siehe u.a. 
Sainz Guerra 2004, Climent Durán /Pastor Alcoy 2004, Fasel 2004 und Meder 2008. 
7 Zu  nennen  sind  hier  die  Geldstrafengesetze  von  1921  und  1923,  die  u.a.  die  Umwandlung  von 
Freiheitsstrafen unter drei Monaten in Geldstrafen vorsahen und das Jugendgerichtsgesetz von 1923, mit dem 
u.a.  das  Jugendstrafrecht  aus  dem  StGB  ausgegliedert  und  die  Strafmündigkeit  von  12  auf  14  Jahre 
heraufgesetzt wurde. 
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StGB), die Einführung der limitierten Akzessorietät und einer obligatorischen Strafmilderung 
bei  Beihilfe sowie den § 219a StGB (Werbung für den Abbruch einer  Schwangerschaft). 
Auch die heute noch im Jugendstrafrecht geltenden Dreiteilung der Rechtsfolgen in Erzie-
hungsmaßregeln,  Zuchtmittel  und  Jugendgefängnis  (heute  Jugendstrafe)  entstammt  dem 
Reichsjugendgesetz von 1943. (vgl. Roxin 2006:113f.). Das Strafrecht nach 1945 knüpfte an 
die  Weimarer  Republik  an.  Mit  dem Grundgesetz  von 1949 wurde die  Todesstrafe  abge-
schafft (Art. 102 GG) und das Gesetzlichkeitsprinzip (Art. 103 GG) hervorgehoben. Zu grö-
ßeren Reformen kam es erst mit der großen Koalition von 1962. Mit den beiden Strafrechts-
reformgesetzen von 1969 wurde der  Allgemeine Teil (AT)  des StGB reformiert. Bezüglich 
der Sanktionen zeigt sich eine Hinwendung zum Resozialisierungsgedanken (Abschaffung 
der Zuchthausstrafe, Zurückdrängung der Freiheitsstrafe unter sechs Monaten, Möglichkeiten 
des  Absehens  von Strafe)  (vgl.  Roxin 2006:119ff.).  Von 1945 bis  zur  Wiedervereinigung 
Deutschlands 1989 gab es zahlreiche Strafrechtsreformen, v. a. den Besonderen Teil (BT) be-
treffend.  Zu  nennen  sind  u.a.  das  5.Gesetz  zur  Reform  des  Strafrechts  (StrRG)  vom 
18.06.1974, das in Kombination mit dem 15. Strafrechtsänderungsgesetz (StrÄG) von 1976 
den Schwangerschaftsabbruch neu regelte; das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 
02.03.1974, mit dem die bis dahin existierenden Übertretungen ersatzlos gestrichen und die 
Zweiteilung der Delikte eingeführt wurde und das Strafvollzugsgesetz vom 16.03.1976. Mit 
der  Wiedervereinigung wurde  das  westdeutsche  StGB weitestgehend als  bundesdeutsches 
StGB übernommen und der BT im Jahr 1989 flächendeckend reformiert. Am 26.06.2002 trat 
das Völkerstrafgesetzbuch in Kraft, wodurch der  Völkermord (§ 220a StGB) gestrichen wur-
de.  Weitere  Reformen  in  jüngerer  Zeit  befassen  sich  u.a.  mit  der  Sicherheitsverwahrung 
(2002), der Verschärfung des Sexualstrafrechts (2003), der nachträglichen Sicherheitsverwah-
rung (2004) und dem Tatbestand der beharrlichen Nachstellung („Stalking“ 2007) (vgl. BMJ 
2009). Am 28.05.2009 hat der Deutsche Bundestag eine Strafrechtsreform verabschiedet, die 
u.a. eine Neuregelung zum Umgang mit Kronzeugen und des Untersuchungshaftrechts sowie 
die Strafbarkeit der Vorbereitung schwerer staatsgefährdender Gewalttaten (z.B. Teilnahme 
an einem sogenannten Terrorcamp) beinhaltet (Deutscher Bundestag 2009). Zwar existiert 
kein direktes EU-Strafrecht, doch ist eine Europäisierung des Strafrechts festzustellen, so-
wohl im AT (Fahrlässigkeitsdelikte, Homogenisierung der allgemeinen Grundsätze der Straf-
barkeit) als auch im BT (durch Richtlinien und Rahmenbeschlüsse) (vgl. Roxin 2006:127ff.). 
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 6.2 Geschichte des CP
Das aktuell gültige Strafgesetzbuch Spaniens (L.O. 10/1995), der Código Penal, hat seinen 
Ursprung im CP von 1848 (vgl. Bacigalupo/Hoffmann/Meliá 2002:1), der als erstes wirkli-
ches Strafgesetzbuch Spaniens gesehen werden kann und bis auf eine wichtige Reform im 
Jahr 1850 bis 1870 galt. Zwar wurde schon 1822 ein Strafgesetzbuch erlassen, dieses war je-
doch nur sehr kurz gültig. Der CP von 1848 war im Vergleich zum CP von 1822  in vielen 
Punkten rückschrittlich, z.B. wurde die Möglichkeit freier richterlicher Entscheidung einge-
schränkt  (vgl.  Ibán 1995:140).  Nach der Revolution von 1868 trat  1870 ein neuer CP in 
Kraft, der bis auf die Zeit der Gültigkeit des CP 1928 bis 1932 ununterbrochen gültig blieb 
und als liberal galt: u.a. wurde die lebenslange Freiheitsstrafe praktisch abgeschafft und die 
Fälle der Verhängung der Todesstrafe wurden reduziert (vgl. Sainz Guerra 2004:287, 317). 
Der während der Diktatur von Primo de Rivera eingeführte CP von 1928 galt als streng und 
führte die medidas de seguridad ein. 1932 trat das republikanische Strafgesetzbuch in Kraft, 
das einige Straftatbestände wie Ehebruch und Wilde Ehe abschaffte, andere wiederum ein-
führte (z.B. Wucher und Beschädigung von Sachen, die für das Gemeinwohl bedeutend sind). 
Die Delikte wurden nunmehr zweigeteilt in delitos und faltas. Das in humanistischer Traditi-
on stehende Strafgesetzbuch schaffte die Todesstrafe ab8,  und änderte die Strafzumessung in 
diesem Sinne.  Unter Franco wurde die Todesstrafe wieder eingeführt und es gab zahlreiche 
Strafrechtsreformen im Sinne eines autoritären Regimes. Mit der Verabschiedung der demo-
kratischen Verfassung von 1978,  die  die  Todesstrafe  abschaffte,  war  eine  Anpassung des 
Strafgesetzbuches notwendig. Dieser Prozess, der mehrere Änderungen des CP beinhaltete, 
dauerte bis 1996, als der CP von 1995 in Kraft trat. Dieser schaffte die bis dahin noch erlaub-
te Todesstrafe im Falle eines Krieges ab. Seitdem gab es bis zur großen Strafrechtsreform 
2003 sechzehn Teilreformen (vgl. Ibán 1995:140). Die große Strafrechtsreform von 2003 be-
stand aus mehreren  Leyes Orgánicos und beschäftigte sich vor allem mit einer (teilweisen) 
Neuregelung der Strafen sowie einer Neueinteilung der Delikte (delitos graves, delitos menos  
graves, delitos leves). Auch wurden neue Straftatbestände wie z.B. manipulación de los equi-
pos de telecomunicación und maltrato de animales eingeführt (L.O. 15/2003). Seit 2003 hat 
es weitere Strafrechtsreformen gegeben. Die letzte Reform von 2007 (L.O. 15/2007) betraf 
Straftaten im Straßenverkehr. Die Regierung hat am 13.11.2009 eine Strafrechtsreform verab-
schiedet, die u.a. Regelungen bezüglich. des Terrorismus, der Computerkriminalität, der Kor-
8 Diese wurde jedoch 1934 für bestimmte Straftaten wieder eingeführt.  
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ruption und der Sexualdelikte betrifft. Eingeführt werden für Sexualstraftäter und Terroristen 
die libertad vigilada, die Möglichkeit des Entzuges des Sorgerechts sowie die neuen Tatbe-
stände des  acoso laboral  und der  piratería (marítima y aérea) (Congreso de los Diputados 
27.11.2009). 
 6.3 Allgemeines zum deutschen und spanischen Strafrecht 
Sowohl im StGB wie auch im CP sind im AT Grundsätze der Strafbarkeit in einem Rechts-
staat festgehalten. Das sogenannte Gesetzlichkeitsprinzip  „nulla pena, nullum crimen sine 
lege“9 ist im deutschen Recht in Art. 103 Abs. 2 GG, in § 1 StGB und in Art. 7 Abs. 1 der in-
ternationalen  Menschenrechtskonventionen  festgeschrieben.  In  der  spanischen  Verfassung 
wird sie aus Art. 25 Abs. 1 CE abgeleitet und ist im Título Preliminar des CP aufgenommen. 
Aus dem Gesetzlichkeitsprinzip leitet sich das Bestimmtheitsgebot (nullum crimen sine lege 
certa), das Analogieverbot (nullum crimen sine lege stricta), das Rückwirkungsverbot (nul-
lum crimen sine lege previa) und das Verbot des Gewohnheitsrechts (nullum crimen sine lege  
scripta) ab. Aus dem  Zusammenwirken dieser vier Prinzipien ergibt sich die Garantiefunkti-
on des Strafrechts.  Weitere  Grundprinzipien der Strafgerichtsbarkeit  in  einem Rechtsstaat 
sind die Unschuldsvermutung und das Gebot der Verhältnismäßigkeit. 
Rechtsquellen  des  deutschen Strafrechts  sind das  StGB und das  Nebenstrafrecht,  zum 
einen in Form von Spezialgesetzen (z.B. Wehrstrafgesetz, Völkerstrafgesetzbuch etc.), zum 
anderen in Form existierender Gesetze, die Strafnormen beinhalten (z.B. Betäubungsmittel-
gesetz). Im Jugendgerichtsgesetz sind Sondervorschriften für Jugendliche und Heranwach-
sende zwischen 18 und 20 Jahren enthalten. Das StGB ist in einen allgemeinen (AT) (§§ 1- 
79b) und einen besonderen Teil (BT) (§§ 80- 358) gegliedert. Im AT stehen Regelungen, die 
im Grundsatz für das gesamte StGB gültig sind. Der AT lässt sich weiter unterteilen in Rege-
lungen, die die Voraussetzungen für eine Straftat betreffen (1. und 2. Abschnitt AT) und Re-
gelungen, die die Rechtsfolgen einer Straftat betreffen (3. bis 5. Abschnitt AT) (vgl. Kindhäu-
ser 2002:74). Im BT finden sich die einzelnen Delikttatbestände mit den jeweiligen Rechts-
folgeandrohungen.  Der BT ist  in dreißig Abschnitte unterteilt.  Die einzelnen Delikte sind 
nach dem jeweiligen geschützten Rechtsgut geordnet. Straftaten gegen staatliche und gesell-
schaftliche Rechtsgüter stehen vor den Straftaten gegen persönliche Rechtsgüter wie das Le-
9 Keine Strafe, kein Verbrechen ohne Gesetz. 
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ben. Dies kommt daher, dass der BT des StGB in seiner Ordnung noch weitestgehend mit 
dem StGB von 1871 übereinstimmt (vgl. Heghmanns 2009:6). Mögliche Rechtsfolgen einer 
Straftat sind Strafen, Maßregeln der Besserung und Sicherung (§§ 61ff. StGB)10 sowie Verfall 
und Einziehung (§§ 73, 74 StGB). Die Strafen lassen sich wiederum in Freiheits- und Geld-
strafen (§§ 38- 43 StGB) und die Nebenstrafe des Fahrverbots (§ 44 StGB) unterteilen. Das 
Bundesverfassungsgericht hat in einem Urteil vom 20.03.2002 die bei besonders schweren 
Delikten zusätzlich verhängbare Vermögensstrafe als verfassungswidrig und damit für nichtig 
erklärt (vgl. Duden Recht 2007). Bei Verurteilung wegen einem Verbrechen zu einer Frei-
heitsstrafe von mindestens einem Jahr treten zusätzliche Nebenfolgen in Kraft (Verlust der 
Amtsfähigkeit, der Wählbarkeit und des Stimmrechts, § 45 StGB). Die maximale Freiheitss-
trafe  beträgt  lebenslänglich,  eine Strafaussetzung zur  Bewährung ist  jedoch ab 15 Jahren 
möglich (§ 57a StGB). Bezüglich der strafrechtlichen Verantwortlichkeit unterscheidet das 
StGB in Täter und Gehilfen: „Als Täter wird bestraft, wer die Straftat selbst [unmittelbarer 
Täter] oder durch einen anderen [mittelbarer Täter] begeht“ (§ 25 Abs. 1 StGB). Des Weite-
ren wird zwischen Alleintäter und wie Täter zu bestrafenden Mittäter unterschieden (§ 25 
Abs. 2 StGB). Bezüglich der Teilnahme an einer Straftat wird in Anstifter und Gehilfe unter-
schieden. Anstifter ist, wer einen anderen vorsätzlich zu einer rechtswidrig begangenen Tat 
angestiftet hat (§ 26 StGB). Gehilfe ist, wer einem anderen dabei geholfen hat (§ 27 StGB). 
Anstifter werden wie Täter bestraft, die Strafe für Gehilfen wird gem. § 49 Abs.1 StGB ge-
mildert. 
Rechtsquellen des spanischen Strafrechts sind der Código Penal (L.O. 10/1995) und das 
Nebenstrafrecht in Form von Spezialgesetzen (z.B. Ley general penitenciaria, Ley y Regla-
mento de Responsabilidad Penal de los Menores) und ergänzenden Gesetzen (z.B. Ley sobre 
Derecho de Asilo y Condición de Refugiado, Ley de Medidas de Protección Integral contra la 
Violencia de Genero). Das Nebenstrafrecht ist in Spanien jedoch weniger umfangreich als in 
Deutschland, da viele Themen, die in Deutschland außerhalb des Strafgesetzbuches behandelt 
werden, im CP enthalten sind (z.B.  Título V: Delitos relativos a la manipulacion genética,  
Capítulo II: Delitos de genocidio). Der Código Penal enthält 604 Artikel und ist in einen 
„Título Preliminar: De las garantías penales y de la aplicación de la pena“ und drei Bücher 
unterteilt:  „Libro  I:  Diposiciones  generales  sobre  los  delitos  y  faltas,  las  personas  re-
10 Maßregeln der  Besserung und Sicherung sind die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus, 
einer  Entziehungsanstalt  oder  Sicherheitsverwahrung,  die  Führungsaufsicht,  die  Entziehung  der 
Fahrerlaubnis und das Berufsverbot (§ 61 StGB). 
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sponsables, las penas, medidas de seguridad y demas consecuencias de la infraccion penal“, 
„Libro II: Delitos y sus penas“ und „Libro III: Faltas y sus penas“. Als Anhang finden sich 
die disposiciones generales. Unterschieden wird in einen allgemeinen Teil (Parte general- Li-
bro I) und einen besonderen Teil (Parte especial- Libro II, III). Die Auflistung der Straftatbe-
stände im besonderen Teil beginnt, im Gegensatz zum StGB, mit den Straftaten gegen per-
sönliche Rechtsgüter, allen voran das geborene Leben. Eine Straftat kann folgende Rechtsfol-
gen haben: Strafen (penas), Maßnahmen der Sicherheit (medidas de seguridad) und Neben-
folgen (consecuencias asesorias). Mögliche Strafen sind: Freiheitsentzug (penas privativas  
de libertad), Entzug von Rechten (penas privativas de otros derechos) und Geldstrafe (mul-
ta). Sie sind als Haupt- oder Nebenstrafe anwendbar (Art. 32 CP). Zu den Freiheitsstrafen 
zählen „la prisión, la localización permanente y la responsabilidad personal subsidiaria por 
impago de multa“ (Art. 35 CP). Die Freiheitsstrafen wurden mit dem L.O. 15/2003 refor-
miert. Die Mindestlänge der Gefängnisstrafe wurde von sechs auf drei Monate verkürzt (Art. 
36 Abs. 1 CP), der Wochenendarrest (arresto de fin de semana) abgeschafft und der Hausar-
rest (localización permanente) bis zu 12 Tagen eingeführt. Die maximale Gefängnisstrafe be-
trägt 30 Jahre.11 Bei Verurteilung zu einer Gefängnisstrafe von unter 10 Jahren treten zusätzli-
che Nebenstrafen in Kraft (Art. 56 CP, siehe auch Art. 579 CP). Dazu gehören u.a. Berufs- 
sperre oder -verbot und der Verlust des Wahlrechts. Auch werden bei bestimmten Delikten als 
zusätzliche Nebenstrafen Rechtsstrafen gem. Art. 48 CP verhängt (Art. 57 CP) wie z.B. das 
Aufenthaltsverbot an bestimmten Orten. Strafrechtlich verantwortlich sind im CP Täter (au-
tores) und Gehilfen (complices) (Art. 27 CP). Als Täter gelten unmittelbare (autores directos) 
und mittelbare Täter (autores mediatos) sowie Mittäter (coautores) (Art. 28 Abs. 1 CP). Auch 
Anstifter und „Hauptgehilfen“ (cooperadores necesarios) werden wie Täter bestraft (Art. 28 
Abs.  2  CP).  Die  „Hauptgehilfen“  (Cerezo  Mir  2001:555)  oder  auch  „notwendigen 
Teilnehmer” (Pérez Alonso 2005:444) sind diejenigen, die an der  Ausführung der Tat mit 
einer Handlung mitwirken, ohne die diese nicht verwirklicht worden wäre (vgl. Art. 28b CP). 
Der Begriff des notwendigen Teilnehmer geht von der als überholt geltenden Theorie des 
kausalen Beitrags  aus (Notwendigkeitstheorie).  Der notwendige Teilnehmer ist  laut  Pérez 
Alonso (2005:443)  zwischen der Mittäterschaft  und der  Beihilfe einzuordnen.12  Gehilfen 
11 Auch  wenn  die  maximale  Freiheitsstrafe  nach  Art.  35  CP 20  Jahre  beträgt,  so  kann  sie  bei  Vorliegen 
besonderer Umstände auf 30 Jahre erhöht werden (vgl. Art. 70 Abs. 3 Nr. 1 i.V.m. Art. 66 Abs.1 Nr. 4 CP, 
Ramirez/Malarée 2006:513). 
12 Zur  weiteren  Klärung  des Begriffs  des  cooperador  necesario  vgl.  Cerezo  Mir  2001:556-557  und Pérez 
Alonso 2005:443ff sowie Dar. 24. 
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(cómplices simples) sind diejenigen, die „[…] cooperan a la ejecución del hecho con actos 
anteriores o simultáneos“ (Art. 29 CP).  Die Strafe für Gehilfen ist gegenüber der Strafe für 
Täter gemildert (Art. 63 CP). Die Artikel 30 und 31 CP enthalten Sonderregelungen zur Ver-
antwortlichkeit  bei  den durch die Massenmedien begangenen Delikten und bezüglich des 
Handelns durch eine andere Person. 
7. Einteilung der Delikte
Delikte können unterteilt werden nach der Schwere der Strafandrohung (Verbrechen und 
Vergehen),  Grundformen menschlichen Verhaltens (Begehungs-  und Unterlassensdelikte)  , 
der Beziehung zwischen Handlung und Erfolg (Erfolgs- und Tätigkeitsdelikte), der Intensität 
der Beeinträchtigung des betroffenen Handlungsobjekts (Verletzungs- und Gefährdungsdelik-
te),  der  Aufrechterhaltung  oder  bloßen  Herbeiführung  eines  widerrechtlichen  Zustandes 
(Dauer- und Zustandsdelikte), dem möglichen Täterkreis (allgemeine Delikte, Sonderdelikte 
und eigenhändige Delikte), der Anzahl der im Tatbestand vorausgesetzten Handlungen (ein-
aktige und mehraktige Delikte) sowie dem Grad der Erfüllung (Vollendung und Versuch) 
(DRL I 2001:1036). 
Im StGB werden Delikte in Verbrechen und Vergehen unterteilt. Beides sind rechtswidrige 
Taten, die sich jedoch im Strafmaß unterscheiden. Mindeststrafe für Verbrechen ist Freiheits-
strafe von einem Jahr oder darüber (§ 12 Abs. 1 StGB). Mindeststrafe für Vergehen ist eine 
geringere Freiheitsstrafe oder eine Geldstrafe (§ 12 Abs. 2 StGB). Für die Einteilung ent-
scheidend ist die abstrakt angedrohte Strafandrohung ohne Schärfungen oder Milderungen (§ 
12 Abs. 3 StGB). Anzumerken ist,  dass das StGB bis 1975 in Verbrechen, Vergehen und 
Übertretungen unterteilte,  wobei  Übertretungen mit  Haft  oder  Geldstrafe  bestraft  wurden 
(vgl. § 360 Reichsstrafgesetzbuch).  Der CP unterteilt u.a. auch nach Dauer der Strafe in deli-
to grave (Gefängnisstrafe mehr als 5 Jahre),  delito menos grave (3-monatige bis 5-jährige 
Gefängnisstrafe) und falta (keine Freiheitsstrafe) (Art. 13 CP). Die Unterteilung richtet sich 
jedoch auch nach Art der Strafe (Art. 33 CP). Bei Begehungsdelikten (delitos o faltas de co-
misión) wird der Tatbestand durch aktives Tun, bei Unterlassungsdeliken durch Untätigblei-
ben verwirklicht. Die Unterlassungsdelikte unterteilen sich wiederum in echte Unterlassungs-
delikte (delitos o faltas de omisión propia), die im Verstoß gegen eine Gebotsnorm wie z.B. § 
323c StGB (Unterlassene Hilfeleistung) bestehen, und unechte Unterlassungsdelikte (delitos  
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o faltas de comisión por omisión), bei denen der Unterlassende aufgrund seiner Garantenstel-
lung zur Erfolgsabwehr verpflichtet ist (Cuesta 1992:65, Wessels/Beulke 2006:9).13 Erfolgs-
delikte setzen im gesetzlichen Tatbestand ein von der Tathandlung gedanklich abgrenzbaren 
Außenwelterfolg voraus (vgl.  Wessels/Beulke:2006:7,  Blanco Ledesma et  al.  2004:266).14 
Sonderfall eines Erfolgsdelikt sind die erfolgsqualifizierten Delikte, „[...] bei denen das Ge-
setz eine Strafschärfung vorsieht, wenn durch die Verwirklichung eines bestimmten Grundde-
likts [...] eine ‚besondere Folge der Tat‘ herbeigeführt wird, [...]“ (Wessels/Beulke 2006:7, 
Rn. 24). Ein erfolgsqualifiziertes Delikt ist z.B. § 227 StGB Körperverletzung mit Todesfol-
ge. Bei Tätigkeitsdelikten besteht die Rechtswidrigkeit in der reinen Tätigkeit (z.B. §§ 153, 
154 StGB Aussagedelikte). Verletzungsdelikte setzen zur Verwirklichung des Tatbestands die 
Verletzung eines Rechtsgutes voraus (z.B. §§ 223ff. StGB Körperverletzung, § 303 Abs. 1 
StGB Sachbeschädigungen). Sie sind daher immer Erfolgsdelikte. Bei Gefährdungsdelikten 
liegt die Rechtswidrigkeit in der Gefährdung eines geschützten Rechtsguts (z.B. § 221 StGB 
Aussetzung). Hier kann weiter in konkrete und abstrakte Gefährdungsdelikte unterteilt wer-
den (vgl. Wessels/Beulke 2006:8, Rn. 27). Dauerdelikte sind Straftaten, die in der Aufrechter-
haltung eines rechtswidrigen Zustands bestehen, z.B. Freiheitsberaubung (§ 239 StGB) oder 
Fahren ohne Fahrerlaubnis (§ 21 Straßenverkehrsgesetz). Bei Zustandsdelikten erfüllt sich 
der Tatbestand schon mit Herbeiführen des rechtswidrigen Zustands, z.B. bei  Körperverlet-
zung  (§§ 223ff. StGB). Allgemeindelikte können von allen Personen verübt werden. Sonder-
delikte setzen ein bestimmtes Merkmal des Täters voraus (z.B. Amtsträger). Eigenhändige 
Delikte sind Straftaten, die nur eigenhändig von einer Person verübt werden können. Andere 
Personen können nur Teilnehmer sein (vgl. Wessels/Beulke 2006:10, Rn. 40). Beim Vollen-
dungsdelikt ist die Vollendung der im Tatbestand festgelegten Handlung strafbar. Wurde die 
Handlung nicht vollendet, so kann eventuell wegen Versuchs bestraft werden. Des Weiteren 
können Delikte je nach geschütztem Rechtsgut unterteilt werden, z.B. in Delikte gegen das 
Leben, Delikte gegen den Staat etc.
13 Zu den Unterlassungsdelikten siehe auch Art. 11 CP und § 13 StGB. 
14  Z.B. Tod als Erfolg in § 211 StGB oder auch eine Gefährdung wie in § 316 StGB Trunkenheitsfahrt.
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8. Aufbau der Straftat
Eine Straftat bzw. eine  infracción penal wird in der Rechtswissenschaft als eine tatbe-
standsmäßige  (tipicidad),  rechtswidrige  (antijurídicidad)  und  schuldhafte  (culpabilidad) 
Handlung definiert  (vgl.  Blanco Ledesma et  al.  2004:265, Creifelds 2007:1111).  15 Tatbe-
standsmäßigkeit liegt vor, wenn alle im Strafgesetzbuch definierten objektiven und subjekti-
ven Tatbestandsmerkmale verwirklicht sind. Damit ist eine Tat auch rechtswidrig. Liegen al-
lerdings Rechtsfertigungsgründe vor, so ist die Tat zwar tatbestandsmäßig, aber nicht rechts-
widrig und damit auch nicht als solche strafbar. Rechtfertigungsgründe können strafrechtli-
cher, zivilrechtlicher, öffentlich-rechtlicher oder auch gewohnheitsrechtlicher Natur sein. Ei-
nige im StGB anerkannte Rechtsfertigungsgründe sind: Notwehr § 32 StGB, rechtfertigender 
Notstand § 34 StGB und Einwilligung § 228 StGB. Bei der Schuldhaftigkeit wird geprüft, ob 
dem Täter bzw. der Täterin die Tat persönlich vorzuwerfen ist. Die Schuld kann verneint wer-
den, wenn Schuldausschließungsgründe wie Schuldunfähigkeit (§§ 19, 20 StGB), unvermeid-
barer Verbotsirrtum nach § 17 StGB oder Entschuldigungsgründe wie § 35 StGB entschuldi-
gender Notstand oder § 33 StGB Notwehrexzess vorliegen. Im CP sind in Art. 19 und 20 un-
ter „Causas que eximen de la responsabilidad criminal“ sowohl Rechtsfertigungs- als auch 
Schuldausschließungsgründe genannt.16 Bezüglich der Schuldform wird in Vorsatz (dolo) und 
Fahrlässigkeit (imprudencia) unterschieden. Es gibt den unmittelbaren Vorsatz (dolo directo) 
und den mittelbaren Vorsatz (dolo indirecto oder dolo eventualis) (vgl. Creifelds 2007:1020, 
Blanco Ledesma et al. 2004:265). Unmittelbar vorsätzlich handelt eine Person in Kenntnis 
des Tatbestands und mit dem Willen diesen zu verwirklichen. Mittelbar vorsätzlich hält sie es 
für möglich, dass der Tatbestand verwirklicht wird und nimmt dieses in Kauf. „Fahrlässig 
handelt, wer einen Tatbestand rechtswidrig verwirklicht, ohne dies zu wollen oder zu erken-
nen, wenn ihm dies vorzuwerfen ist“ (Creifelds 2007:1020). Hierbei kann weiter in bewusste 
und unbewusste Fahrlässigkeit unterteilt werden (ebd.). Das Vorliegen von Rechtswidrigkeit, 
Schuld und Vorsatz oder Fahrlässigkeit ist u.a. relevant für die Teilnahmestrafbarkeit sowie 
die Strafbarkeit des Versuchs. Zu einem Tatbestand können strafmildernde oder strafschärfen-
de Umstände hinzutreten. Dies beeinflusst jedoch nicht die grundsätzliche Einstufung der Tat. 
In § 49 StGB sind besondere gesetzliche Strafmilderungsgründe aufgeführt. Der CP nennt in 
Arts. 21, 22 und 23 circunstancias atenuantes bzw. agravantes. Ein priviligiertes oder quali-
15 Auf Mindermeinungen, die einen zweigliedrigen Deliktsaufbau vertreten, soll hier nicht weiter eingegangen 
werden (siehe dazu Schmidt 2008:27ff.).
16 z.B. Notwehr  (legitima defensa Art. 20 Abs.  CP ) und Notstand (estado de necesidad- Art. 20 Abs. 5 CP).
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fiziertes Delikt liegt vor, wenn zum Grundtatbestand im Gesetz weitere Merkmale hinzuge-
fügt sind, an deren Erfüllung eine geringere bzw. erhöhte Strafandrohung geknüpft ist (DRL 
III 2001:3409). Das Zusammentreffen mehrerer Straftaten nennt man Konkurrenz. Diese ist 
im StGB in den §§ 52- 55 und in Spanien in Art. 8 CP i.V.m. Arts. 73- 77 CP geregelt. 
9. Tötung geborenen und ungeborenen Lebens  im StGB und CP
Das Rechtsgut Leben gilt als das höchste Individualrechtsgut, da es die Grundlage für die 
Wahrnehmung anderer Rechte ist (vgl. Nuñez Paz 1999:337). Geschützt ist das geborene Le-
ben im Strafrecht ab Beginn der Geburt, d.h. dem Einsetzen der Eröffnungswehen oder dem 
diese ersetzenden chirurgischen Eingriff bzw. ab  comienzo del nacimiento „[que] surge del 
llamado periodo de dilatación y continua con el periodo de expulsión,[...]“ (STS 726/1998). 
Der strafrechtliche Lebensschutz endet mit dem Tod, der als Hirntod definiert wird (§ 3 TPG, 
Art. 5 Ley 30/1979). Nach dem Real Decreto 2070/1999, das das spanische Transplantations-
gesetz ergänzt, zählt neben dem Hirntod auch der klinische Tod („cese irreversible de las fun-
ciones cardiorrespiratorias“ (Art. 10  Abs.2)) zum Tod im juristischen Sinne. Das werdende 
Leben bzw. la vida humana dependiente steht vom Zeitpunkt der abgeschlossenen Nidation 
bis  zu  Beginn  der  Geburt  unter  Schutz  (vgl.  §  218  Abs.1  S.2  StGB,  Calderón  Cerezo 
2007:1051).  Regelungen zum Schutz  des  extrauterinen  werdenden Lebens  finden sich  in 
Deutschland im Embryonenschutzgesetz und in Spanien  im „Ley 14/2006, de 26 de mayo, 
sobre técnicas de reproducción humana asistida“ und „Ley 42/1988, de 28 de diciembre, de 
donación y utilización de embriones y fetos humanos o de sus células, tejidos u órganos“.17
Im StGB sind in Abschnitt sechzehn unter „Straftaten gegen das Leben“ sowohl  Verlet-
zungsdelikte gegen das geborene Leben als auch gegen das werdende Leben sowie das Ge-
fährdungsdelikt der Aussetzung geregelt. Nicht alle Straftaten, die in diesem Abschnitt ent-
halten sind, zählen zu den Tötungsdelikten. Tötungsdelikte sind Delikte gegen das Rechtsgut 
Leben. Im engeren Sinn zählen dazu nur Mord (§ 211 StGB), Totschlag (§ 212 StGB), Min-
der schwerer Fall des Totschlags (§ 213 StGB), Tötung auf Verlangen (§ 216 StGB) und 
Fahrlässige Tötung (§ 222 StGB). Tötungsdelikte im engeren Sinn müssen mit Ausnahme der 
fahrlässigen Tötung vorsätzlich begangen sein. Tötungsdelikte im weiteren Sinn sind erfolgs-
qualifizerte Delikte, d.h. Grunddelikte, deren besonderer Erfolg „Tod“ qualifizierend und da-
17 Dabei ist das extrauterine werdende Leben in Deutschland strenger geschützt als in Spanien (Tagesschau 
10.04.2008). 
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her strafschärfend wirkt (z.B. § 176b StGB sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfol-
ge). In der Rechtswissenschaft wird weiter in vorsätzliche und fahrlässige Tötungsdelikte un-
terschieden (vgl. Rengier 2009:7, Rn 1). Die Regelungen der Tötungsdelikte in den §§ 211 ff. 
StGB  werden als  reformbedürftig  angesehen.  Kritisiert  wird,  dass die  starre  Verknüpfung 
vom Vorhandensein eines Mordmerkmals mit der absoluten Strafandrohung von lebenslanger 
Freiheitsstrafe keine Anpassung an den jeweiligen Einzelfall zulasse (vgl. Fischer 2008:1407, 
Rn. 1). Die §§ 211, 212 StGB stammen aus der Zeit des Nationalsozialismus und weisen in 
ihrer Formulierung noch Züge des damaligen Täter- oder Gesinnungsstrafrechts aus („Mörder 
ist“ und „Wer einen Menschen tötet ohne Mörder zu sein“). Im spanischen Strafgesetzbuch 
wurde die Formulierung von „El que matare a otro será castigado como homicida, [...]“ (CP 
1973) in „El que matare a otro sera castigado como reo de homicidio [...]“ (CP 1995) geän-
dert.  Die erwartete Reform der Tötungsdelikte mit dem 6. StrRG vom 26.01.1998 hat bis 
heute nicht stattgefunden. Die §§ 214 StGB  Totschlag bei Unternehmung einer strafbaren 
Handlung und 215 StGB Aszendententotschlag sind 1941 weggefallen. Die Besonderheit des 
engen Verhältnisses zwischen Opfer und Täter bzw. Täterin kann strafschärfend oder straf-
mildernd  berücksichtigt werden. Der § 217 Kindstötung ist 1998 mit dem 6. StrRG wegge-
fallen und kann unter Mord und Totschlag verhandelt werden. 
In Spanien wird in delitos contra las personas und delitos contra la sociedad unterschie-
den. Die delitos contra las personas lassen sich weiter unterteilen in „delitos que atacan los 
valores de la personalidad inherentes a todo individuo por el hecho de virir“ und „delitos con-
tra los valores patrimoniales y socioeconomicos“ (Muñoz Conde 1996:24). Zur ersten Grup-
pe gehören u.a. die delitos contra la vida als Delikte gegen das Rechtsgut Leben. Weiter wird 
unterschieden in delitos contra la vida dependiente und delitos contra la vida independiente 
(ebd.). Im spanischen Strafgesetzbuch finden sich im „Libro II. Delitos y sus penas“ unter 
„Titulo I. Del homicidio y sus formas“ Regelungen zum homicidio (Art 138), asesinato (Art. 
139), homicidio imprudente (Art. 142) und zur inducción y cooperación al suicidio (Art 143). 
Die Arts. 140 und 141 enthalten Strafzumessungsvorschriften bei Vorhandensein mehrerer 
Merkmale beim asesinato (Art. 140) und bezüglich der actos preparatorios (Art. 141) von 
homicidio und asesinato.  Im Abschnitt „Titulo II. Del aborto“ finden sich Regelungen zum 
Schwangerschaftsabbruch. Der homicidio por imprudencia leve ist bei den faltas in Art. 621 
Abs. 2 CP geregelt. Der Völkermord ist in Spanien nicht aus dem Strafgesetzbuch ausgeglie-
dert (vgl. Art. 607 CP). Mit dem CP von 1995 sind die Straftatbestände des parricidio und 
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des infanticidio (Art. 410 CP 1973) weggefallen, die im Vergleich zum asesinato eine mildere 
Strafe vorsahen. Die besondere enge Beziehung zwischen Opfer und Täter bzw. Täterin kann 
gem. Art. 23 CP strafmildernd oder -schärfend wirken. Bei Straftaten gegen das Leben oder 
gegen persönliche Rechtsgüter wirkt sie jedoch meist strafschärfend (vgl. STS 657/2008). 
10. Straftaten gegen das geborene Leben 
 10.1 Mord, Totschlag, fahrlässige Tötung 
Nach herrschender Meinung in der Rechtswissenschaft bildet § 212 StGB (Totschlag) den 
Grundtatbestand der vorsätzlichen Tötung. Bei § 211 StGB (Mord) handelt es sich um dessen 
Qualifikation, bei § 216 StGB (Tötung auf Verlangen) um dessen Privilegierung. Der BGH 
vertritt dagegen die Auffassung, dass die §§ 211, 212 und 216 StGB voneinander unabhängi-
ge Tatbestände sind (vgl. BGH, 2 StR 296/51, Urteil vom 09.10.1951).18 Relevant ist die Fra-
ge ob selbstständiger Tatbestand oder nicht bezüglich der Strafbarkeit der Teilnahme (vgl. § 
28 StGB, Wessels/Hettinger 2008:24, Rn 70) und der Verjährung.19 Tathandlung ist die vor-
sätzliche Tötung eines anderen Menschen. Diese kann Tun oder Unterlassen sein. Die §§ 212 
Abs. 2 und 213 StGB beinhalten Strafzumessungsvorschriften.  Es gibt zwei verschiedene 
minder schwere Fälle des Totschlags: den sogenannten Affekt-Totschlag bzw. provozierten 
Totschlag (Rengier 2009:12, Rn. 15, Schmidt/Priebe 2005:13, Rn. 32) oder auch benannten 
minder schwere Fall (Sonnen 2005:5) und der sonstige minder schwere Fall des Totschlags. 
Ersterer zeichnet sich dadurch aus, dass der Täter bzw. die Täterin „durch eine ihm oder ei-
nem Angehörigen zugeführte Misshandlung oder schwerer Beleidigung [...] von dem getöte-
ten Menschen zum Zorn gereizt [wurde]“ (§ 213 I StGB). Die Misshandlung kann sowohl 
körperlicher als auch seelischer Art sein (vgl. Fischer 2008:1470, Rn. 4). In beiden Fällen 
darf  die Provokation nicht selbst verursacht gewesen sein und der Täter bzw. die Täterin 
muss „auf der Stelle zur Tat hingerissen worden [sein]“ (§ 213 Abs. 1 StGB). Um einen unbe-
nannten minder schweren Fall des Totschlags handelt es sich, wenn bei Gesamtbetrachtung 
der Tat Umstände vorliegen, die der Affektlage gleichkommen und eine Bestrafung nach § 
212 StGB „unangemessen hart wäre“ (Fischer 2008: 1473, Rn. 12, 15). So können etwa Fälle 
der Kindstötung nach Wegfall des § 217 StGB unter § 213 Abs. 1 StGB verhandelt werden 
(vgl. Schmidt/Priebe 2005:15). Auch beim § 216 StGB handelt es sich um eine gemilderte 
18 In neuerer Rechtssprechung wird die Abgrenzung nicht mehr so scharf vollzogen (vgl. Sonnen 2005:2). 
19 „Verbrechen nach § 211 (Mord) verjähren nicht“ (§ 78 StGB). 
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Form des Totschlags. Tatbestand ist die Tötung eines anderen Menschen auf dessen  „aus-
drückliches und ernsthaftes Verlangen“ (§ 216 StGB) hin. Beim besonders schweren Fall des 
Totschlags gem. § 212 Abs. 2 StGB sind zwar keine Mordmerkmale vorhanden, das Ver-
schulden des Täters bzw. der Täterin wiegt jedoch genauso schwer wie bei einem Mord (vgl. 
Fischer 2008:1468, Rn. 19). Mord ist die besonders verwerfliche Tötung eines Menschen, bei 
der mindestens eines der sogenannten Mordmerkmale vorhanden ist. Die Mordmerkmale tei-
len sich in drei Gruppen: Beweggrund (Mordlust, Befriedigung des Geschlechtstriebs, Hab-
gier, sonstige niedere Beweggründe), Tatausführung (heimtückisch, grausam, mit gemeinge-
fährlichen Mitteln) und Tatzweck (Ermöglichung oder Verdeckung einer anderen Straftat). 
Mordmerkmale der Gruppe eins und drei sind täterbezogen, Merkmale der Gruppe zwei tat-
bezogen. Die Mordmerkmale sind restriktiv auszulegen, da eine lebenslange Freiheitsstrafe 
sonst nicht mit dem Grundgesetz vereinbar wäre (vgl. BVerfGE 45, 228). Mordlust ist die un-
natürliche Freude an der Vernichtung menschlichen Lebens (vgl.  BGH, 1 StR 195/53, vom 
07.07.1953). Zur Befriedigung des Geschlechtstriebs tötet, wer im Tötungsakt selbst (Lust-
mord) oder im Geschlechtsverkehr mit der Leiche geschlechtliche Befriedigung sucht oder 
den Tod des Opfers zu diesem Zweck billigend in Kauf nimmt (vgl. u.a. Fischer 2005:1430, 
Rn. 9). „Habgier ist rücksichtsloses, ungehemmtes Streben nach – nicht notwendig außerge-
wöhnlichen – wirtschaftlichen Vorteilen, die in einer Vermögensvermehrung oder in der Er-
sparung von Aufwendungen [...] bestehen können“ (Küper 2005:185). Unter sonstige niedere 
Beweggründe fallen Motive, die „nach allgemein sittlicher Anschauung“ (DRL II 2001:2927) 
verachtenswert sind, auf tiefster Stufe stehen und nicht unter die ersten drei Merkmale fallen. 
Dabei gelten die Wertvorstellungen der Bundesrepublik Deutschland, jedoch können andere 
kulturelle Wertvorstellungen unter bestimmten Umständen in die Bewertung einspielen (vgl. 
Fischer 2005:1437, Rn. 29ff.). Heimtücke ist die bewusste Ausnutzung der Arg- und der dar-
auf beruhenden Wehrlosigkeit des Opfers in feindlicher Willensrichtung zur Tatausführung 
(vgl. Fischer 2005:1438, Rn. 34). Hierzu zählt auch, wenn der Täter bzw. die Täterin das Op-
fer in einen Hinterhalt gelockt hat (Meuchelmord). Arglos ist ein Opfer, wenn es bei vorhan-
dener Fähigkeit zum Argwohn nicht damit rechnet, angegriffen zu werden (vgl. Küper 2005: 
187). Ganz kleine Kindern und Besinnungslose können nicht arglos sein, da ihnen die Fähig-
keit zum Argwohn grundsätzlich fehlt (vgl. Schmidt/Priebe 2005:24, Rn. 67), im Gegensatz 
zu Schlafenden, die laut BGH arglos sein können.20 „Grausam tötet, wer seinem Opfer in ge-
20 Der BGH unterscheidet zwischen arglosen Schlafenden, die sich im Glauben daran, dass ihnen keine Gefahr 
droht zum Schlafen gelegt haben und nicht arglosen Schlafenden, die vom Schlaf übermannt wurden, obwohl 
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fühlloser,  unbarmherziger Gesinnung Schmerzen oder Qualen körperlicher oder seelischer 
Art zufügt, die nach Stärke oder Dauer über das für die Tötung erforderliche Maß hinausge-
hen“ (Fischer 2008:1446-1447, Rn. 56). Das Opfer muss dabei in der Lage sein, die Grau-
samkeit zu empfinden. Ein Mittel zur Tötung ist gemeingefährlich, wenn es eine Gefahr für 
eine bestimmte Vielzahl von Personen mit sich bring, z.B. bei Tötung durch Brandstiftung 
(vgl. Fischer 2005;1448, Rn. 60). Bei den Mordmerkmalen „Ermöglichung oder Verdeckung 
einer anderen Straftat“ kann es sich auch um eine von Dritten verübte Straftat handeln. Die 
Ermöglichung oder Verdeckung einer Ordnungswidrigkeit fällt nicht unter dieses Mordmerk-
mal (vgl. Fischer 2005:1449, Rn. 63). Mord und Totschlag müssen mindestens mit bedingtem 
Vorsatz verübt worden sein. Die fahrlässige Tötung eines Menschen ist in § 222 StGB gere-
gelt und wird geringer bestraft. Bei der Frage nach der Fahrlässigkeit ist das Maß der erfor-
derlichen Sorgfaltspflicht von Bedeutung, das sich „[...] objektiv nach den Umständen und 
subjektiv  nach  den  persönlichen  Kenntnissen  und  Fähigkeiten  des  Täters  [...]“  (Fischer 
2008:1514, Rn. 5) richtet. Die Sorgfaltspflicht ist bei bestimmten Berufsgruppen höher, z.B. 
bei ärztlichen Fachkräften. In der Praxis ist die Abgrenzung zwischen bedingtem Vorsatz und 
bewusster Fahrlässigkeit schwierig (ebd.).21 
 10.2 Homicidio, asesinato, homicidio imprudente 
Auch in Spanien ist man sich uneinig, ob homicidio und asesinato als selbstständige Tat-
bestände anzusehen sind, oder ob homicidio Grundtatbestand ist und asesinato seine Qualifi-
zierung (vgl. u.a Espasa 2001:192, Muñoz Conde 1996: 44 ff.). Für homicidio als Grundtat-
bestand spricht, dass „Del homicidio y sus formas“ als Überschrift für die Arts. 138- 143 ver-
wendet wird. Dagegen spricht, dass homicidio auch den Tatbestand des Art. 138 CP bezeich-
net. Diese besteht in der vorsätzlichen Tötung eines anderen Menschen, es reicht  Eventual-
vorsatz. Im CP werden keine minder schweren oder qualifizierten Formen des homicidio ge-
nannt, jedoch treffen auch hier die im allgemeinen Teil genannten circunstancias atenuantes 
(Art. 21 CP) und circunstancias agravantes (Art. 22 CP) zu. So könnte der sogenannte Af-
fekt-Totschlag  als  „homicidio pasional“  gem. Art.  21 Abs.  3 CP gemildert  werden (vgl. 
Anlass  zum  Argwohn  bestand  (z.B.  infolge  von  Übermüdung  und  Alkoholisierung)  (vgl.  Fischer 
2008:1443ff., Rn. 47). 
21 Beim bedingtem Vorsatz rechnet der Täter bzw. die Täterin mit dem Eintritt des Taterfolgs und nimmt diesen 
billigend in Kauf. Im Gegensatz dazu rechnet der Täter bzw. die Täterin bei bewusster Fahrlässigkeit zwar 
mit dem Taterfolg, vertraut aber pflichtwidrig und vorwerfbar darauf, dass der Schaden nicht eintreten wird 
(vgl. Fischer 2008:113, Rn. 9a). 
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Muñoz Conde 1996:43): „Son circunstancias atenuantes […] 3. La de obrar por causas o es-
tímulos tan poderosos que hayan producido arrebato, obcecación u otro estado pasional de 
entidad semejante“ (Art. 21. Abs. 3 CP). Des Weiteren kann ein homicidio auch gem. Art. 21 
Abs. 1 CP gemildert werden (Vorliegen eines unvollständigen Rechtfertigungs- bzw. Schuld-
ausschließungsgrundes22).  Weitere Privilegierungen des  homicidio  finden  sich in den Arts. 
143 Abs. 2- 143 Abs. 4 CP (cooperación ejecutiva al suicidio, homicidio consentido, ho-
micidio a petición de un enfermo). Die fahrlässige Tötung eines anderen Menschen durch im-
prudencia grave (delito) ist in Art. 142 CP (delito) und durch imprudencia leve in Art. 621 
Abs. 6 CP (falta) geregelt. Entscheidend ist auch hier das Maß der erforderlichen Sorgfalts-
pflicht. Wenn die Tat mit einem „[...] vehículo a motor, un ciclimoto o un arma de fuego [...]“ 
(Art. 142 Abs. 2 CP) oder mit  imprudencia profesional verübt wurde, werden temporär zu-
sätzliche Nebenstrafen verhängt (Führerscheinentzug, Verbot des Waffenbesitzes, Berufsver-
bot). 
Beim asesinato handelt es sich um „La muerte de una persona a consecuencia de la acción 
realizada por otra, valiéndose de medios especialmente peligrosos o relevando una especial 
maldad o peligrosidad“ (Muñoz Conde 1996: 43f.).  Im Gegensatz zum StGB nennt der CP 
nur drei Mordmerkmale, die fast wörtlich mit der ersten, dritten und fünften  circunstancia 
agravante nach Art.  22 CP übereinstimmen: alevosia; precio, recompensa o promesa  und 
ensañamiento. Die im CP von 1973 enthaltene Merkmale „ejecutar el hecho por medio de in-
undación, incendio, veneno o explosivo“ und „premeditación conocida“ (Art. 406 CP 1973) 
wurden mit dem CP 1995 abgeschafft. Das erste Merkmal kann unter die alevosía fallen (vgl. 
Cálderon Cerezo 2007:1023, STS 437/2009). Die Legaldefinition von alevosía in Art. 22 CP 
lautet: „Hay alevosía cuando el culpable comete cualquiera de los delitos contra las personas 
empleando en la ejecución medios, modos o formas que tiendan directa o especialmente a 
asegurarla, sin el riesgo que para su persona pudiera proceder de la defensa por parte del 
ofendido“ (Art. 22 Abs. 1 CP).  Ziel ist es, Gegenwehr des Opfers auszuschließen. Die ale-
vosía enthält sowohl objektive als auch subjektive Elemente: Der Täter bzw. die Täterin muss 
Vorsatz hinsichtlich der verwendeten Mittel und der Wehrlosigkeit  des Opfers haben.  Die 
Rechtssprechung unterscheidet drei Formen der alevosía: 
22 „Las causas expresadas en el Capítulo anterior, cuando no concurrieren todos los requisitos necesarios para 
eximir de responsabilidad en sus respectivos casos.“ (Art. 21 Abs. 1 CP). 
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[…] a) la proditoria, caracterizada por la trampa, la emboscada, la celada, la asechanza o el aposta-
miento; b) la súbita o inopinada cuando el agente desencadena el ataque «ex improvissu», esto es, 
estando totalmente desprevenido el ofendido, al cual nada en el comportamiento de aquél le permite 
presagiar que va a ser agredido de una forma que impida todo intento defensivo; y c) la singularizada 
por el aprovechamiento por parte del culpable de una especial situación de desvalimiento, como sucede 
cuando el ofendido es un niño de corta edad, un anciano, se halla privado de razón o de sentido, grave-
mente enfermo, durmiendo o en estado de ebriedad (STS 1645/2003).
Diskutiert  wird das Vorhandensein von  alevosía bei  „wehrlosen“  Opfern wie Kindern, 
Schlafenden, Bewusstlosen, etc. Das  Tribunal Supremo geht bei diesen Opfergruppen von 
alevosía aus. Dies wird von der Rechtswissenschaft kritisiert, da genannten Personengruppen 
die Fähigkeit zur Gegenwehr fehlt und die Situation auch nicht bewusst von dem Täter bzw. 
der Täterin produziert wurde (vgl. Calderón Cerezo 2007:1025, Muñoz Conde 1996:47). Das 
Tribunal Supremo schließt außerdem alevosía bei vorangegangenem Streit oder Kampf aus, 
da  das  Opfer  in  diesen  Fällen  mit  einem Angriff  rechnen  könne  (vgl.  Calderón  Cerezo 
2007:1025). Die jüngere Rechtssprechung weicht jedoch davon ab und bejaht  alevosía bei 
vorangegangenem  Streit  in  bestimmen  Fällen  (vgl.  STS  1472/2005,  Calderón  Cerezo 
2007:1025). Abzugrenzen sind ein  asesinato alevoso und ein  homicidio mit Vorhandensein 
allgemeiner strafschärfender Gründe gem. Art. 22 CP. Die Strafschärfungsgründe disfraz, ab-
uso de confianza und abuso de superioridad können nicht zusäzlich zur alevosía angewendet 
werden (vgl. Calderón Cerezo 2007:1026, Muñoz Conde 1996:49). Der abuso de superiori-
dad wird auch als alevosía menor oder alevosía de segundo grado bezeichnet: „[…] se trata 
de una alevosía imperfecta o alevosía menor ya que participa de la misma estructura que la 
agravante 1ª del art. 22 C.P. pero sin llegar en sus consecuencias al mismo grado de indefen-
sión y desamparo en que se sitúa a la víctima“ (STS 98/2004). Für das Vorhandensein von 
alevosía ist es egal, wann diese vorliegt, solange sie kausal für die Tötung ist. Auch das Aus-
nutzen  einer  vorhandenen Situation  kann als  alevoso  gelten.  Das  Mordmerkmal  alevosía 
gleicht dem Mordmerkmal Heimtücke im StGB.
Die Legaldefinition von ensañamiento als Mordmerkmal lautet: „aumentando deliberada e 
inhumanamente el dolor del ofendido“ (Art. 139 CP). Sie weicht von der Legaldefinition der 
agravante genérica in Art. 22 insofern ab, als dass von dolor statt  suffrimiento gesprochen 
wird und der Zusatz „causando a ésta padecimientos innecesarios para la ejecucción del deli-
to  (Art. 22 Abs. 5 CP) fehlt.23 Das Opfer muss in der Lage sein, die Schmerzen zu empfin-
den, d.h. noch leben.  Ensañamiento muss des Weiteren sowohl objektiv als auch subjektiv 
23 „Aumentar  deliberada  e  inhumanamente  el  sufrimiento  de  la  víctima,  causando  a  ésta  padecimientos 
innecesarios para la ejecución del delito“ (Art. 22 Abs. 5 CP). 
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vorhanden  sein  (vgl.  Calderón  Cerezo  2007:1027;  STS  748/2009).  Das  Mordmerkmal 
ensañamiento gleicht  dem Mordmerkmal  Grausamkeit  im StGB. Das Mordmerkmal „Por 
precio, recompensa or promesa“ steht nach herrschender Meinung für das Töten eines ande-
ren Menschen aus der Motivation, sich ökonomische Vorteile zu verschaffen  (vgl. Muñoz 
Conde 1996:49, Calderón Cerezo  2007:1026). Die Betonung des Faktors der Tötungsmotiva-
tion spiegelt sich auch in der Verwendung von „por“ in Art. 139 Abs. 2 CP statt „mediante“ 
(Art. 22 Abs. 3 CP). Das Mordmerkmal „por precio, recompensa o promesa“ gleicht dem 
Mordmerkmal der  Habgier  im StGB. Bei  Vorhandensein  mehrerer  Mordmerkmale erhöht 
sich das Strafmaß, da der Strafrahmen des Art. 140 CP angewendet wird: Es handelt sich um 
einen  asesinato cualificado. Weitere strafmildernde oder strafschärfende Umstände können 
gemäß Art. 66 CP zusätzlich verhandelt werden. 
 10.3 Selbsttötung 
Die Selbsttötung ist im StGB nicht geregelt, da die §§ 211 und 212 StGB sich nach herr-
schender Meinung auf die Tötung eines anderen Menschen beziehen. Selbsttötung ist daher 
straffrei,  wenn  sie  auf  einer  eigenverantwortlichen  Entscheidung  beruht  (vgl.  Fischer 
2005:1413, Rn. 10).24 Dies gilt auch für Versuch und Teilnahme, die mangels tatbestandsmä-
ßiger Haupttat straffrei bleiben. Abgrenzungsprobleme entstehen zwischen strafloser Teilnah-
me an einer Selbsttötung und einer strafbaren mittelbaren Täterschaft an einer Fremdtötung 
wie  z.B.  die  Anstiftung  einer  schuldunfähigen  Person  oder  die  Anstiftung  mittels  Täu-
schung.25 Auch kann es sich um eine strafbare Tötung auf Verlangen handeln.26 Weitere Tat-
bestände, die in Betracht kommen, sind: Tötung durch Unterlassen bei Garantenstellung gem. 
§ 13 StGB, fahrlässige Tötung bei überlegenem Sachwissen sowie unterlassene Hilfeleistung 
(§ 323c StGB) (vgl. Schmidt/Priebe 2005:75ff.). Die herrschende Meinung in der Lehre geht 
davon aus, dass bei vorausgegangener eigenverantwortlicher Willensentscheidung der getöte-
ten Person auch die unterlassene Verhinderung und die aktive Teilnahme nicht strafbar sind 
(vgl. Wessels/Hettinger 2008:16, Rn. 48). Laut Rechtssprechung beginnt die Strafbarkeit je-
doch dort, „[...] wo der sich Beteiligende eigene Tatherrschaft innehat, insb. wo er kraft über-
24 „Eigenverantwortlich handelt das Opfer, wenn es sich der Bedeutung und Tragweite seines Handelns bewusst 
ist, Hierzu ist auf die geistige und sittliche Reife bzw. den aktuellen geistigen Zustand abzustellen, nicht 
dagegen auf seine Geschäftsfähigkeit“ (Schmidt / Priebe 2005: 66, Rn. 213). 
25 Vgl. BGH, 1 StR 168/83, Urteil vom 05.07.1983.
26 So kann z.B. die überlebende Person bei einseitig fehlgeschlagenem Doppelselbstmord wegen § 216 StGB 
Tötung auf Verlangen bestraft werden, wenn sie die Tatherrschaft innehatte. (vgl. BGH, 2 StR 181/63, vom 
14.08.1963). 
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legenen Sachwissens das Risiko besser erfasst, als der sich selbst Gefährdende [...]“ (Fischer 
2005:1414, Rn. 10a), z.B. ab Bewusstlosigkeit des Suizidwilligen (vgl. BGH, 3 StR 96/84, 
vom 04.07.1984). Nach neuerer Rechtssprechung ist ein Garant bei Bewusstlosigkeit der sui-
zidwilligen Person jedoch nicht dazu verpflichtet einzugreifen (vgl. Fischer 2005:1416, Rn. 
12a). Die Rechtssprechung zur Selbsttötung ist nicht einheitlich, so dass die Entscheidung im 
Einzelfall nicht vorhersehbar ist (vgl. Wessels/Hettinger 2008:14, Rn. 44; Fischer 2005:1416, 
Rn. 13). 
 10.4 Suicidio
Auch in Spanien ist die Selbsttötung als „acto autónomo y dependiente de la voluntad27 del 
suicida“ (Muñoz Conde 1996:59) straffrei. Die Absätze eins bis drei des Art. 143 CP regeln 
die Strafbarkeit von Formen der Teilnahme. Der CP von 1973 stellte in Art. 409 auxilio und 
inducción al suicidio sowie auxilio ejecutivo al suicidio unter Strafe. Unter auxilio al suici-
dio fiel sowohl die cooperación necesaria wie auch die cooperación no necesaria (vgl. Espa-
sa 1992: 945).28 Mit dem CP von 1995 ist der Tatbestand  auxilio al suicidio weggefallen. 
Somit ist die Teilnahme als cooperador no necesario bzw. cómplice simple „con actos anteri-
ores o simultáneos“ (Art. 29 CP) straffrei. Strafbar bleiben jedoch die Anstiftung (inducción 
al suicidio, Art. 143 Abs. 1 CP), die cooperación necesaria (Art. 143 Abs. 2 CP) und die co-
operación ejecutiva (Art. 143 Abs. 3 CP). Die inducción „consiste en inducir o determinar a 
otra persona a que se suicide“ (Muñoz Conde 1996:60).  Dabei muss sie „directa y eficaz“ 
sein (ebd.). Relevant ist, ob sie ausschlaggebend für den Tötungsentschluss ist. Bei der An-
stiftung von „personas inimputable“ oder „incapaz de autodeterminarse“ kann es sich um 
eine Fremdtötung in mittelbarer Täterschaft handeln (ebd.).  Die  cooperacion necesaria al  
suicidio lässt sich in Anlehnung an Art. 28b CP definieren: „Los que cooperan a su ejecución 
con un acto sin el cual no se habría efectuado.“ Darunter fallen sowohl physische Handlun-
gen  wie  das  Darreichen  von  Gift  als  auch  psychischer  Beistand  (vgl.  Calderón  Cerezo 
2007:1042). Um eine  cooperación ejecutiva handelt es sich, „[...] si la cooperación llegara 
hasta el punto de ejecutar la muerte“ (Art. 143.3. CP). Die Rechtswissenschaft ist sich unei-
nig, ob es sich dabei um eine durch eine Einwilligung gemilderte Form des homicidios („ho-
micidio consentido“, „homicidio consensual“ (Nuñez Paz 1999:152ff., 384ff.) oder auch „ho-
27 „La voluntad de darse muerte ha de ser, además, libre y consciente“ (Muñoz Conde 1996:60). 
28 Zur Unterscheidung von cooperador necesario und cómplice simple siehe Kap. 6.3.
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micidio suicidio“  (Calderón Cerezo 2007:1043f.)) oder um eine Form der Teilnahme am Sui-
zid („cooperación ejecutiva“ (Muñoz Conde 1996:65)) handelt.29 Die Strafandrohung für ho-
micidio consentido war im CP 1973 die gleiche wie für homicidio (Art. 407 CP 1973). Mit 
dem CP von 1995 wurde diese gleiche Bestrafung ungleicher Sachverhalte aufgehoben und 
der homicidio höher bestraft als ein homicidio consentido. Ein Unterlassen kann beim Suizid 
gem. Art. 195 CP (omisión del deber de socorro), aufgrund von Unterlassen bei Garantenstel-
lung oder auch als homicidio imprudente bestraft werden (vgl. Muñoz Conde 1996:63).
 10.5 Sterbehilfe / eutanasia
Bei der Sterbehilfe steht der Schutz des Menschenlebens dem Recht auf Selbstbestim-
mung und ein Sterben in Würde entgegen.30 Diskutiert wird, ob das Rechtsgut Leben für des-
sen Inhaber bzw. Inhaberin frei verfügbar ist oder nicht und ob sich aus dem sowohl in Spani-
en wie auch in Deutschland verfassungsrechtlich verankertem Recht auf Leben ein „Recht 
auf Sterben“ ableiten lässt.31 .  Dies wird in beiden Rechtsordnungen sowie auf Europaebene 
verneint.32 Der BGH hat jedoch in einem Urteil zur indirekten Sterbehilfe hervorgehoben, 
dass die „Ermöglichung eines Todes in Würde und Schmerzfreiheit  gemäß dem erklärten 
oder mutmaßlichen Patientenwillen [...] ein höherwertiges Rechtsgut als die Aussicht, unter 
schwersten, insbesondere sog. Vernichtungsschmerzen noch kurze Zeit länger leben zu müs-
sen […]“ ist (BGH, 3 StR 79/96, vom 15.11.1996). Sterbehilfe bzw. eutanasia kann verschie-
dene Handlungen umfassen: von der Hilfe und Unterstützung im Sterben bis hin zur aktiven 
Tötung Sterbender oder Schwerstkranker (vgl. Duden Recht 2007). Die Begriffe und Benen-
29 Für einen homicidio consentido spricht die Tatsache, dass die Tathandlung „causación de una muerte ajena“ 
der Tathandlung des homicidio enspricht (vgl. Nuñez Paz: 388). Für eine Form der Teilnahme spricht, dass 
die suizidwillige Person nach Meinung einiger Autoren die Tatherrschaft behält, auch wenn die andere Person 
die materielle Handlung der Tötung durchführt (vgl. Muñoz Conde 1996:65f.).  
30 Dementsprechend kommt es zu einem Konflikt zwischen den verfassungsrechtlich geschützten Rechtgütern 
Leben (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG, Art. 15 CE) und u.a. der Menschenwürde (Art. 1 Abs.1 GG, Art. 10 CE), der 
Freiheit der Person (Art.2 Abs.2 S. 2 GG, Art. 17 CE) und dem Recht auf körperliche Unversehrtheit (Art. 2 
Abs. 2  S. 1 GG, Art. 15 CE). 
31 Zur  Diskussion  über  die  Unverfügbarkeit  des  Lebens  siehe  auch  Habicht  2009:33ff.  sowie  Nuñez  Paz 
1999:263ff.
32 Der BGH verneint in einem Urteil ein aus Art. 1 Abs. 1 GG ableitbares Recht auf Sterben (vgl. BGH 5StR 
66/03, v.m 20.05.2003). Das spanische Tribunal Supremo hat in verschiedenen Urteilen die Höherwertigkeit 
des  Rechtsgut  Lebens vor der persönlichen Freiheit  betont  (vgl.  Nuñez Paz 1999:298),  genauso wie das 
Tribunal  Constitucional in  einigen  Urteilen  bezüglich  der  Problematik  der  Zwangsernährung  bei 
Hungerstreik für die Höherwertigkeit des Rechtsgut Leben vor anderen Individualrechtsgütern wie z.B. die 
Würde  und  gegen  ein  Recht  auf  Sterben  plädierte  (vgl.  Nuñez  Paz  1999:303).  Auch  der  Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte verneint ein Recht auf Sterben. Siehe dazu das Urteil des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte im  Fall „Pretty v. United Kingdom“ (vgl. European Court of Human 
Rights 2002:5). 
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nungen sind in beiden Ländern im politischen Diskurs, in Medizin, Medien, Rechtswissen-
schaft und Rechtssprechung nicht einheitlich. Dies mag daran liegen, dass die Themen Ster-
ben und Sterbehilfe in besonderem Maß die „Lebensäußerung einer Gemeinschaft“ (Habicht 
2009:54) reflektieren und seit jeher historischen, politischen und gesellschaftlichen Verände-
rungen unterliegen. Die Themen werden in beiden Ländern von unterschiedlichen Akteuren 
kontrovers diskutiert. Es handelt sich also um ein Gebiet, in dem die Terminologie aufgrund 
sich wandelnder gesellschaftlicher Werte und Normen und damit auch sich wandelnder recht-
licher Normen, mangelndem Konsens der unterschiedlichen Akteure sowie immer größeren 
medizinischen Möglichkeiten stark unterschiedlich und dynamisch ist.
  10.5.1  Sterbehilfe in Deutschland 
Im deutschen Recht gibt es keinen selbstständigen Tatbestand der Sterbehilfe, sondern es 
werden die §§ 211, 212 und 216 StGB angewendet. Durch Entscheidungen des BGH hat sich 
eine herrschende Meinung herausgebildet, die bestimmte Fallgruppen unterscheidet. Einige 
Seiten fordern eine Neuregelung der Sterbehilfe, um mehr Klarheit zu schaffen und die Ver-
wirrungen bei Ärzten und Ärztinnen über erlaubtes bzw. unerlaubtes Handeln zu beseitigen. 
Trotz einiger Vorstöße wurde jedoch noch kein derartiges Gesetz beschlossen.33 Die Unter-
scheidung der verschiedenen Formen der Sterbehilfe ist nicht einheitlich. Meist wird in akti-
ve, indirekte und passive Sterbehilfe unterschieden (vgl. u.a. Roxin/Schroth 2007, Schmiede-
bach/Woellert 2006:174, Fischer 2008:1418, Rn.17 ff.).34 Diese Einteilung erscheint nicht lo-
gisch, da die indirekte Sterbehilfe auch aktives Tun erfordert und daher zur aktiven Sterbehil-
fe zu rechnen ist.  Sinnvoller ist die Einteilung in aktive direkte Sterbehilfe, aktive indirekte 
Sterbehilfe und passive Sterbehilfe (vgl. Sonnen 2005:11). Nach dem Zeitpunkt wird die pas-
sive Sterbehilfe in die Hilfe im oder beim Sterben und die Hilfe zum Sterben unterteilt. Straf-
rechtlich relevant ist, ob durch das Tun bzw. Unterlassen eine Lebensverkürzung stattfindet, 
und ob der Sterbeprozess schon begonnen hat. Bei vorsätzlicher Lebensverkürzung finden die 
Tötungsdelikte Anwendung.
33 Siehe z-B. den Alternativ-Entwurf eines Gesetzes über Sterbehilfe von 1986 (vgl.  Arbeitskreis deutscher, 
österreichischer  und  schweizer  Strafrechtslehrer  1986)  und  die  Vorschläge  zur  Einführung  einer 
strafrechtlichen Regelung der Sterbehilfe (vgl. Deutscher Juristentag:2006). 
34 Zur Kritik der Terminologie siehe auch Fischer 2005:1418-1419, Rn. 17-18 und Nationaler Ethikrat 2006: 49 
ff.
32
Die  aktive direkte Sterbehilfe im  Sinne einer „gezielten schmerzlosen Tötung oder Be-
schleunigung des Todeseintritts“ (Fischer 2008:1418, Rn. 17) einer tödlich kranken oder ster-
benden Person ist grundsätzlich gem. §§ 211, 212 StGB strafbar. Die Strafe kann jedoch nach 
§ 216 StGB (Tötung auf Verlangen) gemildert werden, wenn die Tötung auf ausdrückliches 
und ernsthaftes Verlangen der getöteten Person geschieht. Die aktive indirekte Sterbehilfe ist 
straflos. Sie beinhaltet Medikation zur Schmerzlinderung unter Inkaufnahme lebensverkür-
zender Wirkung und wird nach herrschender Meinung als gerechtfertigt gem. § 34 StGB an-
gesehen (vgl. Roxin/Schroth 2007: 323; BGH, 3 StR 79/96, vom 15.11.96).35 Bei der passi-
ven Sterbehilfe handelt es sich um Sterbenlassen durch Unterlassen. Dies bedeutet den Ver-
zicht bzw. Abbruch lebensverlängernder Therapiemöglichkeiten. Dazu zählt allerdings auch 
aktives Tun wie z.B. das Abstellen einer Beatmungsmaschine (Sonnen 2005:12). Die passive 
Sterbehilfe mit (aktueller oder mutmaßlicher) Einwilligung des Patienten bzw. der Patientin 
ist straffrei. Grundsätzlich stellt jede ärztliche Heilbehandlung eine Körperverletzung dar, die 
einer Einwilligung bedarf.36 Die Patienten haben das Recht, eine ärztliche Heilbehandlung zu 
verweigern.37 Die ärztliche Fachkraft hat sich an die Einwilligung zu halten und wird durch 
sie von ihrer Garantenstellung entbunden. Der Wille des Patienten oder der Patientin gilt 
auch,  wenn er nach objektivem Urteil  falsch oder unverantwortlich erscheint  (vgl.  Roxin 
2007:329). Auch die passive Sterbehilfe auf Bitte des Sterbewilligen bei klarem Bewusstsein 
durch eine Person, die keine ärztliche Fachkraft ist, bleibt straffrei , vorausgesetzt die Person 
befindet sich im Sterbeprozess (vgl. Roxin/Schroth 2007:331). Problematischer sind Fälle, in 
denen nicht eingewilligt werden kann, weil die Person keinen Einwilligungswillen mehr hat. 
Liegt eine bei Einwilligungsfähigkeit getroffene Voraberklärung vor, so ist diese gültig. Diese 
sogenannte Patientenverfügung wurde mit dem 3. Betreuungsrechtsänderungsgesetz, das am 
01.09.2009 in Kraft trat, erstmals gesetzlich geregelt. Die Patientenverfügung muss in schrift-
licher Form vorliegen, die konkrete Situation erfassen und von einer einwilligungsfähigen, 
volljährigen Person verfasst worden sein (vgl. § 1901a I BGB). Auch kann im Voraus eine 
Vorsorgevollmacht für den Fall der Einwilligungsunfähigkeit erteilt werden, die die Entschei-
35 Andere Autoren begründen die Straflosigkeit durch Tatbestandsausschluss (vgl. Roxin 2007:323).
36 Voraussetzung der Einwilligung ist, dass die Patienten Art, Bedeutung und Tragweite und auch die Risiken 
der Maßnahme erfassen und ihren Willen danach bestimmen können (vgl. Deutscher Bundestag 2008: 13). 
Einwilligen können die Patienten selbst, ihre gesetzlichen Vertreter oder Bevollmächtigte. Minderjährige, die 
die nötige  Einsichtsfähigkeit  besitzen,  sind einwilligungsfähig.  Die  Einwilligungsfähigkeit  wird unter  14 
Jahren jedoch meist verneint. Eine Patientenverfügung ist erst ab der Volljährigkeit gültig. Entscheidend bei 
der Beurteilung der Einwilligungsfähigkeit ist die Sachlage im Einzelfall (vgl. Tag 2007:1375, Rn 6). 
37 Ein  Handeln  gegen  den  Willen  der  Patienten  kann  eine  Straftat  gem.  §§  223  bzw.  229  StGB 
(Körperverletzung) darstellen (z.B. Bluttransfusion). 
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dung auf einen Bevollmächtigten übergehen lässt. Wenn keine Patientenverfügung vorliegt, 
muss nach dem mutmaßlichen Patientenwillen gefragt werden: „Zu berücksichtigen sind ins-
besondere frühere mündliche oder schriftliche Äußerungen, ethische oder religiöse Überzeu-
gungen und sonstige persönliche Wertvorstellungen des Betreuten“ (§ 1901a Abs. 2 BGB). 
Dabei soll auch „[...] nahen Angehörigen und sonstigen Vertrauenspersonen des Betreuten 
Gelegenheit zur Äußerung gegeben werden, sofern dies ohne erhebliche Verzögerung mög-
lich ist“ (§ 1901b Abs. 2 BGB). Lässt sich auch kein mutmaßlicher Patientenwillen herleiten, 
so „[...] muss auf Kriterien zurückgegriffen werden, die allgemeinen Wertvorstellungen ent-
sprechen. Im Zweifelsfall hat der Schutz menschlichen Lebens Vorrang“ (BGH, 1 StR 357/94 
vom 13.09.1994). Durchgesetzt wird der Wille des Patienten bzw. der Patientin durch den Be-
vollmächtigten oder den gesetzlich zugewiesenen Betreuer. In Situationen, in denen bei Ein-
willigung bzw. deren Verweigerung in eine ärztliche Maßnahme begründete Gefahr38 für das 
Leben des Patienten bzw. der Patientin besteht und sich die ärztliche Fachkraft und die be-
vollmächtigte Person uneinig über den Willen dieser sind, ist eine Genehmigung des Vor-
mundschaftsgerichts notwendig (§ 1904 BGB). Kontrovers diskutiert wurden bisher Fälle der 
Gültigkeit  der Einwilligung in eine Behandlungsbegrenzung bei irreversibel geschädigten, 
einwilligungsunfähigen Personen, bei denen der Sterbeprozess noch nicht begonnen hat, z.B. 
Wachkomapatienten  (vgl.  BGH,  1  StR,  vom  13.09.94  und  BGH  XII  ZB  2/03,  vom 
17.03.2003). Die neue Regelung sieht ausdrücklich vor, dass eine rechtsgültige Patientenver-
fügung bzw. eine mutmaßliche Einwilligung „unabhängig von Art und Stadium einer Erkran-
kung des Betreuten“ (§ 1901a Abs. 3 BGB) gilt. Erlaubt und sogar geboten ist die reine Leid-
minderung, die die Medikation zur Schmerzlinderung ohne lebensverkürzende Wirkung mit 
mutmaßlicher bzw. mit Einwilligung der Patienten beinhaltet (vgl. Schneider 2003:317, Rn. 
90).
  10.5.2  Kritik an der Begriffen aktive, direkte und 
indirekte Sterbehilfe 
„Die Verwendung der Begriffe Sterbehilfe, Sterbebegleitung und Euthanasie ist besonders 
in der deutschsprachigen Diskussion strittig“ (Schmiedebach/Woellert 2006:174).  Synonym 
für Sterbehilfe wird auch die international gebräuchliche Benennung Euthanasie verwendet. 
38 „[...]  wenn die begründete Gefahr besteht,  dass der Betreute auf Grund der Maßnahme stirbt  oder einen 
schweren und länger dauernden gesundheitlichen Schaden erleidet“ (§ 1904 Abs. 1 BGB). 
34
Aufgrund der Verwendung dieser für den systematischen Massenmord an psychisch kranken 
und behinderten Menschen während des Nationalsozialismus ist sie jedoch inakzeptabel (vgl. 
ebd., Duden Recht 2007). Habicht (2009:166f.) verweist jedoch darauf, dass es im Zuge einer 
Harmonisierung des Rechts auf Europaebene nicht sinnvoll sei, Euthanasie einseitig nur mit 
strafbaren Handlungen zu belegen. Des Weiteren sei Euthanasie auch nicht in allen Wissen-
schaften negativ belegt. Die Einteilung der verschiedenen Formen der Sterbehilfe in verbote-
ne aktive (direkte) Sterbehilfe und erlaubte aktive indirekte und passive Sterbehilfe ist nicht 
unproblematisch. Neben dem Problem eines nicht einheitlichen Sprachgebrauchs gibt es auch 
inhaltliche Probleme. Die Unterscheidung nach aktivem Tun und passivem Unterlassen ist 
bei Fällen wie dem (aktiven) Abschalten intensivmedizinischer Geräte schwierig (vgl. u.a. 
Habicht 2009: 132ff.). Dies führt zu Unsicherheit bei Vormundschaftsgerichten und ärztli-
chen Fachkräften. Außerdem suggeriert passiv ein passives Verhalten der ärztlichen Fach-
kraft. Diese ist jedoch auch weiterhin dazu verpflichtet, aktiv für eine medizinische Basisver-
sorgung der Patienten zu sorgen und palliativmedizinisch zu behandeln (vgl. Bundesärzte-
kammer 2009:7). Die Unterscheidung in erlaubte Hilfe beim Sterben und unerlaubte Hilfe 
zum Sterben wird der  zeitlichen Dimension möglicher erlaubter  Hilfeleistungen nicht ge-
recht. (vgl. Habicht 2009: 167). Auch die Einteilung nach der direkten oder indirekten Le-
bensverkürzung birgt Probleme, da sie sich an der Motivation des Arztes bzw. der Ärztin ori-
entiert, die schwer nachweisbar ist (vgl. ebd.: .154). Stattdessen plädieren einige Autoren und 
Autorinnen, besonders aus dem medizinischen Bereich, dafür, die Begriffe und Benennungen 
mehr am Sachverhalt als an rechtswissenschaftlichen Konzepten zu orientieren (vgl. u.a. Ha-
bicht 2009:169, Otto 2006, Bundesärztekammer 2009, Nationaler Ethikrat 2006). Die Bun-
desärztekammer  spricht  sich  gegen die  Verwendung von Sterbehilfe  und Behandlungsab-
bruch aus, da das Ziel von Ärzten und Ärztinnen sei, bis zum Schluss zu behandeln und die 
sterbende Person zu begleiten. Stattdessen plädiert sie für den Terminus Sterbebegleitung für 
„[…] jede Form mitmenschlicher Hilfe, die man einem Sterbenden schuldet und die sein Los 
erleichtern soll“ (Bundesärztekammer 2009:5). Nach dieser Definition stimmt Sterbebeglei-
tung zum Teil mit dem international gebräuchlichen  Begriff palliative care überein.39 Habicht 
39 „Palliativmedizin /  Palliative Care ist gemäß der Definition der Weltgesundheitsorganisation (WHO) von 
2002 ein  Ansatz  zur  Verbesserung  der  Lebensqualität  von  Patienten  und  ihren  Familien  (bzw. sozialem 
Umfeld), die mit Problemen konfrontiert sind, welche mit einer lebensbedrohlichen Erkrankung einhergehen. 
Dies  geschieht  durch  Vorbeugen  und  Lindern  von  Leiden  durch  frühzeitige  Erkennung,  sorgfältige 
Einschätzung und Behandlung von Schmerzen sowie anderen Problemen körperlicher, psychosozialer und 
spiritueller Art. Das Hauptziel von Palliativversorgung ist der Erhalt, die Förderung bzw. – soweit möglich – 
die  Verbesserung  der  Lebensqualität  für  Patienten  und  ihr  soziales  Umfeld  (auch  über  die  Sterbephase 
hinaus).  Im  Deutschen  wird  Palliativmedizin  als  Übertragung  des  englischen  Begriffes  Palliative  Care 
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(2009:169) differenziert in Tötung auf Verlangen; Beenden, Begrenzen und Unterlassen le-
bensverlängernder  Maßnahmen  und  leidmindernde  Behandlung.  Der  Nationale  Ethikrat 
(2006:96f.)  unterscheidet  in  strafbare  Tötung  auf  Verlangen  (u.a.  aktive  Sterbehilfe)  und 
straflose Sterbebegleitung, Therapien am Lebensende (u.a. indirekte Sterbehilfe), Sterbenlas-
sen (auf Verlangen) (passive Sterbehilfe) und Beihilfe zur Selbsttötung (assistierter Suizid.)
  10.5.3  Kritik an den Begriffen eutanasia directa, indirecta 
y pasiva 
Auch in Spanien gibt es keine begriffliche Klarheit und keine einheitlichen Benennungen 
zum Thema Sterbehilfe.  Jedoch scheint keine direkte Assoziation mit den oben genannten 
Verbrechen während des Nationalsozialismus zu bestehen (vgl.  Nuñez Paz 1998:44).  Die 
Real Academia Española definiert eutanasia als: „Acción u omisión que, para evitar sufrimi-
entos a los pacientes desahuciados, acelera su muerte con su consentimiento o sin él“ (Real 
Academia 2001). Darunter fällt demnach auch die aktive Tötung eines Menschen gegen des-
sen Willen, wenn sie aus moralischen Gründen (Leidminderung) geschieht. Dies erfüllt je-
doch den Tatbestand des homicidio. Aus diesem Grund halten einige das Vorliegen einer Ein-
willigung bzw. eines Verlangens für essentiell (vgl. Nuñez Paz 1998:42ff., OMC/SECPAL 
2002). Eutanasia steht demnach ausschließlich für „la acción u omisión, directa e intenciona-
da, encaminada a provocar la muerte de una persona que padece una enfermedad avanzada o 
terminal, a petición expresa y reiterada de ésta“ (OMC/SECPAL 2002:3). Diese Definition 
stimmt mit dem Tatbestand des Art. 143 Abs. 4 CP bzw. der unter § 216 StGB verhandelten 
aktiven direkten Sterbehilfe überein. 
Die spanische Ärztekammer u.a. spricht sich dafür aus, andere Handlungen,  wie die „ce-
sación o no inicio de medidas terapéuticas fútiles innecesarias en un enfermo que se encuen-
tre en situación de enfermedad terminal“ und den „[...] mecanismo [...] del doble efecto ya ci-
tado, mediante el cual podría a veces adelantarse la muerte como resultado del efecto secun-
dario de un tratamiento analgésico, o sedante“ nicht als eutanasia zu bezeichnen, da sie „par-
te de la buena práctica“ (OMC/SECPAL 2002:3) sind. 
verwendet. Sie beinhaltet gleichwertig ärztliche, pflegerische, psychosoziale und spirituelle Kompetenz. Im 
engeren Sinn kann unter Palliativmedizin (englisch: Palliative Medicine) auch der unverzichtbare, ärztliche 
Beitrag zu Palliative Care verstanden werden“  (DGP / DHPV 2009:4). 
36
Díez Ripollés (2004:556) kritisiert, ähnlich wie Habicht (2009), dass die Einteilung in eu-
tanasia activa und pasiva sowie eutanasia directa und indirecta hauptsächlich auf strafrecht-
liche Begriffe (Tun versus Unterlassen, dolo directo versus dolo eventual) abzielt und die un-
terschiedlichen Sachverhalte nicht in angemessener Weise reflektiert  Er spricht sich für eine 
an den unterschiedliche Situationen orientierte Unterteilung aus, verwendet jedoch eutanasia 
weiter als Oberbegriff für:
Aquel comportamiento que, de acuerdo con el interés o voluntad de otra persona que padece una lesión 
o enfermedad incurable, generalmente mortal, que le causa graves sufrimientos y afecta considerable-
mente a su calidad de vida, da lugar a la producción, anticipación o no aplazamiento de la muerte del 
afectado (Díez Repolles 2004:550).
Weiter unterteilt er in eutanasia terminal,  eutanasia paliativa und eutanasia cualitativa.,  
was auch für die neue Ausgabe des Diccionario Espasa jurídico (2001) gilt. Alle drei Fälle 
können sowohl aktives Handeln wie auch Unterlassen beinhalten. Die eutanasia terminal und 
die eutanasia paliativa sind straffrei. Bei der eutanasia terminal „Se trata de situaciones en 
las que la medicina, a tenor de los actuales conocimientos y técnicas, sólo puede limitarse es-
trictamente a retrasar el momento de la muerte, sin capacidad para asegurar una vida que 
mantenga con una mínima autonomía las  funciones  vitales  esenciales“ (Espasa 2001:20). 
Dazu zählen Fälle von „enfermo terminal o persona en estado vegetativo persistente“ (Espasa 
2001:666). Die eutanasia paliativa, bei der „[...] se aplican analgésicos o lenitivos con el fin 
de eliminar o mitigar  graves sufrimientos, dando  lugar a una anticipación del momento de la 
muerte“, betrifft Fälle von „personas con afecciones incurables y permanentes“ (ebd.). Wich-
tig ist, dass das vorrangige Ziel die Schmerzlinderung ist, entweder durch Medikation oder 
durch Unterlassen schmerzhafter Behandlungen. Die eutanasia cualitativa betrifft Handlun-
gen, die auf die direkte Tötung abzielen, um Schmerzen zu ersparen. 
  10.5.4  Sterbehilfe in Spanien
Im CP wurde 1995 der Art. 143 Abs. 4 eingeführt, der die aktive direkte Sterbehilfe unter 
Strafe stellt. Voraussetzung für eine Tatbestandsmäßigkeit ist, dass es sich bei der getöteten 
Person um eine schwer kranke oder sterbende Person handelt („sufriera una enfermedad gra-
ve que conduciría necesariamente a su muerte, o que produjera graves padecimientos perma-
nentes y difíciles de soportar“), die Tötung aufgrund eines Verlangens („a petición“) stattfin-
det und ein kausaler Zusammenhang zwischen der Handlung des Täters bzw. der Täterin und 
37
dem Handlungserfolg Tod besteht („causare o cooperare activamente con actos necesarios y 
directos a la muerte de otro“) (Art. 143 Abs. 4 CP). Das Strafmaß ist gegenüber dem homici-
dio und asesinato gemildert. Calderón Cerezo (1999:1045) betont, dass es sich nach Legalde-
finition bei der Krankheit nicht notwendigerweise um eine tödliche Krankheit handeln muss, 
und die Leiden auch psychischer Art sein können. Die passive und die indirekte Sterbehilfe 
fallen nicht unter Art. 143 Abs. 4 CP und bleiben damit straffrei. Dabei muss der Sterbepro-
zess jedoch schon begonnen haben (vgl. Nuñez Paz 1999:61, 142). Die Tötung einer Person, 
ob im Sterbeprozess oder nicht, ohne deren Einwilligung wird unter homicidio und asesinato 
verhandelt. Ausschlaggebend für die Straffreiheit der passiven und indirekten Sterbehilfe ist 
die Einwilligung des Patienten bzw. der Patientin, da jede ärztliche Heilbehandlung40 einer 
Einwilligung bedarf (consentimiento informado). Der Patient bzw. die Patientin hat das Recht 
die Behandlung zu verweigern.41 Fehlt eine aktuelle Einwilligung, so können Voraberklärun-
gen herangezogen werden. Das Ley 41/2002 nennt in Art. 11 die Rahmenbedingungen für die 
Patientenverfügung (instrucciones previas): sie muss von einer einwilligungsfähigen, volljäh-
rigen Person freiwillig und in schriftlicher Form verfasst werden. Des Weiteren darf sie nicht 
gegen geltendes Recht oder die lex artis42 verstoßen, muss sich auf die konkrete Situation be-
ziehen und kann jederzeit  schriftlich widerrufen werden.43 Auch besteht  die  Möglichkeit, 
einen gesetzlichen Vertreter zu bestimmen, der „sirva como interlocutor suyo [del paciente] 
con el médico o el equipo sanitario para procurar el cumplimiento de las instrucciones previ-
as.“ (Art. 11 Abs. 1 Ley 41/2002). Die genauen Anforderungen bezüglich der Ausgestaltung 
der Patientenverfügung legen die einzelnen Comunidades Autónomas fest. Bis jetzt haben 12 
Comunidades Autónomas entsprechende Gesetze erlassen. Die instrucciones previas können 
„ante notario“, „ante tres testigos mayores de edad y con plena capacidad de obrar“ (Arts. 
2a,b Ley 21/2000,  Cataluña) oder „ante el funcionario o empleado público encargado [...] de 
Voluntades Anticipadas“ (Art. 3 Abs. 2b Ley 7/2002, País Vasco) ausgestellt werden. Auf 
Landesebene  soll  ein  „Registro  nacional  de  instrucciones  previas“  (Art.  11  Abs.  5  Ley 
40 „Toda actuación en el ámbito de la salud de un paciente [...]“ (Art. 8 Abs. 1 Ley 41/2002).
41 In folgenden Fällen kann auf die Einwilligung des Patienten bzw. der Patientin verzichtet werden: „riesgo 
para la salud pública“ oder „riesgo inmediato grave para la integridad física o psíquica del enfermo“ (Art. 9.2 
Ley 41/2002). 
42 Lex artis  bzw. lege artis bedeutet  in diesem Fall „nach den Regeln der ärztlichen Kunst“ (Duden Recht 
2007).
43 „No serán aplicadas las instrucciones previas contrarias al ordenamiento jurídico, a la lex artis, ni las que no 
se correspondan con el supuesto de hecho que el interesado haya previsto en el momento de manifestarlas. En 
la  historia  clínica  del  paciente  quedará  constancia  razonada  de  las  anotaciones  relacionadas  con  estas 
previsiones“ (Art. 11 Abs. 3 Ley 41/2002, de 14 de noviembre). 
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41/2002) errichtet werden. Ärztliche Fachkräfte sind nicht dazu verpflichtet, das Leben eines 
Menschen unnötig zu verlängern.  
11. Straftaten gegen das ungeborene Leben 
 11.1 Schwangerschaftsabbruch 
Schwangerschaftsabbruch ist, rechtlich gesehen, die vorsätzliche Tötung einer vorgeburtli-
chen menschlichen Leibesfrucht (Creifelds 2007:1030). Geschütztes Rechtsgut ist das unge-
borene menschliche Leben im Mutterleib (vgl. BVerfGE 39, 1 und 88, 203; STC 53/1985). 
Dieses steht im Interessenkonflikt mit dem auch verfassungsrechtlich geschützten Rechtsgut 
der Würde und der körperlichen Integrität der Schwangeren. Schwangerschaftsabbruch wur-
de und wird in den meisten Gesellschaften kontrovers diskutiert und es existieren kaum iden-
tische Regelungen. Dies zeigt sich u.a. in den unterschiedlichen Regelungsorten (vgl. Eser 
2000:4f.). Mögliche Lösungen sind die Indikationenregelung, bei der ein Schwangerschafts-
abbruch nur bei bestimmten, (meist) einer Beurteilung Dritter unterliegenden Zulässigkeits 
voraussetzungen (Indikationen) erlaubt ist und die Fristenregelung, bei der ein Schwanger-
schaftsabbruch ohne Angabe von Gründen bis zu einem bestimmten Zeitpunkt der Schwan-
gerschaft erlaubt ist. Die in Deutschland in Kombination mit einer Indikationenregelung gül-
tige Beratungsregelung ist eine Form der Fristenregelung, bei der die Schwangere nach obli-
gatorischer Beratung über einen Abbruch entscheidet. In Spanien gilt eine Indikationenrege-
lung.  Relevant  für  die  Unterscheidung  der  einzelnen  Regelung  des  Schwangerschaftsab-
bruchs sind der zeitliche Faktor (Abgrenzung von Empfängnis und Einnistung), prozedurale 
Voraussetzungen  (Beratungspflicht),  materielle  Erlaubtheitsvoraussetzungen  (Indikationen) 
sowie die Wirkung der Straffreistellung als  Ausschluss der Rechtswidrigkeit  oder nur der 
Strafbarkeit (vgl. Eser 2000:7). Genannte Lösungen regeln in Spanien und Deutschland den 
Schwangerschaftsabbruch mit Einwilligung der Schwangeren. Der Schwangerschaftsabbruch 
ohne Einwilligung der Schwangeren ist in beiden Rechtsordnungen verboten.44 Der fahrlässi-
ge Schwangerschaftsabbruch ist in Spanien im Gegensatz zu Deutschland verboten.
44 Dies  gilt  nicht,  wenn  die  Einwilligung  aufgrund  eines  Notfalls  bei  dem  Gefahr  für  das  Leben  der 
Schwangeren besteht nicht einzuholen ist (Art. 417 bis. Abs. 1.1 CP). 
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  11.1.1  Geschichte des Schwangerschaftsabbruchs in 
Deutschland 
Bis  1974  war  ein  Schwangerschaftsabbruch  nur  nach  streng  medizinischer  Indikation 
möglich. Mit dem 5. StrRG von 1974 sollte eine Fristenlösung eingeführt werden, wonach 
der Schwangerschaftsabbruch mit Einwilligung der Schwangeren innerhalb von 12 Wochen 
nach Empfängnis straffrei sein sollte. Diese Regelung wurde vom Bundesverfassungsgericht 
für verfassungswidrig erklärt (BverfGE 39, 1). Die Neuregelung des 15. StrÄG von 1976 galt 
als weite Indikationenregelung, die einen Schwangerschaftsabbruch aus medizinischer, em-
bryopathischer, kriminologischer und sozialer Indikation erlaubte. Nach der Wiedervereini-
gung waren zunächst unterschiedliche Regelungen gültig. In der ehemaligen DDR galt ge-
mäß dem Gesetz über die Unterbrechung der Schwangerschaft vom 09.03.1972 eine Fristen-
lösung, in den alten Bundesländern galt weiterhin die Indikationregelung nach 15. StrÄG. 
Das Schwangeren- und Familienhilfegesetz vom 27.07.1992 sah eine rechtfertigende Fristen-
lösung mit Beratungspflicht vor, wurde jedoch vom Bundesverfassungsgericht z.T. für ver-
fassungswidrig erklärt (BverfGE 88, 203). Es war ohne §218a Abs. 1 bis zum Schwangeren- 
und Familienhilfeänderungsgesetz vom 21.09.1995 gültig. Seit 01.10.1995 gilt eine bundes-
deutsche Regelung, die durch das Schwangerschaftskonfliktgesetz (SchKG)vom 27.07.1992 
ergänzt wird. Innerhalb von 12 Wochen nach Empfängnis gilt eine Fristenlösung mit Bera-
tungspflicht, danach gilt eine Indikationenreglung. Weggefallen sind die Notlagenindikation 
und die embryopathische Indikation (zu erwartende Behinderung des Kindes), die jedoch un-
ter der medizinisch-sozialen Indikation verhandelt wird. In der Praxis ist damit ein zeitlich 
unbegrenzter  Schwangerschaftsabbruch  aufgrund  einer  embryopathischen  Indikation  ohne 
Beratung gem. § 219 StGB möglich. Einige Seiten forderten eine Neuregelung dieser soge-
nannten Spätabbrüche nach embryopathischer Indikation. Am 13.05.09 wurde eine Änderung 
des SchKG beschlossen, die am 01.01.2010 in Kraft trat und alle Abbrüche nach sozial-medi-
zinischer Indikation betrifft.  Neu ist u.a. eine zwingende  Bedenkfrist von drei Tagen zwi-
schen Diagnose und Indikationsfeststellung, die Verpflichtung der ärztlichen Fachkraft, die 
Schwangere  bei  embryopathischer  Indikation  auf  ihren  Rechtsanspruch auf  psychosoziale 
Beratung hinzuweisen und gegebenenfalls zu Beratungsstellen zu vermitteln sowie die Ver-
pflichtung, die Beratung, Vermittlung bzw. den Verzicht der Frau schriftlich zu dokumentie-
ren (§ 2a Abs. 1 bis 3 Gesetz zur Änderung des SchKG). 
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  11.1.2  Aktuelle Regelung  in Deutschland 
Der vorsätzliche  Schwangerschaftsabbruch ist  in  Deutschland in  den  §§ 218 bis  219b 
StGB sowie im SchKG geregelt und grundsätzlich rechtswidrig und verboten. Strafbegrün-
dende  Norm ist  §  218 Abs.  1  S.  1  StGB.  Unter  bestimmten  Voraussetzungen bleibt  ein 
Schwangerschaftsabbruch straffrei: Tatbestandsausschluß nach § 218 a Abs. 1 StGB, Recht-
fertigung nach §§ 218a Abs. 2 und 218a Abs. 3 StGB sowie persönliche Schuldausschlie-
ßungsgründe für die Schwangere nach § 218a Abs. 4 StGB. Geschützt ist das werdende Le-
ben von der Einnistung in die Gebärmutter  (§ 218 I S.2 StGB) bis zu Beginn der Geburt 
(Einsetzen der Eröffnungswehen oder ersetzender chirurgischer Eingriff) (vgl.  BGH,  g.F. 1 
StR 665/83, Urteil vom 07.12.1983). Nur mittelbar geschütztes Rechtsgut ist die Gesundheit 
der Schwangeren (vgl. Fischer 2008:1580, Rn. 2). Das ungeborene menschliche Leben steht 
laut Bundesverfassungsgericht (BverfGE 39, 1) vor dem Selbstbestimmungsrecht der Frau. 
Beim Schwangerschaftsabbruch nach Beratungsregelung (§ 218a Abs. 1 StGB) liegt ein Tat-
bestandsausschluss vor, d.h. der Schwangerschaftsabbruch ist zwar rechtswidrig aber straf-
frei.45 Darunter fällt ein Schwangerschaftsabbruch innerhalb von 12 Wochen nach Empfäng-
nis, wenn die Schwangere den Abbruch verlangt hat und durch eine Beratungsbescheinigung 
nachweisen kann, dass sie sich gem. § 219 StGB beraten lassen hat. Auch straffrei, aber nicht 
rechtswidrig,  ist  ein  Abbruch  bei  sozial-medizinischer  Indikation  (unbefristeter  Abbruch) 
oder  kriminologischer  Indikation  (Abbruch  innerhalb  von 12  Wochen  nach Empfängnis). 
Beide Regelungen beziehen sich auf einen ärztlich durchgeführten Schwangerschaftsabbruch 
mit Einwilligung der Schwangeren. Die Indikation muss nach ärztlicher Erkenntnis vorliegen 
und der Abbruch darf nur die letzte Möglichkeit sein, die Gefahr für die Schwangere abzu-
wenden (§ 218a Abs. 2 StGB). Die sozial-medizinische Indikation beinhaltet medizinische 
(Gefahr für das Leben und die Gesundheit der Schwangeren) sowie soziale Rechtfertigungs-
gründe („unter Berücksichtigung der gegenwärtigen und zukünftigen Lebensverhältnisse der 
Schwangeren“ (§ 218a Abs. 2 StGB)). Unter die medizinische Indikation fällt auch die aus 
ethischen Gründen gestrichene embryopathische Indikationen,  etwa wenn die Schwangere 
androht, sich umzubringen. Kriminologische Indikation liegt vor, wenn die Schwangerschaft 
45 Die  Rechtswidrigkeit  eines  Schwangerschaftsabbruchs  hat  Auswirkungen  auf  Zahlungen  durch  die 
Sozialversicherung:  Bei  einem  ärztlich  durchgeführten,  nicht  rechtswidrigen  Schwangerschaftsabbruch 
(Indikationenregelung)  ist  die  Schwangere  grundsätzlich  leistungsberechtigt.  Bei  einem  ärztlich 
durchgeführten, rechtswidrigen Schwangerschaftsabbruch (Fristenregelung) sind der Eingriff selbst und die 
Nachbehandlungen von den Leistungen ausgenommen  (vgl. Duden Recht 2007).   
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nachweisbar auf einer Straftat nach §§ 176 bis 179 StGB basiert (sexueller Missbrauch, sexu-
elle Nötigung und Vergewaltigung). Der Schwangerschaftsabbruch bleibt des Weiteren für 
die Schwangere straffrei, wenn er nach Beratung gem. § 219 StGB und innerhalb von 22 Wo-
chen nach Empfängnis von einer ärztlichen Fachkraft durchgeführt wird46 oder die Schwan-
gere sich in besonderer Bedrängnis befunden hat (§ 218a Abs. 4 StGB). Die §§ 218b,c enthal-
ten Regelungen, die den abbrechenden Arzt bzw. Ärztin betreffen und subsidiär47 zu § 218 
StGB sind.48 Die während des Nationalsozialismus eingeführten §§ 219a,b StGB betreffen 
die Strafbarkeit von Vorbereitungshandlungen zum Schwangerschaftsabbruch (Werbung für 
den Abbruch der Schwangerschaft, Inverkehrbringen von Mitteln zum Abbruch der Schwan-
gerschaft).  Der Versuch des Schwangerschaftsabbruchs ist prinzipiell strafbar, jedoch nicht 
für die Schwangere selbst (§ 218 Abs. 4 StGB). 
  11.1.3  Geschichte des Schwangerschaftsabbruchs in 
Spanien
Bis 1985 war in Spanien jede Form des Schwangerschaftsabbruchs illegal. Die Regierung 
beschloss 1983 ein Proyecto de Ley, das jedoch nicht in Kraft trat, da es vom Tribunal Con-
stitucional als verfassungswidrig angesehen wurde. Die Verfassungswidrigkeit betraf jedoch 
nicht die Indikationenregelung an sich: „[...] el art. 417 bis del Código Penal es disconforme 
con la Constitución, no en razón de los supuestos en que declara no punible el aborto, sino 
por incumplir en su regulación exigencias constitucionales derivadas del art. 15 de la Consti-
tución, que resulta por ello vulnerado, en los términos y con el alcance que se expresan en el 
fundamento jurídico 12 de la presente Sentencia“ (STC 53/1985). Das Tribunal Constitucio-
nal forderte  Änderungen bezüglich eines  dictamen previo  und der  Durchführung des Ab-
bruchs „en las condiciones médicas adecuadas para salvaguardar el derecho a la vida y a la 
salud de la mujer“ (ebd.). Der Entwurf wurde überarbeitet und 1985 trat das „Ley Orgánica 
9/1985, de 5 de julio, sobre supuestos no punibles del aborto“ in Kraft, dass mit dem Artikel 
417bis. die Straffreiheit eines Schwangerschaftsabbruchs bei bestimmten Indikationen ein-
46 Dabei handelt es sich meist um Abbrüche im Ausland, da die Strafbarkeit für den Arzt bzw. die Ärztin in 
Deutschland weiter besteht. 
47 Subsidiarität  im  Strafrecht  ist  ein  Fall  von  Konkurrenz  von  Straftaten.  Dabei  werden  die  miterfassten 
Tatbestände verdrängt. 
48 § 218b Abs. 1 StGB betrifft die unrichtige bzw. fehlende ärztliche Feststellung einer Indikation, § 218b Abs. 
2  die  Berechtigung  zur  Feststellung  und  §  218c  befasst  sich  mit  den  Darlegungs-,  Beratungs-  und 
Vergewisserungspflichten der ärztlichen Fachkraft, die den Schwangerschaftsabbruch durchführt. 
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führte.  Diese Regelung ist bis heute gültig. Ergänzt wird sie von dem  Real Decreto „RD 
2409/1986, de 21 de noviembre, sobre centros sanitarios acreditados y dictámenes precepti-
vos para le práctica legal de la interrupción voluntaria del embarazo“, das u.a. prozedurale 
Erfordernisse  und  Regelungen  hinsichtlich  der  ärztlichen  Fachkraft,  die  die  Abtreibung 
durchführt, und des Krankenhauses enthält. Mit dem CP von 1995 entfiel die Strafmilderung 
für die Schwangere bei Schwangerschaftsabbrüchen „para ocultar su deshonra“ (Art. 414 CP 
1973). Generell wurde das Strafmaß für die Schwangere gesenkt, so dass diese nicht zwin-
gend mit Gefängnisstrafe bestraft wird. 
Momentan wird in Spanien eine neue Regelung diskutiert, die erstmalig eine Fristenlösung 
in ganz Spanien vorsieht (Proyecto de Ley 121/000041). Das vom Consejo de Ministros am 
26.09.09 beschlossene „Proyecto de Ley de Salud Sexual y Reproductiva y de Interrupción 
Voluntaria del Embarazo“ befindet sich momentan im Congreso de los Diputados. Der Geset-
zesentwurf soll die juristischen Normen der Realität in Spanien und den Regelungen in ande-
ren Mitgliedsstaaten der EU anpassen.49  Er enthält eine Fristenregelung, nach der eine Frau 
bis zur 14 Woche nach Empfängnis abtreiben kann, wenn sie sich drei Tage davor hat beraten 
lassen. Des weiteren gilt eine Indikationenreglung, nach der bis zur 22 Woche nach medizini-
scher oder embryopathischer Indikation abgetrieben werden darf. Die embryopathische Indi-
kation muss von einem aus mehreren spezialisierten Ärzten bzw. Ärztinnen bestehenden Co-
mité Clínico festgestellt werden. Neu ist auch, dass eine Frau ab 16 Jahren ohne Zustimmung 
der Eltern abtreiben darf. Damit soll das Mindestalter für die Einwilligung in einen Schwan-
gerschaftsabbruch dem Mindestalter für die Einwilligung in medizinische Heilbehandlungen 
angepasst werden (vgl. Ley 41/2002). 
  11.1.4  Aktuelle Regelung  in Spanien 
Der Schwangerschaftsabbruch ist in Spanien prinzipiell verboten, jedoch bleibt er bei Vo-
liegen medizinischer, ethischer oder embryopathischer Indikationen (indicación terapéutica,  
ética o eugenésica) straffrei.50 Geschützt ist das werdende Leben nach herrschender Meinung 
vom Zeitpunkt der Nidation (vgl. Calderón Cerezo 2007:1051, Muñoz Conde 1996:81) bis zu 
Beginn  der  Geburt  (vgl.  STS  726/1998).  Voraussetzung  für  alle  drei  Fälle  ist,  dass  der 
Schwangerschaftsabbruch mit Einwilligung der Schwangeren („con consentimiento expreso 
49 Siehe dazu u.a. Europäisches Parlament 06.06.2002.
50 Dabei wirken die Indikationen als Rechtfertigungsgründe (vgl. Calderón Cerezo  2007:1058). 
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de la mujer embarazada“)51 und von einer ärztlichen Fachkraft in einem dafür vorgesehenen 
„centro  o  establecimiento  sanitario“  (Art.  417bis  Abs.  1  CP)  durchgeführt  wird.52 Der 
Schwangerschaftsabbruch ist bei ethischer Indikation bis zur 12 Woche, bei embryopathischer 
Indikation bis zur 22 Woche nach Empfängnis und bei medizinischer Indikation fristlos er-
laubt. Die medizinische Indikation („evitar un grave peligro para la vida o la salud física o 
psíquica de la embarazada“) muss vor dem Abbruch durch eine/n „médico de la especialidad 
correspondiente“ (Art. 417bis Abs. 1.1 CP) festgestellt werden. Diese Person darf nicht mit 
der Person übereinstimmen, die den Schwangerschaftsabbruch durchführt. Bei der ethischen 
Indikation muss eine Straftat gem. § 429 CP 1973 (violación) vorliegen und diese angezeigt 
worden sein. Die embryopathische Indikation muss von „dos especialistas de centro o estable-
cimiento sanitario, público o privado, acreditado al efecto, y distintos de aquél o bajo cuya di-
rección se practique el aborto“ (Art. 417bis Abs. 1.3 CP)vor dem Abbruch festgestellt werden. 
Die Schwangere bleibt straffrei „aun cuando la práctica del aborto no se realice en un centro o 
establecimiento público o privado acreditado o no se hayan emitido los dictámenes médicos 
exigidos“ (Art. 417bis. Abs. 4 CP). Die Artikel 145 bis 146 CP regeln den strafbaren Schwan-
gerschaftsabbruch. Dabei beziehen sich Arts. 145 Abs. 1 und 145 Abs. 2 CP auf einen Frem-
dabbruch mit Einwilligung der Schwangeren ohne Vorliegen einer der genannten Indikatio-
nen. Das Strafmaß für die Schwangere ist dabei geringer als das für die Person, die den Ab-
bruch durchführt (Art. 145 Abs.2 CP). Art. 145.2 CP enthält des Weiteren eine Strafmilderung 
für die Schwangere bei Eigenabbruch. Strafschärfend wirkt sich aus, wenn der Schwanger-
schaftsabbruch ohne Einwilligung der Schwangeren oder bei Willensmängeln („habiendo ob-
tenido la anuencia de la mujer mediante violencia, amenaza o engaño“ Art. 144 CP) durchge-
führt wurde. Im ersten Fall ist die Verübung der Tat durch Unterlassen möglich (Garantenstel-
lung der ärztlichen Fachkraft), im zweiten Fall muss ein Tun vorliegen (vgl. Espasa 2001:29). 
Der fahrlässige Schwangerschaftsabbruch (por imprudencia grave) ist in Art. 146 CP geregelt 
und wird  geringer bestraft als ein vorsätzlicher Schwangerschaftsabbruch. Die Schwangere 
bleibt straffrei. Bei  imprudencia profesional wird zusätzlich ein Berufsverbot verhängt. Der 
Versuch des fahrlässigen Schwangerschaftsabbruchs bleibt gem. Art. 12 CP straffrei. Der ver-
suchte, nicht indizierte, vorsätzliche Schwangerschaftsabbruch ist strafbar gem. Art. 15 CP. 
51 Minderjährige Frauen benötigen die Einwilligung eines rechtlichen Vertreters (Art. 9.4 Ley 41/2002). 
52 Im  Real  Decreto  2409/1986  wird  weiter  präzisiert,  dass  es  sich  bei  der  den  Schwangerschaftsabbruch 
durchführenden ärztlichen Fachkraft  um eine/n „especialista en Obstetricia y Ginecología“ handeln muss 
(Art. 1.1). 
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Teil II Sprachlicher Teil 
12. Grundprobleme juristischen Übersetzens
„Das Recht lebt durch die Sprache“ (Arntz 2001:206), d.h. Recht existiert nicht per se, 
sondern manifestiert sich erst durch Sprache. Recht kann seine sozialregulierende Funktion 
nur erfüllen, indem es sprachlich in Erscheinung tritt: Der Gesetzgeber legt Regelungen fest, 
die von den Bürgern und Bürgerinnen wahrgenommen werden sollen und von den Gerichten 
ausgelegt werden.53 Im Recht soll ein bestimmtes soziales Verhalten erzielt werden, indem an 
bestimmte  Handlungen  Rechtsfolgen  geknüpft  sind.  Rechtskommunikation  ist  daher  prä-
skriptiv. Im Gegensatz zu anderen Fachgebieten liegt dem Recht keine universelle Wirklich-
keit zu Grunde, sondern es ist kultur- bzw. rechtsordnungsgebunden (vgl. Weißflog 1996:22, 
Arntz 2004:170f, Sandrini 1999:9f.).54 Aus der Sprach- und Systemgebundenheit des Rechts 
ergeben sich diverse Probleme bei der Übersetzung juristischer Texte. Übersetzt wird von ei-
ner Rechtssprache, die an eine Rechtsordnung gebunden ist, in eine andere Rechtssprache, 
die  an  eine  andere   Rechtsordnung  gebunden  ist  (vgl.  Weißflog  1996:44,  Pommer 
2006:17ff.). So lässt sich von der Sprache nicht voreilig auf Rechtssprache und Rechtsord-
nung schließen. Es gibt einsprachige nationale Rechtsordnungen (z.B. Deutschland), mehr-
sprachige Rechtsordnungen (z.B. Finnland, Belgien, Schweiz, Kanada)55 sowie mehrsprachi-
ge internationale bzw. supranationale Rechtsordnungen (Völkerrecht, Europarecht, zu gewis-
sen Teilen auch das Internationale Privatrecht). Eine Sprache kann Rechtssprache in verschie-
denen Rechtsordnungen sein, z.B. Spanisch in Spanien und in vielen Ländern Lateinameri-
kas. Es gibt daher keine deutsche oder spanische Rechtssprache, sondern nur eine deutsche 
Rechtssprache  der  Rechtsordnung  Deutschlands  und  eine  spanische  Rechtssprache  der 
Rechtsordnung Spaniens. Aufgrund der Systemgebundenheit der Rechtssprache gibt es keine 
internationale juristische Fachsprache außer ansatzweise in internationalisierten bzw. harmo-
nisierten Rechtsgebieten. Das Europarecht gilt als selbstständiges, supranationales Rechtssys-
53 Um sprachlich in Erscheinung zu treten muss Recht nicht unbedingt schriftlich fixiert werden. Ebenso kann
Recht nicht-schriftlich versprachlicht sein, wie z.B. in den allgemeinen Rechtsgedanken, dem Gewohnheits- 
und dem Richterrecht (vgl. Wiesmann 2004:11). 
54 Engberg (2008:336) weist darauf hin, dass auch in neueren Arbeiten zur Fachkommunikation im Bereich der 
Technik die Trennung von Fachgegenstand und Fachkommunikation skeptisch betrachtet wird (siehe dazu 
Schmitt 1998). 
55 Hierbei ist weiter zu unterteilen in mehrsprachige Länder mit einer nationalen Rechtsordnung (z.B Belgien, 
Schweiz)  und  mehrsprachige  Länder  mit  mehreren  oder  gemischten  nationalen  Rechtsordnungen  (z.B. 
Kanada, Indien, Israel) (vgl. Ŝarčeviĉ 1997:14). 
45
tem, in dem autonom in allen Amtssprachen eigene Terminologie entwickelt wird. Aufgrund 
der nationalen Umsetzung europarechtlicher Richtlinien wird diese Terminologie Teil des na-
tionalen Rechtssystems und der jeweiligen Rechtssprache, entstammt ihr jedoch nicht. Dies 
führt dazu, dass z.B. in den Niederlanden neben der niederländischen Rechtssprache auch 
eine  europarechtlich-niederländische  Rechtssprache  existiert  (Groot  1999:14).  Rechtstexte 
sind stark normiert, sowohl ihre Makro- als auch ihre Mikrostruktur betreffend. Dies trifft be-
sonders auf Gesetzestexte zu  (siehe Kap. 4). Bei der Übersetzung juristischer Texte ist es 
wichtig, dass der Übersetzer bzw. die Übersetzerin über das notwendige Fach- und Sprach-
wissen verfügt, um die existenten Textsortenkonventionen in den jeweiligen Rechtsordnun-
gen erkennen und produzieren zu können. 
Auch wenn bei der Rechtsübersetzung zwischen inter- und intralingualer Übersetzung un-
terschieden werden kann (Pommer 2006:37-38), erscheint die Unterteilung von Wiesmann 
(2004:73)  in rechtssysteminterne (innerhalb mehrsprachiger  Rechtsordnungen),  beschränkt 
rechtssysteminterne  (supra-  bzw.  internationales  Recht56 und  rechtssystemübergreifende 
Übersetzung zwischen unterschiedlichen Rechtsordnungen) sinnvoller, da hier die Systemge-
bundenheit von Recht im Vordergrund steht. 
Die Übersetzungsprobleme nehmen zu je unterschiedlicher die Rechtsordnungen und die 
Rechtskreise sind, denen diese angehören. Je harmonisierter ein Rechtsgebiet ist, desto weni-
ger  Übersetzungsprobleme  gibt  es  (vgl.  Weißflog  1996:50,  Sandrini  1999:17,  Wiesmann 
2004:123). Terminologiearbeit im Bereich des Rechts ist aufgrund der Unterschiedlichkeit der 
Rechtsordnungen  immer  auch  Rechtsvergleichung  (vgl.  u.a.  Arntz/Picht/Mayer  2004:171, 
Groot 2002:222).  Auf die Beziehung zwischen Rechtsübersetzung und Rechtsvergleichung 
wird in Kap. 10 näher eingegangen. 
13. Rechtssprache
Die Zugehörigkeit der Rechtssprache zu den Fachsprachen ist heute anerkannt (vgl. Wies-
mann 2004:14),  wurde jedoch u.a.  aufgrund ihres allgemeinsprachlichen Charakters lange 
diskutiert (vgl. Pommer 2006:20). Je nach Sprache, Rechtsordnung und nach Funktion oder 
Rechtsgebiet  gibt es unterschiedliche Rechtssprachen (vgl. Sandrini 1996:12f.). Die Eintei-
lung der Rechtssprache in Subrechtssprachen variiert bei unterschiedlichen Autoren und Au-
56 Die Übersetzung von supra- und internationalem Recht gilt nach Wiesmann (2004:73) nur als beschränkt 
rechtssystem- intern, da z.B. im EU-Recht eine starke Bindung an nationale Rechtsordnungen besteht.
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torinnen,57 jedoch werden in der Regel die Gesetzessprache, die Sprache der Gesetzesausle-
gung und die Sprache der Rechtswissenschaft dazu gezählt. Da Recht in alle Lebensbereiche 
hineinwirkt, ist Rechtssprache  durch einen engen Bezug zur Gemeinsprache gekennzeichnet. 
Problematisch für die Übersetzung von Rechtstexten ist  die häufige Verwendung gemein-
sprachlicher Wörter in juristischer Bedeutung. So wird gemeinsprachlich unter Vater der bio-
logische Erzeuger des Kindes verstanden. Im deutschen Zivilrecht wird Vater durch Legalde-
finition in § 1592 BGB terminologisiert: 
Vater eines Kindes ist der Mann, 1. der zum Zeitpunkt der Geburt mit der Mutter des Kindes verheira-
tet ist, 2. der die Vaterschaft anerkannt hat oder 3. dessen Vaterschaft nach § 1600d oder § 182 Abs. 1 
des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit gerichtlich festgestellt ist (§ 1592 BGB).
Bei der Übersetzung juristischer Texte ist juristisches Fachwissen notwendig, um solche 
Termini überhaupt zu erkennen (vgl. Pommer 2006:21f, Stolze 1999:48). Des Weiteren kenn-
zeichnet die Rechtssprache auch ein enger Bezug zu anderen Fachgebieten. So enthält z.B. 
das österreichische Ökostromgesetz spezifische Terminologie aus dem Fachbereich Energie 
und Umwelt (vgl. Sandrini 2008:143). Die Gesetzessprache als Teil der Rechtssprache ist 
doppelt adressiert: zum einen an die Rechtsanwender im weiteren Sinne (Bürgerschaft), zum 
anderen an die Rechtsanwender im engeren Sinne (Gesetzesadressaten wie Gerichte, Verwal-
tungsbehörden, Richterschaft usw.) (vgl. Weißflog 1996:54, Pommer 2006:51). Daraus erge-
ben sich widersprüchliche Anforderungen: Einerseits  sollen Gesetzestexte ausführlich und 
gemeinsprachlich genug sein, um von den Bürgern und Bürgerinnen verstanden zu werden.58 
Andererseits soll Rechtssprache als Fachsprache klar und präzise sein, um Verständigung un-
ter Fachleuten zu ermöglichen. Die juristische Fachsprache soll, im Gegensatz zu anderen 
57 Weißflog  (1996:55)  unterteilt  analog  zu  seiner  Einteilung  in  juristische  Texttypen  (siehe  Kap.  4)  in 
Gesetzessprache, Sprache der Gesetzesausleger (Richtersprache) und Sprache der Rechtswissenschaft  und 
Philosophie.  Sandrini  (1992:12-13)  unterscheidet  zwischen  Sprache  der  Rechtsetzung,  Sprache  des 
Rechtswesens  und  Sprache  der  Verwaltung.  Pommer  (2006:20)  wiederum  unterteilt  in  Sprache  des 
Gesetzgebers,  Sprache  der  Rechtsprechung,  Verwaltungssprache,  Wirtschaftssprache  und  Sprache  der 
rechtswissenschaftlichen Forschung und Lehre..
58 Um die  Verständlichkeit  von Gesetzen zu erhöhen,  ist  die  Gesellschaft  für  deutsche  Sprache  mit  einem 
Redaktionsstab beim Bundestag seit mehr als 40 Jahren für die sprachliche Prüfung und Bearbeitung von 
Gesetzesentwürfen zuständig. Des Weiteren stellt sie seit 01.04.2009 den Redaktionsstab Rechtssprache im 
Bundesjustizministerium  (Bundesministerium der  Justiz  17.03.2009).  In  Spanien  wurde  mit  dem  Orden 
JUS/3126/2003, de 30 de octubre eine „Comisión para la Modernización del Lenguaje Jurídico“ gegründet, 
die jedoch bisher laut Gonzáles Salgado (2009: 4) noch keine nennenswerten Erfolge zu verzeichnen hat. 
Auch im Plan de Transparencia Judicial wird formuliert: „Es necesario mejorar también el lenguaje jurídico 
utlizado por los distintos intervinientes en el proceso, cuya finalidad última es pacificar los conflictos entre 
las partes,  siendo exigible, por consiguiente, para lograr dicho objetivo, que los justiciables comprendan 
efectivamente cada paso que se da en el proceso.“ (BOE núm. 261, de 1 de noviembre 2005). 
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Fachsprachen,  menschliches Verhalten regeln (vgl. Sandrini 1996:62). Aus dieser Regelungs-
funktion ergibt sich, dass juristische Termini zwischen Präzision (Rechtssicherheit) und not-
wendiger Ungenauigkeit (Einzelfallgerechtigkeit) stehen. Um den Einzelfall unter die Norm 
subsumieren zu können, ist Rechtssprache abstrakt. Busse (1999:1383) fasst die Problematik 
zusammen: 
„Die Semantik von Gesetzesbegriffen ist daher nicht eindeutig in der Weise, daß der für andere Fach-
sprachen übliche Begriff ‚Terminologie‘ in der normalen Verwendungsweise darauf zuträfe; vielmehr 
entfaltet sie sich in komplexen fachlichen Wissensrahmen, die entscheidungsbezogen und nicht sprach-
bezogen sind, und die eine mehrstufige Hierarchie von Auslegungsakten (und Auslegungen von Inter-
pretationen/ Definitionen, die wiederum ausgelegt werden können usf.) bilden, auf die die üblichen 
Präzisions- und Eindeutigkeitsvorstellungen nicht mehr anwendbar sind.“. 
Busse betont die Eingebundenheit der Gesetzessprache in einen institutionellen Interpreta-
tionsrahmen  und  spricht  daher  von  „Institutionensprache“  statt  von  Fachsprache  (Busse 
2002:149). Weitere Merkmale von Rechtssprache und besonders Gesetzessprache sind Inter-
textualität  (siehe  Kap.  3.1)  und  die  Verwendung  von  Standardformeln  (vgl.  Pommer 
2006:25f,  Stolze  1999:56).  Die  genannten  Merkmale  treffen  auf  die  unterschiedlichen 
Rechtssprachen einer Rechtsordnung in unterschiedlichem Maße zu.
14. Texttypologie juristischer Texte nach Funktion
Zu fragen ist, ob in der Translationswissenschaft genutzte Modelle, wie z.B. die überset-
zungsbezogene Texttypologisierung von Katharina  Reiß,  auf  Rechtstexte  anwendbar  sind. 
Ausgangspunkt der Überlegungen von Reiß ist die Annahme, dass nicht Wörter und Sätze 
übersetzt werden, sondern Texte als Ganzes und dass die der Klassifizierung nach Textsorten 
vorgelagerte Einteilung in Texttypen je nach vorherrschender Funktion des Textes die Über-
setzungstrategien und -methoden beeinflussen.59 Das Modell von Reiß basiert auf dem soge-
nannten Organonmodell von Bühler, das von den Funktionen von Sprache ausgeht. Darin un-
terscheidet  sie  in  informative,  expressive  und  operative  Texte  (vgl.  Snell-Hornby/Kadric 
1995:82ff.).  Juristische Texte können sowohl informative, expressive sowie operative Ele-
mente haben, wie z.B. das Plädoyer eines Verteidigers vor Gericht.60 Gesetze und Verträge 
59 Textsorten  sind  „[...]  überindividuelle  Sprech-  und  Schreibakttypen,  die  an  wiederkehrende 
Kommunikationshandlungen  gebunden  sind  und  bei  denen  sich  aufgrund  ihres  wiederholten  Auftretens 
charakteristische  Sprachverwendungs-  und  Textgestaltungsmuster  herausgebildet  haben“  (Reiß/Vermeer 
1984:177).  Texttyp  bezeichnet  die  kommunikative  Grundfunktion  eines  Textes  (vgl.  Snell-Hornby/Kadic 
1995:82). 
60 Für  Reiß/Vermeer  (1984hat  das  Plädoyer  eines  Verteidigers  vor  Gericht  nur  operative  und  informative 
Funktion (Reiß/Vermeer 1984:208). 
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zählen für Reiß zu den informativen Texten (Reiß/Vermeer 1984:208-209). Šarčević kritisiert 
diese Einteilung: „Although laws and contracts are informative to a certain context (as all 
texts are), this is not their primary function“ (Šarčević 1997:9). Ihrer Meinung nach gehören 
juristischer Texte aufgrund ihrer primären „regulatory function“ (ebd.:10) und dem vermehr-
ten Gebrauch des Imperativs zu den operativen Texten . 
Sandrini unterteilt juristische Texte nach dem Verhältnis zwischen rechtlicher Norm und 
Text in rechtsetzende oder performative Texte (Bestimmungs- und Handlungsebene) und de-
skriptive Texte (Beschreibungsebene). Bestimmungen sind Text als rechtliche Normen (Ge-
setze), Handlungen sind Texte nach rechtlichen Normen (Urteile, Bescheide), und Beschrei-
bungen sind Texte über rechtliche Normen (Kommentare, Lehrbücher,...) (Sandrini 1999:20) 
[Hervorhebung S.G.]. Rechtsetzende Texte wie Gesetze nehmen eine Sonderstellung ein, da 
ihre performative Funktion besondere Probleme der Interpretation und Textproduktion mit 
sich bringt (vgl. Sandrini 1999:13). Weißflog (1996:53) unterscheidet juristische Texte nach 
ihrer Funktion in Rechtsquellen im Sinne von Rechtsnormen (Gesetze, Rechtsverordnungen 
und  autonome  Satzungen,  Staatsverträge,  Europarecht),  Gerichtsentscheidungen  (Richter-
recht) und juristische Literatur. Dies entspricht in etwa den oben genannten Ebenen: Bestim-
mungsebene  (Rechtsquellen),  Handlungsebene  (Rechtspraxis)  und  Beschreibungsebene 
(Rechtslehre). Die Texttypologie von Wiesmann ist sehr detailliert und beinhaltet weitere Dif-
ferenzierungen nach der Art der rechtlichen Regelungs- und Informationsfunktionen und den 
Befugnissen der Autoren juristischer Texte. Sie unterteilt in „mehrfachadressierte  Texte der 
fachinternen und fachexternen Kommunikation mit performative Funktion, mit denen Ju-
risten rechtlich handeln“ (Bestimmungs- und Handlungsebene) und „Texte der fachinternen 
Kommunikation  mit informativer Funktion, mit denen Juristen über Recht sprechen (Be-
schreibungsebene)“ (Wiesmann 2004:60) [Hervorhebung i. O.]. 
Das StGB und der CP sind rechtliche Normtexte und gehören zu den performativen, recht-
setzenden Texten. Sie sind schriftlich fixiert, von einer legitimierten Instanz formuliert und 
mehrfachadressiert. Ausgehend von der Sprechakttheorie lassen sich folgende Sprechaktty-
pen feststellen: Direktiva, Deklarativa und Assertiva bzw. Repräsentativa.61 Die Makrostruk-
tur von Gesetzestexten ist stark standardisiert. Sie sind gegliedert in Abschnitte, Titel, Para-
graphen, Absätze und Nummern (StGB) bzw. in libros, títulos, capítulos, artículos, und pár-
61 Stolze (2009:289) nennt als vorherrschende Sprechakttypen lediglich die Repräsentativa sowie Direktiva, im 
Gegensatz zu Busse (2000:659), der Direktiva, Deklarativa und Assertiva nennt.
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rafos numerados (CP). Hinsichtlich von Gesetzen der deutschen Rechtsordnung ergibt sich 
folgender Aufbau: Anwendungs- oder Geltungsbereich (einschließlich notwendiger Begriffs-
bestimmungen), Hauptteil, Verfahren und Zuständigkeit, Strafvorschriften, Bußgeldvorschrif-
ten,  Übergangsvorschriften,  Inkrafttreten (BMJ 2008).  Gesetze der  spanischen Rechtsord-
nung sind wie folgt aufgebaut: preámbulo; exposición normativa und disposiciones adiciona-
les,  transitorias u finales.62 Gesetze enthalten sowohl intratextuelle als  auch intertextuelle 
Verweise. Busse hinterfragt, ob der linguistische Begriff der Kohärenz als Textualitätsmerk-
mal auf Gesetze anwendbar ist, da bei diesen die für das Verstehen notwendigen Zusammen-
hänge nicht durch räumliche Nachbarschaft entstehen, sondern durch „[...] Wissenszusam-
menhänge, infolge derer verschiedene Sprachelemente zu einem auslegungsrelevanten Text 
erst  zusammengestellt werden“ (Busse 1992:6). Textinterne Merkmale sind weiterhin eine 
komplexe  Syntax  sowie  die  Verwendung  von  Abkürzungen,  Fremdwörtern,  Archaismen, 
Phraseologismen,  Standardformeln und spezifischer  Terminologie.  Im Vergleich  zur  deut-
schen Rechtssprache ist die spanische Rechtssprache eher durch Verbalisierungen statt Nomi-
nalisierungen („los modos de adquirir la propiedad“ statt „die verschiedenen Arten des Eigen-
tumerwerbs“) sowie durch häufigere Verwendung von Synonymen, Fremdwörtern und größe-
rer Unbestimmtheit von Begriffen gekennzeichnet (vgl. Blanco Ledesma et al. 2004 :6). 
In dieser Arbeit wird auch mit der juristischen Textsorte Gerichtsentscheidungen gearbei-
tet, die sich weiter unterteilen lässt in Urteil, Beschluss und Verfügung bzw.  providencias,  
autos und sentencias (vgl. Simmonaes 2005b:59, Espasa 1992:879). Auch Gerichtsurteile ha-
ben eine genau definierte Makrostruktur. Für ihre Gestaltung gibt es gesetzliche Richtlinien 
(vgl. § 269 Abs. 4 und 5 StPO sowie § 313 Abs. 12 ZPO). Gerichtsurteile der deutschen 
Rechtsordnung haben folgenden Aufbau: Urteilseingang, Urteilsformel, Tatbestand und Ent-
scheidungsgründe.  Bei Urteilen der spanischen Rechtsordnung steht dagegen der Urteilss-
pruch am Ende des Textes, wodurch sich folgender Aufbau ergibt: encabezamiento de la sen-
tencia (Urteilseingang), antecendentes de hecho (Tatbestand), fundamentos de derecho (Ent-
scheidungsgründe) und fallo (Urteilsformel) (vgl. Arntz 2004:301). Zur sprachlichen Struktur 
von Gerichtsurteilen urteilt Simmonaes (2005:58): „Besonders letztinstanzliche Gerichtsent-
scheidungen – übrigens häufig in der Form von Beschlüssen, die schwierige Rechtsfragen be-
handeln und dabei eher eine intradisziplinäre Kommunikation darstellen –  dürften sprachlich 
anders, kompakter, fachsprachlicher abgefasst sein als erstinstanzliche Urteile“. Allgemein ist 
62 Zum Aufbau des deutschen und spanischen Strafgesetzbuches siehe Kap. 7.3.
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davon auszugehen, dass die Sprache der Rechtssprechung der Gesetzessprache ähnelt, jedoch 
dort gemeinsprachlicher ausgerichtet ist, wo sie konkrete Sachverhalte beschreibt (vgl. Mush-
chinina 2009:69). 
15. Juristische Begriffe
Ein Rechtsbegriff gilt in der Rechtswissenschaft als „ein zur Darstellung einer rechtlichen 
Sollensanforderung verwendeter Begriff“  (DRL III  2007:3459).  Rechtsbegriffe lassen sich 
nach  Bestimmtheit,  Urheberschaft  und  Normativität  differenzieren.  Nach  dem Bestimmt-
heitsgrad wird in bestimmte Rechtsbegriffe, die einen geringen Auslegungsspielraum haben, 
und  unbestimmte  Rechtsbegriffe,  sogenannten  wertausfüllungsbedürftige  Begriffe,  unter-
schieden (vgl. Wiesmann 2004:31). Letztere werden erst durch die Rechtsanwendung genau-
er bestimmt. Zu den unbestimmten Begriffen gehören auch die sogenannten Generalklauseln 
wie z.B. „die guten Sitten“ und „Treu und Glauben“ (§ 242 BGB). Aufgrund ihrer Unbe-
stimmtheit und der daraus resultierenden Inkongruenz bei der Übersetzung führen sie zu grö-
ßeren  Übersetzungsproblemen  (vgl.  Pommer  2006:19).  Nach  der  Urheberschaft  können 
Rechtsbegriffe in Rechtssatz- oder Legalbegriffe und Rechtsinhalts-, Dogmatik- oder auch 
rechtswissenschaftliche Begriffe unterteilt werden (vgl. Wank 1985:6). Legalbegriffe werden 
vom Gesetzgeber im Gesetz definiert (Legaldefinition), während Dogmatikbegriffe von der 
Rechtswissenschaft aufgestellt werden, um einzelne Ausdrücke zu präzisieren oder Tatbestän-
de durch eigene Begriffe zu ergänzen. Laut Sandrini (1996:26) sollen Dogmatikbegriffe in 
der Terminologiearbeit vermieden bzw. gekennzeichnet werden, da sie nur eine von mehreren 
Lehrmeinungen wiedergeben. Nach dem Normativitätsgrad wird in normative Rechtsbegriffe, 
die sich erst im Rahmen einer Norm erschließen und wertungsbedürftig sind sowie deskripti-
ve Rechtsbegriffe für Gegenstände, deren Existenz normunabhängig ist (z.B. Zeit- und Orts-
angaben), unterschieden. Des Weiteren können Rechtsbegriffe in Klassen- und Typusbegriffe 
unterteilt  werden.  Typusbegriffe  sind  Klassenbegriffe  mit  abstufbaren  und  verzichtbaren 
Merkmalen . Die einzelnen Merkmale sind dabei nicht beliebig, sondern immer nur in Bezug 
auf  den  Regelungszweck  weglass-  bzw.  austauschbar.  Typusbegriffe  gelten  nach  Wank 
(1985:131) als besondere Art unbestimmter Begriffe, da sie Auslegungsspielraum lassen. Aus 
diesem Grund verneinen einige Rechtswissenschaftler die Möglichkeit einer Definition von 
Typusbegriffen (vgl. Wiesmann 2004:32). 
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Auch nach ihrer Zugehörigkeit zur Gemein- oder Rechtssprache lassen sich Rechtsbegriffe 
unterteilen. Cornu differenziert in rein juristische Termini, die ausschließlich in juristischer 
Bedeutung vorkommen, und Termini, die eine juristische und eine gemeinsprachliche Bedeu-
tung haben. Letztere bilden seiner Meinung nach den Großteil der juristischen Termini und 
können weiter unterteilt werden in Termini mit primär juristischer Bedeutung, deren gemein-
sprachliche Bedeutung sich von der juristischen ableiten lässt, und Termini, bei denen ge-
meinsprachliche und juristische  Bedeutung gleichrangig nebeneinander stehen (vgl. Cornu 
1990, zit. n.  Sandrini 1996:27, 60). Bei gleichrangiger Bedeutung wiederum kann weiter un-
terschieden werden zwischen: Ergänzung der gemeinsprachlichen durch eine spezifische ju-
ristische Bedeutung, Ableitung der juristischen aus der gemeinsprachlichen Bedeutung, Über-
einstimmung der juristischen und gemeinsprachlichen Bedeutung und Fällen, in denen keine 
Verbindung zwischen den Bedeutungen mehr ersichtlich ist (vgl.  Cornu 2000:68ff;  zit.  n. 
Wiesmann 2004:33).  Sandrini  (1996:60f.)  hinterfragt,  ob Termini  wie  Wahrscheinlichkeit, 
Hypothese, diskutieren etc.,63 bei denen juristische und gemeinsprachliche Bedeutung über-
einstimmen, überhaupt zur Fachsprache gezählt werden können und ob sie wirklich in über-
einstimmender Bedeutung gebraucht werden. Termini in Rechtstexten sind juristische Termi-
ni, wenn sie sich von anderen Termini durch einen rechtlich bestimmten Inhalt unterscheiden. 
Demnach sind alle Termini mit rechtssprachlicher Bedeutung (diese ergibt sich aus einer De-
finition oder aus dem Rechtstext) oder rechtssprachlicher Funktion (die die jeweiligen Termi-
ni im Rechtstext erfüllen) den juristischen Termini zuzurechnen (vgl. Wiesmann 2004: 24ff.).
Für die Terminologiearbeit im Bereich des Rechts sind die Überlegungen von Sandrini 
(1996:28ff.) hinsichtlich des Verhältnisses von Begriff und Tatbestand interessant. Dabei kon-
statiert er für das materielle Recht: „Die Merkmale des Begriffs entsprechen genau den Merk-
malen  des  juristischen  Tatbestandes.  Begriff  und  Tatbestand  sind  eins  [...]“  (Sandrini 
1996:30). Demnach entspricht der Begriff dem Tatbestand, der Gegenstand dem Sachverhalt 
und die Benennung dem Fachwort. Bei Begriffen des formellen Rechts allerdings trifft diese 
Gleichsetzung nicht zu.Des Weiteren können Tatbestände auch mit mehreren Begriffen aus-
gedrückt werden (ebd.:30).
63 Hierbei handelt es sich um von Cornu für die französische Rechtssprache angegebene Beispiele, die von 
Sandrini  ins  Deutsche  übersetzt  wurden  und  seiner  Meinung  nach  in  gleicher  Weise  für  die  deutsche 
Rechtssprache gelten (Sandrini 1996:61). 
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 15.1 Unbestimmtheit juristischer Begriffe
Juristische Begriffe als Teil der Rechtssprache sind ungenau und unbestimmt. Diese Unge-
nauigkeit ist im Recht gewollt, da sonst den unterschiedlichen Situationen der Lebenswelt 
nicht  Rechnung  getragen  werden  könnte  und  auch  zeitliche  Anpassungen  an  veränderte 
Norm- und Wertvorstellungen nicht möglich wären. Die Unbestimmtheit juristischer Begriffe 
äußert  sich  in  Vagheit,  Porosität  und  Mehrdeutigkeit  (Polysemie  und  Homonymie)  (vgl. 
Wank 1985:25ff.). Vagheit besteht, wenn zwischen Begriff und Benennung keine eindeutige 
Zuordnung möglich ist. Zu fragen ist, ob ein bestimmter Sachverhalt unter einen bestimmten 
Tatbestand fällt. Porosität besteht, wenn sich aufgrund gesellschaftlicher Veränderungen eine 
Verschiebung des Begriffsinhalts64 ergibt (vgl. Sandrini 1996:77). Hier ist zu fragen, welche 
Auslegung gültig ist. In beiden Fällen handelt es sich um Unbestimmtheit aufgrund eines un-
genauen Begriffsinhalts, die eine juristische, wertende Zuordnung eines Sachverhalts unter 
einen Tatbestand notwendig macht (siehe Kap. 3).65 Arntz/Sandrini (2007:137f.) nennen meh-
rere Ebenen der Vagheit für Rechtsbegriffe: intrinsische Vagheit als systemimmanente, nicht 
gewollte  oder  beeinflussbare  Vagheit  (allgemeine  Abhängigkeit  der  Rechtsbegriffe  von 
ethisch-moralischen  Rahmenbedingungen),  gewollte  Vagheit  bei  Ventilbegriffen  (Unbe-
stimmtheit um Interpretationsspielraum zu schaffen) und zufällige Vagheit (mangelnde Defi-
nition, Fehler bei Gesetzgebung). Die ungewollte und die gewollte Vagheit sind fachspezi-
fisch, während die zufällige Vagheit aufgrund von Kommunikationsproblemen entsteht. 
Die Mehrdeutigkeit  von Rechtsbegriffen,  verstanden als die Zuordnung des selben Zei-
chens zu mehreren Begriffen, ergibt sich aus dem gemeinsprachlichen Charakter der Rechtss-
prache (gemeinsprachliche Wörter werden in juristischer Bedeutung verwendet), der unter-
schiedlichen Verwendung zwischen bzw. innerhalb von Rechtsgebieten66 und der Mehrdeutig-
keit aufgrund der Komplexität des Referenten (z.B. Miete in §535 BGB für Mietvertrag, Mie-
te in §537 Abs.1 Satz 1 BGB für Mietzeit) (vgl. Wiesmann 2004:34). Bei der Übersetzung ju-
ristischer Texte müssen Rechtsbegriffe sowohl beim Verstehen des Ausgangstextes als auch 
bei  der  Produktion  des  Zieltextes  in  ihrem Kontext  (jeweilige  Rechtsordnung,  jeweiliges 
64 Verstanden nach DIN 2342 als „Gesamtheit der Merkmale eines Begriffs“ (E DIN 2342:2004-09:4.4).
65 Arntz/ Sandrini (2007:136), Wiesmann (2004:31) und Simmonaes (2007:123) verweisen, anders als Sandrini 
(1996:76), auf die Unterteilung der semantischen Unbestimmtheit in Vagheit und Mehrdeutigkeit, nach der 
Porosität als „intensionale Vagheit“(Pinkal 1985:88), erläutert am Beispiel natürlicher Gattungsbegriffe, unter 
die Vagheit fällt.
66 So sind z.B. Sachen gem. § 90 BGB nur körperliche Gegenstände. Im öffentlichen Recht zählen jedoch auch 
nicht körperliche Sachen zu den (öffentlichen) Sachen (vgl. § 1 Abs. 1 Luftverkehrsgesetz). 
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Rechtsgebiet, Gesetz etc.), ihrer zeitlichen Einbettung und mit ihren jeweiligen Rechtsfolgen 
betrachtet werden. So haben z.B. Rechtsbegriffe wie Ehe, Scheidung und elterliche Sorge im 
deutschen BGB und  Gewalt im StGB einen Bedeutungswandel  erfahren (vgl.  Simmonaes 
2007: 129). Dies kann zum einen durch die Reformierung von Gesetzen oder durch einen 
Wandel in der Auslegung geschehen. Rechtsbegriffe, die von einer Rechtsordnung in eine an-
dere Rechtsordnung übernommenen wurden, müssen jedoch nicht zwangsläufig übereinstim-
men. Auch können vermeintlich universelle Rechtsbegriffe wie z.B. buena fé in ihrem Inhalt 
je nach Rechtsordnung variieren. 
16. Translationstheorien und juristische Übersetzung
Verschiedene Autoren haben Versuche unternommen, translationswissenschaftliche Theo-
rien in Teilen oder komplett auf die juristische Übersetzung anzuwenden, so z.B. in Bezug 
auf die Äquivalenz das Konzept der kulturellen Unübersetzbarkeit vonCatford (vgl. Pommer 
2006:44; Weißflog 1996:38ff.) oder die Theorie „formal correspondence“ und „dynamic cor-
respondence“ von Nida (vgl. Weißflog 1987:187,191). In der Translationswissenschaft hat 
eine Entwicklung von einer rein linguistischen Betrachtung von Translation als Transkodie-
rung über  die Beachtung pragmatischer  Aspekte („pragmatic turn“) hin zur  Einbeziehung 
kommunikativer und (sozio-) kultureller Faktoren stattgefunden („cultural turn“). Damit ein-
her ging ein Wandel des Bewusstseins von Übersetzern und Übersetzerinnen. Zu fragen ist, 
ob neuere Theorien wie die Skopostheorie oder postmoderne, dekonstruktivistische Ansätze 
auf die Übersetzung von Rechtstexten angewandt werden können. Dies kann im Rahmen die-
ser Arbeit nur in Ansätzen und im Hinblick auf die Wahl der Übersetzungsstrategie67 unter-
sucht werden.
Laut Skopostheorie ist eine Übersetzung ein Informationsangebot in der Zielkultur über 
ein Informationsangebot in der Ausgangskultur (Reiß/Vermeer 1984:76). Ausschlaggebend 
für die Wahl der Übersetzungsstrategie ist der Skopos, d. h. der Zweck der Übersetzung bzw. 
die intendierte Wirkung der Übersetzung auf die Rezipienten. Da Translation transkulturelles 
Handeln ist und je nach Interpretation eines Textes in einer (kulturellen) Situation das Ver-
ständnis des Textes variiert (Reiß/Vermeer 1984: 104), kann es keine absolute Funktionskon-
stanz geben. Die Skopostheorie hat den Anspruch als allgemeine Translationstheorie auf alle 
67 Unter Übersetzungsstrategie wird hier eine allgemeine Strategie verstanden, die auf die gesamte Übersetzung 
Anwendung findet (vgl. auch Schreiber 1993: 54). 
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Arten von Translation anwendbar zu sein, gilt aber im Bereich der Fachübersetzung als um-
stritten (vgl. Sandrini 1996:20). Zum einen wird bei Fachübersetzungen oft von Funktions-
konstanz ausgegangen (vgl. Šarčevič 1997:18), zum anderen kann der Ausgangstext bei juris-
tischen Übersetzungen nicht als bloßes Informationsangebot angesehen werden (vgl. Sandrini 
1996:20).  Vermeer  (1986:43)  zeigt  anhand des Beispiels  der Übersetzung eines Versiche-
rungsvertrages, der einerseits für den Gebrauch als Vertrag (zielsprachenorientiert) und ande-
rerseits als Beweis vor Gericht  übersetzt werden soll (ausgangssprachenorientiert), dass auch 
bei juristischen Übersetzungen Funktionsvarianz besteht. Šarčevič (1997:19) wiederum kriti-
siert, dass bei der Skopostheorie Funktion als einziger Faktor der translatorischen Entschei-
dung gilt. Ihrer Meinung nach gilt: „Above all, legal translators must take account of legal 
criteria when selecting an appropiate translation strategy“ (Šarčevič 1997:19), da die jeweili-
ge Interpretation des Textes von der gültigen Rechtsordnung abhängt. Demzufolge hat  für sie 
der „status of legal translations“ (ebd.) die Funktion eines Indikators für die zu wählende 
Übersetzungsstrategie. 
Mit Einfluss postmoderner, dekonstruktivistischer Strömungen wandelte sich das Bild von 
Übersetzerinnen und Übersetzern als dem Ausgangstext bzw. dessen Autor oder Autorin ver-
pflichteten Vermittlerinnen und Vermittlern zu aktiven Expertinnen und Experten (vgl. Holz-
Mänttäri 1984). Als solche produzieren sie bewusst handelnd eigenständige Texte. Die Ab-
kehr von der Treue zum „heiligen“ Originaltext lässt sich nur bedingt auf Rechtstexte über-
tragen. Als allgemeine Übersetzungsstrategie bei der Übersetzung von Rechtstexten galt und 
gilt  meist  die  ausgangstextorientierte  Übersetzung  (vgl.  Engberg  1999:87ff,  Šarčevič 
1997:16).  Dennoch  hat  sich  das  Verständnis  von  Übersetzerinnen  und  Übersetzern  von 
Rechtstexten gewandelt: Sie sollen, wo nötig, als „Brückenschläger zwischen divergierenden 
Rechtsordnungen“ (Pommer 2006:43) fungieren, erläuternde Kommentare verfassen und ha-
ben einen gewissen Kreativitätsspielraum. Ausschlaggebend ist  nicht die Treue zum Aus-
gangstext, sondern zur intendierten rechtlichen Wirkung. Das radikale Verständnis von Über-
setzung als Textproduktion eines vom Ausgangstext unabhängigen Zieltextes trifft am ehes-
ten auf mehrsprachige Gesetzgebungsverfahren wie das „joint drafting“ und „parallel draf-
ting“ zu, bei denen die Übersetzerin bzw. der Übersetzer aktiv am Gesetzgebungsprozess teil-
nimmt (Šarčevič 1997:105ff.). Auch wenn hier kein Ausgangstext existiert, haben die mehr-
sprachigen Versionen dennoch die gleiche Funktion: Es handelt sich also um Funktionskon-
stanz. Des Weiteren wurde in der Translationswissenschaft Ende der 1990er Jahre der Fokus 
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auf die Untersuchung von Diskursen und Machtbeziehungen gelegt:68 Übersetzungen entste-
hen nicht im luftleeren Raum, sondern in einem Machtgefüge, dessen Teile sie sind. Sie sind 
daher nicht neutral, sondern immer auch politisch. Die Übersetzerin bzw. der Übersetzer han-
deln  immer  vor  dem Hintergrund  der  eigenen  Sozialisierung,  z.B.  beim Verstehen  eines 
Rechtstextes aus dem islamischen Rechtskreis. Auch ist die Rolle der Sprache als Machtin-
strument zu beachten, etwa bei der Übersetzung von Rechtstexten aus oder in Minderheiten-
sprachen oder in Bezug auf die Verwendung geschlechtergerechter Sprache.69 Die Handlungs-
spielräume mögen zwar bei der Übersetzung von Rechtstexten geringer sein als bei anderen 
Texten und bei nicht institutionellen Texten größer als bei institutionellen (siehe Kap. 18), 
doch hilft eine Sensibilisierung für oben genannte Themen Handlungsmöglichkeiten zu su-
chen, zu erkennen und zu nutzen. 
17. Übersetzungsstrategien beim Übersetzen juristischer Texte
Bei juristischen Übersetzungen kann nicht einfach von Funktionskonstanz ausgegangen 
werden. Die Bestimmung der Übersetzungssituation und des Übersetzungsauftrags ist auf-
grund der vielen involvierten Faktoren nicht einfach. Fest steht, dass juristische Translation in 
eine Kommunikationssituation eingebunden ist, die laut Sandrini (1999:20) von Rechtsord-
nung, Sprache, Rezipient und Texttyp bestimmt wird. Aus diesen Faktoren leitet er fünf po-
tentielle Übersetzungssituationen ab (siehe Dar. 2). Wiesmann (2004:88ff.) betont neben Sko-
pos und Zieltextrezipient die Bedeutung außersprachlicher Faktoren wie involvierte Rechts-
ordnungen, anwendbares Recht und Status der Übersetzung.70 Sie unterscheidet elf verschie-
dene Übersetzungszwecke je nach Textsorte bzw. Texttyp und Funktion des Ausgangstextes, 
Empfänger des Zieltextes, Anlass bzw. Zusammenhang der Übersetzung und Besonderheiten 
und Funktion des Zieltextes (siehe Dar. 3). Das Modell von Wiesmann ist sehr detailliert und 
verdeutlicht die Komplexität der bei der Rechtsübersetzung involvierten Faktoren. 
68 So z.B. die Untersuchung von Übersetzung in kolonialistischen bzw. postkolonialistischen Machtgefügen 
(vgl.  u.a. Bassnett 1999, Venuti 1992) sowie in Bezug auf Gender und Übersetzung (u.a. Flotow 1997). 
69 Gemäß § 1 Abs. 2 Bundesgleichstellungsgesetz und § 42 Abs. 5 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Bundesministerien  sollen  Männer  und  Frauen  in  Gesetzesentwürfen  sowie  in  Rechts-  und  Verwaltungs-
vorschriften  sprachlich  gleich  behandelt  werden.  Dazu  existieren  sowohl  auf  Bundes-  als  auch  auf 
Landesebene  Richtlinien  zur  sprachlichen  Gleichstellung  von  Männern  und  Frauen  (siehe  dazu  auch 
Simon/Funk-Baker 2009:32 ff, Eichhoff-Cyrus 2008, Steiger 2008).
70 Hier ist vor allem zu klären, ob der Zieltext in mehrsprachigen Rechtsordnungen die gleiche performative 
Funktion hat wie der Ausgangstext (vgl. Wiesmann 2004:141ff.). 
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Übersetzungssituation I: 
Typ AT RO AT Spr. AT Rez. AT Typ ZT RO ZT Spr. ZT Rez. ZT
perf. x a x  perf. x b x
Übersetzung eines rechtsetzenden Textes, der innerhalb RO x und Sprache a verfasst wurde, in Sprache b 
für einen Rezipienten, der aus derselben RO kommt (Rez. AT = Rez. ZT). 
Übersetzung von Rechtstexten in mehrsprachigen RO (z.B. Südtirol) 
Variable: Sprache 
Übersetzungssituation II: 
Typ AT RO AT Spr. AT Rez. AT Typ ZT RO ZT Spr. ZT Rez. ZT
perf. x a x  perf. x b x
Übersetzung eines rechtsetzenden Textes, der  innerhalb RO x und Spr. a verfasst wurde, in Sprache b für 
einen Rezipienten der aus einer anderen RO kommt.
Übersetzung z.B. eines Gesetzes für  ausländischen Rezipienten, der diesem Gesetz unterworfen ist  
Variablen: Sprache, Rezipient 
Übersetzungssituation III: 
Typ AT RO AT Spr. AT Rez. AT Typ ZT RO ZT Spr. ZT Rez. ZT
perf. x a x  perf. y b y
Übersetzung eines rechtsetzenden Textes, der innerhalb RO x und Spr. a verfasst wurde. Der Zieltext ist 
rechtsetzend in der RO des ZT bzw. der AT wird für eine neue RO adaptiert. 
Variablen: Sprache, Rezipient, RO
Übersetzungssituation IV: 
Typ AT RO AT Spr. AT Rez. AT Typ ZT RO ZT Spr. ZT Rez. ZT
perf. x a x  deskr. y b y
Übersetzung  eines  rechtsetzenden  Textes,  der  innerhalb  RO  x  und  Spr.  a  verfasst  wurde,  für  einen 
Rezipienten,  der aus einer anderen RO und anderen Sprache kommt, zu Informationszwecken. 
Variablen: Sprache, Rezipient, RO, Typ 
Übersetzungssituation V: 
Typ AT RO AT Spr. AT Rez. AT Typ ZT RO ZT Spr. ZT Rez. ZT
deskr. x a x  perf. y b y
Übersetzung eines Textes, der innerhalb RO x und Spr. a verfasst wurde, für einen Rezipienten, der aus einer 
anderen RO und Spr. kommt, als Basis für die Erstellung eines rechtsetzenden ZT in einer anderen RO. 
Variablen: Sprache, Rezipient, RO, Typ 
AT = Ausgangstext, ZT = Zieltext, RO = Rechtsordnung, Rez. = Rezient, perf. = performativ, deskr. = deskriptiv






a.)  Wissen  über  die  eigene  oder  eine  fremde  Rechtskultur  vermitteln  bzw.  Erkenntnisse  über  fremde  Rechtsnormen 
ermöglichen
AT-Funktion: informativ (auch wenn Gesetze originär performativ) » ZT-Funktion: informativ (es gilt die AT-RO)
1.) Wissen über eigene Rechtskultur in mehrsprachigen RO
2.) Wissen über fremde Rechtsnormen und fremde Rechtskulturen
b.) Information  über  die  für  die  betroffenen  Ausländer  und  Ausländerinnen  relevante  Rechtslage  in  einer inländischen 
Rechtsordnung 
AT-Funktion: performativ oder informativ » ZT-Funktion: informativ (es gilt die AT-RO) 
      3.) Information von Ausländern und Ausländerinnen über eine inländische Rechtslage 
c.) Anwendung eigenen oder fremden Rechts sowie Ermöglichung der Rechtsdurchsetzung in der eigenen RO
AT- Funktion: performativ » ZT-Funktion: informativ (es gilt  die AT-RO)71
4.)  Anerkennung  ausländischen  Rechts  und  Vollstreckung  ausländischer  Entscheidungen  (z.B.  Übersetzung  von 
Gerichtsurteilen)
5.) gerichtliche Entscheidung bei Auslandsbezug (z.B. Übersetzung von Urkunden als Beweis vor Gericht)
6.) Anwendung  ausländischen Rechts im Inland (z.B. Übersetzung eines portugiesischen Testaments, dass in der Schweiz 
nach portugiesischem  Recht vollstreckt werden soll)
7.)  Interesse  an  Ausrichtung  an  fremdem  Recht,  dessen  Normen  Vorbildcharakter  haben  (z.B.  Übersetzung  von 
Gesetzesentwürfen
71Trotzdem hier an den Zieltext Rechtsfolgen geknüpft sind, hat der Zieltext in den genannten Fällen für Wiesmann eine informative Funktion. Sie verweist auf die von Snel 
Trampus (1989:126) vorgenommene Unterscheidung in uso (Gebrauch) und applicazione (Anwendung). Demzufolge wird der Zieltext hier in der Zielrechtsordnung  lediglich 
gebraucht, während allein der Ausgangstext Anwendung findet (vgl. Wiesmann 2004:94). 
Dar. 3: Zwecke der Rechtsübersetzung nach Wiesmann (2004) 
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d.) Schaffung von Grundlagen für Rechtsquellen in anderen Rechtsordnungen: 






a.) Begründung von Recht in einer anderen Rechtsordnung: 
AT-Funktion: informativ » ZT-Funktion: performativ
8.) z.B. Übersetzung eines amerikanischen Garantiescheins 
     (Garantie soll auf Deutschland ausgeweitet werden) 
b.)  Schaffung von Rechtsquellen in der  eigenen Rechtsordnung bzw. Gewährleistung von Kenntnis  und Anwendung der 
Rechtsnormen in der eigenen Rechtsordnung:
AT-Funktion: performativ » ZT-Funktion: performativ 
9.) Wissen über die Anwendung von internationalem Recht (z.B.  Übersetzung völkerrechtlicher Verträge)
c.) Ermöglichung der Kenntnis und Anwendung der Rechtsnormen, die das rechtliche Bezugssystem der Empfänger bilden
AT-Funktion: performativ » ZT-Funktion: performativ 
10.) Wissen über eigene Rechtsnormen in mehrsprachigen nationalen RO
11.) Wissen über und Anwendung von supranationalem Recht (z.B. Übersetzung von EU-Gemeinschaftsrecht zur direkten 
Anwendung in den Mitgliedstaaten bei Fehlen entsprechender nationaler Normen)
AT = Ausgangstext, ZT = Zieltext, RO = Rechtsordnung 
Dar. 3: Zwecke der Rechtsübersetzung nach Wiesmann (2004) 
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Hinsichtlich  der  zu  wählenden  Übersetzungsstrategie,  verfremdend  oder  einbürgernd,72 
gilt nach Sandrini:
Handelt es sich um einen rechtsetzenden Text mit übereinstimmender Zielsprache und Zielrechtsord-
nung, kommt das gesamte sprachliche Inventarium der Rechtsordnung im Zieltext zur Anwendung. 
Bleibt für den Zieltext hingegen noch dieselbe Rechtsordnung bzw. die Rechtsordnung des Ausgangs-
textes bestimmend, muss das Umfeld, aus dem der Zieltextrezipient stammt, berücksichtigt werden. In 
der Regel wird dann verfremdend übersetzt oder auch von Fall zu Fall abgewogen, welche Strategien 
eingesetzt werden (Sandrini 1996:24f.).
Oberster Richtwert bleibt für Sandrini der Skopos: „Der Übersetzungsauftrag bestimmt die 
Funktion des Zieltextes, die für den Zieltext geltende Rechtsordnung sowie den Rezipienten 
des Zieltextes. Diese Faktoren bestimmen ihrerseits die sprachliche Produktion des Zieltex-
tes“ (Sandrini 1999:25). Für Wiesmann (2004:108) ist bei der Wahl der Übersetzungsstrategie 
ausschlaggebend, ob der Zweck der Rechtsübersetzung institutioneller (Dar. 3: I b, c, d sowie 
II) oder nicht-institutioneller Art (Dar. 3: I a, b) ist. Die institutionelle Übersetzung dient der 
Schaffung, Begründung, Anwendung und Durchsetzung von Recht. Die Funktion der Über-
setzung ist dabei von vornherein vom Empfänger oder Auftraggeber festgelegt. Der überset-
zerische Handlungsspielraum für Bearbeitungen ist nur bei Übersetzungen zu nicht-institutio-
nellen  Zwecken  gegeben.  Die  Übersetzung  eines  Urteils  zu  einem  nicht-institutionellen 
Zweck, z.B. im Rahmen der Rechtsvergleichung (siehe Abb. 3, Ia), kann wesentlich freier ge-
staltet werden als die Übersetzung eines Urteils zu einem institutionellen Zweck (siehe Abb. 
3, Ic, Beispiel 4). Wiesmann verweist auf Kjaer, nach der die Wahl zwischen verfremdend 
oder  einbürgernder  Übersetzung  hauptsächlich  vom Texttyp  des  Ausgangstextes  und  der 
Funktion der Übersetzung (rechtsbindend oder  nicht)  abhängt (vgl.  Kjaer 1999:74,  zit.  n. 
Wiesmann 2004:111). Auch Šarčevič betont den Aspekt der Rechtsgültigkeit der Übersetzung 
als ausschlaggebendes Merkmal für die Übersetzungsstrategie: „The communicative function 
of a legal translation is determined by its status., i.e., whether it is authoritative or non-autho-
ritative“ (Šarčevič 1996:19). Wiesmann (2004:109) verweist des Weiteren auf die Autorität 
des Ausgangstextautors bzw. der Ausgangstextautorin als entscheidendes Kriterium bei Funk-
tionsvarianz von Ausgangstext und Übersetzung.
Festzustellen ist, dass verallgemeinernden Aussagen, nach denen Rechtstexte hauptsäch-
lich ausgangstextorientiert zu übersetzen sind, nicht zugestimmt werden kann, da eine Viel-
zahl unterschiedlicher Übersetzungssituationen und -zwecke möglich ist. So kann auch eine 
72 Eine verfremdende Übersetzung liest  sich wie eine Übersetzung,  eine einbürgernde Übersetzung wie ein 
Original (vgl. Wiesmann 2004: 76). 
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an  der  Ziel(rechts)kultur  orientierte  Übersetzungsstrategie  angebracht  sein.  Die  jeweilige 
Übersetzungsstrategie kann nur für den Einzelfall anhand der die juristische Übersetzung be-
einflussenden Faktoren festgelegt werden. Dafür ist ein Problembewusstsein bei Übersetzern 
und Übersetzerinnen für diese Faktoren notwendig. Sandrini ist zuzustimmen, wenn er als 
allgemeine Prinzipien für die Übersetzung juristischer Texte die „Wahrung der Rechtssicher-
heit sowie die Transparenz des translatorischen Handelns“ (Sandrini 1996:25) nennt. Fraglich 
ist, inwieweit die Wahrung der Rechtssicherheit Aufgabe der übersetzenden Person ist und 
von dieser als Fachfremde/r überhaupt geleistet werden kann. Bei Übersetzungen, die als par-
alleler Gesetzestext rechtlich wirksam sind, gilt: „[…] übergeordnetes Ziel muss in jedem 
Falle sein, nicht den Auslegungsspielraum der Gerichte zu tangieren und damit die Einheit-
lichkeit der Auslegung zu gefährden“ (Arntz/Sandrini 2007: 146f.). Neben den oben genann-
ten Faktoren sollten die Übersetzenden die juristischen Textsortenkonventionen der jeweili-
gen Rechtsordnung kennen, denn: „Die unterschiedlichen Rechtsordnungen aufgrund ihrer 
Rechtskreise zeigen sich auch im Textganzen etwa von Gerichtsurteilen, wo sich das Fach-
denken in spezifischen Textbauplänen ausdrückt“ (Stolze 2006:279).
18. Terminologie
Der Norm-Entwurf der DIN 2342 definiert Terminologie als „Gesamtbestand der Begriffe 
und ihrer Benennungen in einem Fachgebiet“ (E DIN 2342:2004-09, 8.1).73 Zulässiges Syn-
onym ist Fachwortschatz (ebd.). Budin betont in seiner Definition des Weiteren das Merkmal 
der Strukturiertheit: „Terminologie = strukturierte Gesamtheit der Begriffe und der diesen zu-
geordneten Repräsentationen eines Fachgebietes“ (Budin 1996:16).  Terminologien können 
ein-, zwei- oder mehrsprachig sein (vgl. E DIN 2342:2004-09, 8.1). Oft wird mit Terminolo-
gie auch die Terminologiearbeit bzw. Terminologielehre und -forschung bezeichnet (vgl. KÜ-
DES 2002:13). Der Norm-Entwurf zur DIN 2342 lehnt Terminologie als Synonym für Termi-
nologielehre jedoch ab (E DIN 2342:2004-09, 6.1). In dieser Arbeit wird Terminologie im 
Sinne der DIN-Definition gebraucht. Unter Terminologielehre wird die „Wissenschaft von 
den Begriffen und ihren Bezeichnungen in den Fachsprachen“ (E DIN 2342:2004-09, 6.1) 
verstanden. Der Fokus liegt auf dem definierten bzw. zu definierenden Begriff und seiner 
Einbettung in ein System. Aufgaben der Terminologielehre sind die Analyse der Entwicklung 
von Terminologien und die  Erarbeitung von Grundlagen für  die  systematische Weiterent-
73 Siehe dazu auch Wüster 1991 und Budin/Felber 1989:5.
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wicklung dieser (vgl. Arntz 2006:78). Die Terminologielehre gilt als eigenständige, interdis-
ziplinäre ausgerichtete Disziplin (vgl. Arntz/Picht/Mayer 2004:5ff.).74 In der Terminologiear-
beit wiederum werden die in der Terminologielehre entwickelten Grundlagen bei der Erarbei-
tung,  Bearbeitung  und  Verarbeitung  von  Terminologie  praktisch  umgesetzt  (ebd.:3).  Der 
Norm-Entwurf der DIN 2342 nennt außerdem die Darstellung oder Verbreitung von Termino-
logie (E Din 2342:2004-09, 6.2). Die Terminographie befasst sich mit der „geordnete[n] Dar-
stellung von Terminologie [...] auf der Grundlage der in der Lexikologie [...] und der Termi-
nologielehre [...] gewonnenen Erkenntnisse“ (E DIN 2342:2004-09, 6.3). Akzeptierte Syn-
onyme sind Fachlexikographie und terminographische Lexikographie,  wobei  die Bezeich-
nung Fachlexikographie bevorzugt wird (ebd.).  Die entsprechende Definition von  termino-
graphy in der ISO-Norm 1087 ist stärker prozessorientiert: „Terminography: The recording, 
processing and presentation of terminological data acquired by terminological research“ (ISO 
1087 (1990), zit. n. Schmitz 2006:83). Die Terminographie befasst sich also mit der geordne-
ten Darstellung terminologischer Daten, die bei der Terminologiearbeit gesammelt wurden. 
Um der Vielzahl der Aktivitäten auf dem Gebiet der Terminologie gerecht zu werden, spre-
chen Budin/Wright  von terminology management, als „any deliberate manipulation of termi-
nological information“ (Budin/Wright (1997:1). Darunter fallen z.B. nicht nur Terminogra-
phie und Terminologiearbeit sondern u.a. auch rechtliche und ethische Aspekte, Fragen der 
Ausbildung etc. Die Ähnlichkeit zu information management und quality management ist be-
wusst gewählt: In einer Zeit immer größerer Informationsfluten ist es wichtig, diese zu „ma-
nagen“. Terminology management leistet dazu durch Strukturierung und Benennung von In-
formationen einen Beitrag (ebd.: 2-3). Nach Schmitz beinhaltet Terminologieverwaltung, als 
deutsche Entsprechung für  terminology management75:  „Methoden und Arbeitsschritte  zur 
Erfassung,  Bearbeitung,  Speicherung  und  Nutzung  von  terminologischen  Beständen“ 
(Schmitz 2006:83). Als  Grund für den vermehrten Gebrauch von Terminologieverwaltung 
statt Terminographie nennt er die zunehmende elektronische Verarbeitung von Terminologien 
und die Unzulässigkeit der Analogie zwischen Terminologie und Lexikologie bzw. Termino-
graphie und Lexikographie (ebd.) (siehe auch: E DIN 2342:2004-09: 6.1, 6.3, 6.4, 6.5, 8.1). 
Terminologieverwaltung ist der „Teil der Terminologiearbeit, der sich mit der Erfassung, Ver-
74 Zur  Diskussion  über  die  Konstituierung  der  Terminologielehre  im  akademischen  Bereich  und  ihrer 
Entwicklung verweise  ich auf  Laurén/Myking/Picht  (1998)  und Laurén/Picht  (1993:  531-533).  Kritische 
Stimmen zur Eigenständigkeit  der  Terminologielehre finden sich bei  Temmermann 2004:23ff.  und Cabré 
2007:74.
75 Terminologiemanagement ist zulässiges Synonym für Terminologieverwaltung (vgl. E DIN 2342:2004-09, 
7.1). 
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arbeitung,  Pflege  und  Bereitstellung  von  terminologischen  Daten  befasst“  (E  DIN 
2342:2004-09, 7.1). In jüngerer Zeit hat sich eine Entwicklung von Terminologen über Ter-
minologiemanger hin zu Wissensmanagern  vollzogen. Der Terminus „Wissensmanagement“ 
wurde Anfang der 1990er Jahre in der Betriebswirtschaftslehre geprägt und steht für den sys-
tematischen „[...] Prozess zur Planung, Steuerung und Kontrolle des Produktionsfaktors Wis-
sen in Unternehmen“ (Häberle 2008:1380). Ziel ist die optimale Nutzung des Wissens. In 
zahlreichen Publikationen wird die Bedeutung von Terminologiearbeit als Teil des Wissens-
management  hervorgehoben  (z.B.   Mayer/Schmitz/Zeumer  2004,  Mayer/Muthig/Schmitz 
2006).  Das  Aufgabengebiet  von  Terminologen  und  Terminologinnen  als  Wissensmanager 
umfasst die „[...] Aufbereitung und Strukturierung der Inhalte, das Erarbeiten von Metadaten 
zur Beschreibung der Inhalte, das eigentliche Annotieren (Auszeichnung der Inhalte mit die-
sen Metadaten) und den Aufbau sowie die Verwaltung der Ontologien“ (Franz 2006:46-47). 
19. Allgemeine Terminologielehre nach Eugen Wüster:
Eugen Wüster gilt als der Begründer der Allgemeinen Terminologielehre (ATL), für die 
folgende Aspekte charakteristisch sind (vgl. Wüster 1991, Cabré 2005, Temmerman:2004):
Gegenstand der ATL: Fachwortschatz eines bestimmten Fachgebiets 
Trennung von Gemein- und Fachsprache 
Begriffsorientierung: Terminologiearbeit geschieht onomasiologisch.
Begriffe sind sprachunabhängig, universell 
Begriffe lassen sich genau voneinander abgrenzen und in einem hierarchisch strukturierten 
   Begriffssystem darstellen
eine (ein)eindeutige Zuordnung Begriff- Benennung ist möglich 
betrachtet werden kontextunabhängige Fachtermini
Mehrdeutigkeit (Homonymie und Polysemie) und Mehrfachbenennungen (Synonymie) sind 
   in der Terminologiearbeit nicht erwünscht
Terminologiearbeit ist präskriptiv 
synchronische Sprachbetrachtung 
Wüster strebte nach Standardisierung, Harmonisierung und Normierung fachlicher Termi-
ni, um die Verständigung zwischen Fachleuten zu erleichtern. Seine Theorie der ATL, auch 
als Wiener Schule bezeichnet, fand große Verbreitung, nicht zuletzt durch seine Mitarbeit in 
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Normierungsorganisationen (Österreichisches Normierungsinstitut (ON), Internationales  In-
formationszentrum für Terminologie (Infoterm), International Organisation for Standartiza-
tion (ISO)). 
20. Kritik an der Allgemeinen Terminologielehre und neuere 
Entwicklungen in der Terminologiewissenschaft
Auch heute noch finden sich viele Aspekte der Theorie von Wüster in Standardwerken zur 
Terminologiearbeit (vgl. Arntz/Picht/Mayer 2004; Arntz 2006:77ff.). Allerdings gibt es auch 
Kritik, bis hin zur Formulierung neuer Ansätze der Terminologiewissenschaft, wie die Sozio-
terminologie (Gaudin 1993, Cabré 2005 - Teoría Comunicativa de la Terminología u.a.) und 
die sociocognitive terminology (vgl. Temmerman 2000).76 Die Kritik an der Allgemeinen Ter-
minologielehre steht in Zusammenhang mit neueren wissenschaftlichen Entwicklungen und 
Erkenntnissen  der  Kognitionswissenschaften  (z.B.  Prototypentheorie)  und  der  Linguistik 
(Pragmatismus, Korpuslinguistik, Textlinguistik, Soziolinguistik, Psycholinguistik, Diskurs-
analyse etc.). 
Die Sozioterminologie kritisiert die präskriptive Ausrichtung der ATL und damit einherge-
hend das Ideal des (ein)eindeutigen Terminus bzw. der eindeutigen Zuordnung eines Begriffs 
zu einer Benennung und umgekehrt. Die Fachkommunikation ist in der Realität viel mehr 
von Diversität und Dynamik geprägt (vgl. Cabré 2005, 2007, 2002; Temmermann 2004:15). 
Stattdessen soll Terminologie in ihrer tatsächlichen Verwendung, d.h. ihrem diskursiven und 
kommunikativen Zusammenhang (deskriptiver  Ansatz),  betrachtet  werden.  Dies impliziert 
die Anerkennung von Homonymie, Synonymie und Vagheit als Tatsachen in den Fachspra-
chen, die auch funktional sein können (Weissenhofer 1995, zit. n. Temmermann 2004:24). 
Damit einher geht auch eine Ablehnung der strikten Trennung zwischen Fach- und Gemein-
sprache (vgl. Temmermann 2004:32).77 Untersucht wird nicht das kontextautonome, einein-
deutige Fachwort, sondern Termini in Situation und Termini in (Kon)Text bzw. Termini im 
Diskurs. Dies schließt z.B. auch die Untersuchung fachsprachlicher Phraseologie und von 
Sprechakten in der Fachsprache mit ein.
76 Eine  Übersicht  über  diverse  Kritik  an  der  ATL von  Wüster  findet  sich  bei  Temmerman  (2004:35),  die 
folgende  Autoren  und  Autorinnen  anführt:  Sager,  Weissenhofer,  Zawada/Swanepool,  Cabré,  Mayer  und 
Kaguera. 
77 Siehe dazu auch Cabré 1998.
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La descripción de los términos no puede limitarse a su categoría, ámbito temático, definición y equiva-
lentes en la misma o distinta lengua, sino que debe ampliarse a las condiciones de combinación en el 
discurso, condiciones que incluyen desde su estructura argumental, si poseen carácter predicativo o su 
participación como argumentos en una estructura predicativa, hasta sus combinaciones semifijadas en 
fraseologismos (Cabré 1998).
Auch die Annahme von einem „Reich der Begriffe [...] unabhängig vom Reich der Benen-
nungen [...]“ (Wüster 1991:1?), d h. einer objektiven Welt, die sprachlich erfasst wird, ist hin-
terfragt worden: „It [objectivism] has been replaced by the idea that conceptualisation is a dir-
ect spin-off of experience and understanding“ (Temmerman 2004: 3f.). Statt nach Merkmalen 
findet die Konzeptualisierung der Welt und des Fachwissens nach Prototypen mit unscharfen 
Rändern und graduell statt binär statt. 
Empirical studies have been able to proove that (1) against the traditional category concept of feuture 
semantics, categories have no distinct boundaries, but rather fuzzy edges; (2) not all reference objects 
of one category have the same status, but rather for the most part there are “typical specimens“, and (3) 
categories do not exist a priori, but rather are formed depending on the situation in which they are nee-
ded for one cognitive purpose or other (Simmonæs 2007: 123).
Da  die  Begriffsbildung  und  Benennung  dynamisch  statt  statisch  ablaufen,  sollte  die 
Sprachbetrachtung diachronisch sein (vgl. Temmermann 2004:32). Statt von den Begriffen 
auszugehen, gibt es für Cabré mehrere Zugänge zur Terminologie: 
„Se puede acceder a ellas [las unidades terminológicas] por diversas puertas: la linguistica, la ciencia 
cognitiva y las ciencias de la comunicación social. Cada puerta de entrada exige una teoría propia, que 
debe compartir el mismo objeto central (las unidades terminológicas) y su concepción poliédrica, tiene 
que ser coherente con las teorías propias de las demás puertas“ (Cabré 2005). 
Die beschriebenen Entwicklungen in der Terminologiewissenschaftt sind für die Termino-
logiearbeit im Bereich des Rechts aus mehreren Gründen von Bedeutung: Die Rechtssprache 
als Fachsprache weist einen engen Bezug zur Gemeinsprache auf. Im Recht existiert keine 
außersprachliche,  universelle Wirklichkeit.  Rechtsbegriffe sind unbestimmt und werden in 
bestimmten Wissensrahmen jeweils kontextabhängig ausgehandelt. Rechtsbegriffe sind dyna-
misch. Die Rechtssprache ist geprägt von Standardformeln, Phraseologismen, Mehrdeutigkeit 
und Homonymie. Demzufolge ist juristische Terminologie nicht nach Wüsterschen Kriterien 
zu ermitteln und es ist zu fragen, welche Methoden der Terminologiearbeit bzw. welche Ein-
tragsformate für juristische Terminologie geeignet sind.
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21. Methoden der Terminologiearbeit
Es gibt verschiedene Arten der Terminologiearbeit: deskriptive und präskriptive (oder nor-
mierende), punktuelle und systematische, fachbezogene und fachgebietsübergreifende sowie 
einzelsprachige  und  mehrsprachige  (vgl.  Simmonaes  2008:382,  Mayer  1998:10ff,  Mayer 
2008:318f.).  Die  mehrsprachige  Terminologiearbeit  wird  auch  als  übersetzungsorientierte 
Terminologiearbeit bezeichnet (DIN 2342 1, 5.2, KÜDES 2002:13).78 Die KÜDES, die zwi-
schen  punktueller  und  sachgebietsbezogener  Terminologiearbeit  unterscheidet,  nennt  des 
Weiteren die textbezogene Terminologiearbeit  als  „[...]  terminologische Bearbeitung eines 
längeren,  thematisch  einheitlichen  Texte[s]  [...]“  (KÜDES  2002:50).  Schmitt  (1994:33) 
spricht von translationsorientierter Terminologiearbeit,  unter die die publikationsorientierte 
und die  interne  Terminologiearbeit  fallen.  Nach dem Medium kann in  computergestützte 
(auch  rechnergestützte)  Terminologiearbeit  differenziert  werden  (vgl.  Arntz/  Picht/Mayer 
2004:229, Sandrini 1996:209, Mayer 1998:85). Seit Anfang der 1960er Jahre werden Compu-
ter zur Terminologieverwaltung genutzt: „Die Entwicklung vollzog sich ausgehend von Ter-
minologiedatenbanken auf Großrechnern über integrierte Lösungen auf Minicomputern bis 
hin zu PC-basierten Terminologieprogrammen“ (Schmitz 2004:179). Mit der Möglichkeit der 
Verbindung mehrerer Rechner an lokale und weltweite Netze (z.B. Internet) sind neue For-
men der Terminologiearbeit, wie die webbasierte Terminologiearbeit möglich. Dabei werden 
terminologische Daten online gespeichert.  Dies hat den Vorteil, dass sie ortsunabhängig zu-
gängig und von mehreren Personen gleichzeitig zu nutzen oder zu bearbeiten sind.79 Bei der 
systematischen Terminologiearbeit wird ein Sachgebiet und dessen Terminologie im Zusam-
menhang bearbeitet (vgl. Arntz/Mayer/Picht 2004:216). Bei der punktuellen Terminologiear-
beit dagegen werden einzelne Termini, meist im Rahmen eines konkreten Übersetzungspro-
blems, untersucht. Die punktuelle Terminologiearbeit, die in der Praxis häufig aufgrund von 
Zeitdruck  anstelle  einer  ausführlichen  terminologischen  Untersuchung  steht,  ist  für 
Arntz/Picht/Mayer  (2004:218)  nur  eine  Vorstufe  zur  systematischen  Terminologiearbeit. 
Auch die Bearbeitung größerer, grob strukturierter Begriffsfelder zählt zur Vorstufe der syste-
matischen Terminologiearbeit. In Darstellung 4 werden die  Schritte der systematischen Ter-
minologiearbeit nach Arntz/Picht/Mayer (ebd.) denen der vergleichenden rechtsterminologi-
78 Für  Mayer  (2008:321)  ist  die  übersetzungsorientierte  Terminologiearbeit,  die  meist  aus  aufeinander 
folgenden, punktuellen Untersuchungen besteht, eine Vorstufe zur systematischen Terminologiearbeit.
79 Mayer/Sandrini  (2008)  nennen  diese  Form  der  Terminologiearbeit  „kooperative“  oder  „kollaborative 
Terminologiearbeit“. 
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schen Untersuchung nach Arntz/Sandrini (2007:14) bzw. der rechstvergleichenden Termino-
logiearbeit (Sandrini 1996:167ff.) gegenübergestellt (siehe nächste Seite).
Die Terminolgiearbeit im Recht weist aus mehreren Gründen Unterschiede zur systemati-
schen Terminologiearbeit in anderen Bereichen auf. Aufgrund der Systemgebundenheit des 
Rechts kann es sich bei einer mehrsprachigen terminologischen Untersuchung bestimmter 
Rechtsgebiete mehrerer Rechtsordnungen nur um deskriptive Terminologiearbeit handeln, es 
sei  denn, Ziel ist ausdrücklich die Harmonisierung von Terminologien z.B. innerhalb von 
Staatenverbunden.  Bei  der Terminologiearbeit  im Recht wäre,  ähnlich der  von Wiesmann 
(2004:73) vorgenommenen Einteilung der Rechtsübersetzung (siehe Kap. 13), eine Eintei-
lung in rechtssysteminterne und -externe Terminologiearbeit sinnvoll, da bei der rechtssys-
teminternen Terminologiearbeit davon auszugehen ist, dass mögliche Äquivalente existieren.-
Da im Recht keine außersprachlichen, universellen Rechtsbegriffe existieren fehlt eine Ver-
gleichsgrundlage, ein tertium comparationis. Arntz/Sandrini (2007:141) schlagen dafür ana-
log zur Rechtsvergleichung die Rechtsfrage als „universelles“, zu lösendes Rechtsproblem 
vor: „Eine thematische Eingrenzung wäre unzureichend, da es in den einzelnen Rechtsord-
nungen völlig unterschiedliche Klassifikationen in Teilbereiche sowie völlig unterschiedliche 
rechtliche Lösungen geben kann“ (ebd.). Rechtsvergleichung lässt sich in Mikro- und Makro-
vergleichung unterteilen. Bei der Makrovergleichung werden ganze Rechtssysteme miteinan-
der verglichen z.B. das Common Law mit dem Civil Law. Bei der Mikrovergleichung handelt 
es  sich  um  eine  „[...]  vergleichende  Gegenüberstellung  von  einzelnen  Regelungen  oder 
Rechtsinstituten verschiedener Rechtssysteme“ (Pommer 2006:85). Der Makrovergleich bil-
det bei der Terminologiearbeit im Recht den Rahmen, in dem eine funktionale Mikroverglei-
chung stattfindet (vgl. Sandrini 1996:154). Innerhalb der Mikrovergleichung gibt es unter-
schiedliche Ansätze (vgl. Pommer 2006:100f, Sandrini 1996:168). Für die Terminologiearbeit 
im Recht ist die „funktionale Vergleichung“ (Sandrini:ebd.) oder auch „rechtlich-funktionale 
Methode“ (Pommer:ebd.) von Bedeutung, bei der die Regelungsfunktion einer Rechtsnorm 
für einen konkreten Problemfall im Vordergrund steht. Zu ergänzen ist diese laut Pommer 
(2006:100f.) durch die sozial-funktionale Methode, die nach der tatsächlichen gesellschaftli-
chen Funktion von Recht fragt. Vergleichsgrundlage ist also ein konkretes Sachproblem, das 
rechtlich gelöst werden soll. In Bezug auf das Strafrecht stellt sich also nicht die Frage: „Wie 
lautet die Entsprechung des deutschen §218 StGB im spanischen Código Penal?“, sondern 









verfügbare Mittel (Personal, Zeit, 
Dokumentation, Datentechnik) 
Abgrenzung des Fachgebiets Rechtsfrage
Dokumentation der Rechtsfrage – unabhängig 
von einzelnen Rechtsordnun-gen
RechtsquellenAufteilung des Fachgebiets in kleinere 
Einheiten
Beschaffung und Analyse des 
Dokumentationsmaterials
 Dokumentation der Begriffe
Sammeln des Dokumentationsmaterials – jeweils 
in den einzelnen beteiligten Rechtsordnungen 
Dokumentation der Begriffe (Definitio-nen, 
Kontexte, etc.) – jeweils in den einzelnen 
beteiligten Rechtsordnungen 
Dokumentation der Begriffszusammen-hänge im 
Begriffssystem – jeweils in den einzelnen 
beteiligten Rechtsordnungen  
Sammlung und vorläufige     
              Zuordnung der gefundenen    
              Benennungen und Begriffe sowie 
              zweckdienlicher Informationen 
Erarbeitung der Begriffssysteme
Bearbeitung des Materials im 
              Systemzusammenhang
terminologische Analyse Vergleich 
Vergleich der Struktur, i.e. der Begriffs-systeme 
Vergleich der Begriffsinhalte 
Vergleich der sprachlichen Ausdrucks-formen 
(Benennungen, Phraseologie) 





funktionale Einordnung in die Rechtslösung
Rechtsfolge 
Bereitstellung für den Benutzer
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Bei der Dokumentation der Rechtsbegriffe sind die für Rechtsbegriffe charakteristischen 
Eigenschaften zu beachten (siehe Kap. 16). Zum einen sind Rechtsbegriffe in einem gewissen 
Maße unbestimmt, zum anderen ist das Verstehen und Definieren von Rechtsbegriffen immer 
auch juristische Auslegung. Durch Einbeziehung des textuellen, situativen und epistemischen 
Kontextes  können  sie  konkretisiert  werden  (vgl.  Arntz/Sandrini  2007:138).  Pommer 
(2006:143) weist darauf hin, dass der Übersetzer bzw. die Übersetzerin keine Auslegung im 
Sinne einer Subsumtion vornimmt, auch wenn zum Verständnis der Begriffe die juristischen 
Auslegungsmethoden und dementsprechend das juristische Weltbild, Vorinformationen, Hier-
archie der Rechtsquellen, Klassifikation etc. der jeweiligen Rechtsordnung bekannt sein soll-
ten. Abschließend können dann die für die jeweiligen Rechtsordnungen vorliegenden Termi-
nologien miteinander verglichen werden. Dabei werden zuerst die Regelungsstrukturen der 
einzelnen Rechtsordnungen, d.h. die einzelnen Begriffssysteme, miteinander verglichen. Ein 
gemeinsames Begriffssystem wird nur erstellt, wenn aufgrund einer engen Verwandtschaft 
der Rechtsordnungen davon auszugehen ist, dass Ähnlichkeiten bestehen. Anschließend kön-
nen die Begriffe inhaltlich, anhand eines Vergleichs der Intension und der Extension vergli-
chen werden.  Zu beachten ist,  dass ein reiner Vergleich der Merkmale der Definition im 
Recht  nicht  ausreichend  ist,  da  einige  Merkmale  wertungsbedürftig  sind  (vgl.  Sandrini 
1996:189). 
22. Eintragsformate
Der terminologische Eintrag enthält einzelne terminologische Daten oder Datenelemente 
zu einem Begriff in einer oder mehreren Sprachen (vgl. E DIN 2342:2004-09: 8.5, 8.10 sowie 
Arntz/Picht/Mayer 2009:231).80 Diese terminologischen Daten können terminologischen Da-
tenkategorien zugeordnet werden: „Die Datenkategorien entsprechen somit in etwa den Feld-
namen, die Datenelemente den Feldinhalten“ (Arntz/Picht/Mayer 2009:231).81 Ein terminolo-
gisches Eintragsformat ist die „nach bestimmten Zwecken ausgewählte, strukturierte Zusam-
menstellung von Datenkategorien für die Terminologiearbeit“ (E DIN 2342:2004-09, 8.11). 
In der computergestützten Terminologieverwaltung wird zwischen Eintragssystemen mit fes-
80 Geht man allerdings von einem dynamischen Eintragsbegriff aus,  so enthält  der  terminologische Eintrag 
nicht nur ausschließlich Daten zu einem Begriff, sondern: „Die Menge der Informationen zu einer Wissens-
einheit,  die  ein  Anwender  für  seine  Zwecke  aus  dem Komplex  der  terminologischen  Einheiten  zusam-
menstellt, [...]“ (Mayer 1998:222).
81 In dieser Arbeit werden Datenkategorie und Datenfeld synonym verwendet. 
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ter, definierbarer und freier Eintragsstruktur unterschieden. Feste Eintragsstruktur bedeutet, 
dass die Datenkategorien vorgegeben sind. Bei definierbarer Eintragsstruktur sind sie für den 
Bestand definierbar, bei freier Eintragsstruktur können sie für jeden einzelnen Eintrag neu de-
finiert werden (vgl. Reinke 2002:218-219). Je nach Art der terminologischen Datensammlung 
(Medium,  Nutzerkreis)  werden  unterschiedliche  Datenkategorien  ausgewählt.  Die  ausge-
wählten Datenkategorien können unterschiedlich strukturiert und zusammengefasst werden.82 
Die DIN 2344  „Ausarbeitung und Gestaltung von terminologischen Festlegungen in Nor-
men“ unterteilt in benennungsbezogene, begriffsbezogene und verwaltungsbezogene Daten. 
Zu den benennungsbezogenen Daten gehören die Benennung in der Grundform, Synonyme, 
Varianten (z.B. orthographische,  morphologische,  syntaktische),  Kurzformen, Langformen, 
Symbole, fremdsprachige Äquivalente (mit Angabe ihres Äquivalenzgrades), Einstufung der 
Benennung (z.B. Vorzugsbenennung), grammatische Hinweise, Anmerkungen sowie Antony-
me. Zu den begriffsbezogenen Daten zählen die Definition/en,  Kontext/e,  andere Darstel-
lungsweisen des Begriffs (z.B. Formeln), graphische Darstellung und Anmerkungen. Unter 
verwaltungsbezogene Daten fallen der Identifizierungscode des Begriffs, Sprachenzeichen, 
Erfassungsdatum,  Kurzzeichen der  für  die  Verfassung verantwortlichen  Person sowie  die 
Quelle (DIN 2344:2000-05, 5.2.2). Ein terminologischer Eintrag muss mindestens aus Ein-
tragsnummer, Vorzugsbenennung und Definition des Begriffs bestehen (ebd., 6.1). Um den 
Austausch von Terminologiebeständen zu ermöglichen, sind exakt definierte Datenkategorien 
sinnvoll. Durch die internationale Norm ISO 12620 soll ein einheitlicher Gebrauch dieser er-
möglicht werden (vgl. Budin 2002: 188). Die veränderten Anforderungen an Terminologiear-
beit als Teil des Wissensmanagements (siehe Kap. 19) machen eine Erweiterung von Termi-
nologiedatenbanken83 im Sinne einer Annäherung an Wissensdatenbanken sinnvoll (vgl. Kel-
ler 2006). Zu beachten sind dabei die Entwicklungen im Bereich des Wissensmanagements 
(Thesauri, Onthologien, semantische Netze etc.) und der Kontrollierten Sprachen (Terminolo-
giekontrolle, Grammatikprüfung etc.) (vgl. Mayer 2008:325). Die Darstellung von Termino-
logie und damit das Eintragsformat unterscheidet sich wesentlich in elektronischen Daten-
banken und gedruckten Wörterbüchern.  Computergestützte Systeme haben den Vorteil, dass 
sie zahlreiche Informationen verwalten und miteinander verlinken können, so sind z.B. Zu-
82 Vgl.  u.a.  DIN 2336:2004-06:  3.1bis  3.3,  Sandrini  1996,  Mayer  1998:189ff.,  Arntz/Picht/Mayer  2009:31, 
KÜDES 2002:4.1
83 Terminologiedatenbanken oder auch terminologische Datenbanken bezeichnen die „Gesamtheit der in einer 
Datenbank gespeicherten terminologischen  Einträge“ (Anrtz/Picht/Mayer 2009:230).  Terminologieverwal-
tungssysteme  oder  Terminologieverwaltungsprogramme  dagegen  stehen  für  die  Software,  mit  der 
terminologische Daten in einer  Terminologiedatenbank verwaltet werden (ebd.). 
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griffe auf Grafik-, Audio- und Videodaten, Originaltexte in Textkorpora und Webseiten etc. 
möglich. Dadurch sind Termini auch im Kontext darstellbar. Auch kann ein Begriff über ver-
schiedene Datenfelder mehrfach indexiert und somit von verschiedenen Seiten aus „auffind-
bar“ sein. Moderne  Terminologieverwaltungssysteme bieten u.a. Funktionen wie die  Fuzzy 
Search, mit der nach ähnlichen Termini gesucht werden kann, die Suche mit Platzhaltern84 so-
wie die Suche nach Termini in Textkorpora. In dynamischen Datenbanken werden Einträge 
dynamisch erzeugt, d.h. die Nutzer erhalten jeweils die ihren Bedürfnissen angepassten Infor-
mationen. Des Weiteren können heute einige Schritte der Terminologiearbeit bereits automa-
tisiert werden (z.B. automatische Termextraktion). 
Allerdings  besteht  die  Gefahr  der  Unübersichtlichkeit:  Die klasssiche Glossarform zur 
Darstellung von terminologischen Wissen ist übersichtlicher als ein Bildschirm mit mehreren 
geöffneten Fenstern (siehe auch Mayer 2001:178). Auch stoßen Programme, die streng be-
griffsorientiert fremdsprachige Äquivalente in einem Eintrag verwalten in den Fällen an ihre 
Grenzen, in denen einem Begriff der Rechtsordnung A z.B. zwei Begriffe der Rechtsordnung 
B gegenüberstehen bzw. die Begriffe in den einzelnen Rechtsordnungen nicht vollständig 
übereinstimmen (vgl. Mayer 2001:179,  Arntz/Picht/Mayer 2004: 255f.).  Ein weiteres Pro-
blem kann die mangelnde Austauschbarkeit der Daten sein, wenn unterschiedliche Eintrags-
formate verwendet werden. Auch kann zwar eine große Menge an Daten eingegeben werden, 
dies führt jedoch bei weniger leistungsstarken Computern zur Verlangsamung des Systems 
und damit zur Verlangsamung der Suche. Nicht zu vergessen ist außerdem die Tatsache, dass 
zur Nutzung von computergestützten Terminologiedatenbanken computerspezifisches Wissen 
sowie eine bestimmte Ausrüstung (Computer etc.) notwendig sind. Damit werden bestimmte 
Personengruppen von der Nutzung ausgeschlossen. 
23. Eintragsformate für die Terminologiearbeit im Recht 
 23.1 Äquivalenz
Bei der Terminologiearbeit im Recht sind aufgrund der genannten Besonderheiten der ju-
ristischen Terminologie besondere Informationen und daher besondere Datenkategorien not-
wendig. Um eine situationsadäquate Verwendung von Rechtstermini zu ermöglichen, reichen 
84 Arntz/Picht/Mayer  (2004:249f.)  sprechen  von  Links-  bzw.  Rechtstrunkierung,  je  nachdem  ob  ein 
Ersatzzeichen links oder rechts neben dem gekürzten Suchwort steht.
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simple Gegenüberstellungen wie im Wörterbuch der Rechts- und Wirtschaftssprache (Becher 
1994) nicht aus, da sie keinerlei Aussage über Äquivalenz- oder Synonymiebeziehungen ge-
ben. Die Frage ist, wie das  Problem der der Äquivalenz terminographisch gelöst werden 
kann. Arntz/Picht/Mayer definieren Äquivalenz wie folgt: „Zwei Termini sind grundsätzlich 
als äquivalent zu betrachten, wenn sie in sämtlichen Begriffsmerkmalen übereinstimmen, d.h. 
wenn begriffliche Identität vorliegt“ (Arntz/Picht/Mayer 2009:152). Mögliche Äquivalenzbe-
ziehungen beim Vergleich der Intensionen der Begriffe sind vollständige begriffliche Über-
einstimmung, Überschneidung, Inklusion und keine begriffliche Äquivalenz (ebd.:153). Bei 
der Terminologiearbeit im Recht ist aufgrund der Unterschiedlichkeit der Rechtsordnungen 
keine vollständige Äquivalenz möglich (vgl. Sandini 1996:141, Groot 1991:287). Sandrini 
(1996:140) nennt daher als höchste erreichbare Äquivalenzstufe beim Vergleich von Rechts-
begriffen die intensionale Übereinstimmung (Übereinstimmung der Tatbestände aufgrund der 
Tatbestandsmerkmale)  bei  abweichender  Extension  (Ebene  der  subsumierbaren 
Sachverhalte). In der traditionellen Terminologiearbeit wird Äquivalenz meist dadurch darge-
stellt, dass verschiedene, mehrsprachige Benennungen in einem Eintrag gelistet sind. Dieses 
Verfahren ermöglicht es jedoch nicht, komplexere Begriffsbeziehungen wie z.B. unscharfe 
Äquivalenz85 darzustellen. Im Zusammenhang mit der Darstellung von Äquivalenz bei der 
Terminologiearbeit im Recht wird oft lobend das inzwischen nicht mehr aufgelegte Hand-
buch der Internationalen Rechts- und Verwaltungssprache (1985) genannt. Mögliche Äquiva-
lenzbeziehungen werden darin wie folgt angezeigt: = vollständige Äquivalenz, ± ungefähr 
gleicher Begriffsinhalt, # keine Äquivalenz (vgl. Arntz/Picht/Mayer 2009:207). Die KÜDES 
(1990:14) empfiehlt die Benutzung der folgenden Zeichen:  = gleicher Begriffsinhalt, ~ unge-
fähr gleicher Begriffsinhalt, > kleinerer Begriffsinhalt, < größerer Begriffsinhalt. Die Infor-
mation „ähnlicher Begriffsinhalt“ ist bei der Terminologiearbeit im Recht jedoch nur in Ver-
bindung mit Zusatzinformation zur Präzisierung des Begriffs sinnvoll (vgl. Arntz/Sandrini 
2007:144). 
 23.2 Synonymie
Zu unterscheiden ist zwischen Synonymen, die in jedem beliebigen Kontext gegeneinan-
der ausgetauscht werden können und Quasi-Synonymen, die nur in bestimmten Kontexten 
85 Um  unscharfe  Äquivalenz  handelt  es  sich  nach  Mayer  (1998:218)  „[...],  wenn  zwei  Termeme  in  zwei 
Sprachen ähnliche, aber nicht identische Begriffe bezeichnen“. 
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austauschbar  sind.86 Mayer  (1998:184)  bemängelt,  dass  die  meisten Eintragsformate  bzw. 
Terminologieverwaltungssysteme es nicht erlauben, Synonymen eigene Datenkategorien zur 
näheren Spezifizierung zuzuweisen. In begriffsorientierten Systemen wird pro Eintrag je ein 
Begriff  mit  seinen Benennungen (inklusive Synonyme) in  verschiedenen Sprachen darge-
stellt. Unklar bleibt, inwieweit die Synonyme einer Sprache mit den Synonymen einer ande-
ren Sprache äquivalent sind bzw. ob alle Synonyme einer Sprache jederzeit gegeneinander 
austauschbar sind. Er spricht sich daher dafür aus, den einzelnen Termemen eigene Definitio-
nen zuzuordnen (ebd.:225). Es existieren verschiedene Möglichkeiten, Synonymie darzustel-
len. Die KÜDES empfiehlt, Synonyme in einem Eintrag darzustellen und für Quasi-Synony-
me einen neuen Eintrag zu erstellen. Die Darstellung von Synonymen im Datenfeld „Benen-
nung“ hat den Vorteil, dass keine Vorzugsbenennung festgelegt werden muss und alle Benen-
nungen auf einen Blick ersichtlich sind. Nachteil ist, dass wiederum keine Vorzugsbenennung 
erkennbar ist und es Probleme der Austauschbarkeit der Daten mit anderen Systemen, die 
Synonyme in einem extra Datenfeld verwalten, gibt (KÜDES 2003:35-36). Relativ häufig 
werden jedoch Quasi-Synonyme in einem Eintrag verwaltet, daher empfiehlt die KÜDES die 
Angabe eines Synonymiegrades, ähnlich des Äquivalenzgrades (KÜDES 2003: 38). 
 23.3 Definitionen
In der praktischen Terminologiearbeit spielen besonders die Inhalts- und Umfangs- und 
die Bestandsdefinition eine Rolle (vgl. Arntz/Picht/Mayer 2009:61). Die bevorzugten Inhalts-
definitionen (DIN 2330, 5.3.1) sind für Rechtsbegriffe jedoch nicht zielführend:
[...] da im Recht die Wahl der einzelnen den Begriff konstituierenden Merkmale vom Regelungszweck 
abhängt. Wesentlich für Rechtsbegriffe ist ihre Regelungsfunktion, die in der rechtsfolge zum Aus-
druck kommt. Reine Inhalts- bzw. Umfangsdefinitionen können diese Funktion nur beschränkt erfas-
sen (Sandrini 1996:86).
Definitionen  durch  den  Gesetzgeber,  sogenannte  Legaldefinitionen,  sind  durch  diesen 
„genormt“  und  daher  zu  bevorzugen.  Zu  unterscheiden  sind  reine  Legaldefinitionen,  bei 
denen der Gesetzgeber in der Norm die einzelnen Merkmale explizit angibt,87 und kaschierten 
Legaldefinitionen, bei denen die Definition in die rechtsfolgeanordnende Norm eingebettet 
86 „Synonymie  liegt  dann  vor,  wenn  zwei  oder  mehr  Benennungen  einem  Begriff  zugeordnet  und  somit 
beliebeig austauschbar sind, z.B. Woodruffkeil = Scheibenfeder. Von Quasisynonymie spricht man, wenn der 
jeweilige Begriffsinhalt weitgehend – aber nicht völlig – identisch ist; Quasisynonyme sind daher höchstens 
in bestimmten Kontexten austauschbar, z.B. Automobil/Kraftfahrzeug“ (Arntz/Picht/Mayer 2009:126). 
87 z.B. „Mörder ist, wer [...]“ (§ 211 Abs. 2 StGB).
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ist88 (vgl. Sandrini 1996:90). Bei den Definitionen durch die Rechtssprechung ist zwischen 
Feststellung und Festsetzung zu unterscheiden. „Eine Feststellung 'der generellen Tatsachen' 
bindet die Gesamtheit der Sachverhalte mit ein und stellt den Realitätsbezug dar“, während 
bei  der  Festsetzung  Bedeutungen  hinsichtlich  des  zukünftigen  Sprachgebrauchs  oder  des 
Regelungsziels  festgelegt  werden  (Sandrini  1996:91).  Definitionen  durch  die 
Rechtswissenschaft sind mit Vorsicht zu behandeln, da sie eventuell nur eine Denkrichtung 
wiedergeben. Allerdings ist es bei kontroversen Themen wie der Sterbehilfe notwendig, auf 
Definitionen  der  Rechtswissenschaft  oder  anderer  Wissenschaften  zurückzugreifen.  Des 
Weiteren haben Definitionen der Rechtswissenschaft Auswirkungen auf die Rechtssprechung 
(ebd.). 
 23.4 Begriffssysteme
Begriffssysteme dienen in der Terminologiearbeit dazu, Beziehungen zwischen Begriffen 
darzustellen (vgl. E Din 2342:2004-09, 4.6). Im Idealfall lassen sich in der zweisprachigen 
Terminologiearbeit eventuelle Entsprechungen anhand der jeweiligen Stellung des Begriffs 
im jeweiligen Begriffssystem feststellen (vgl. Arntz/Picht/Mayer 2004:159). Jedoch stehen 
Begriffe im Recht aufgrund ihrer Komplexität nicht unbedingt in hierarchischen Beziehungen 
zueinander.  Sandrini  (1996:105) schlussfolgert  daher:  „Die Bildung eines  Begriffssystems 
mit  streng  logischem Aufbau,  in  dem Oberbegriffe  durch  Abstraktion  und  Unterbegriffe 
durch  zunehmende Merkmalsdifferenzierung gebildet  werden,  führt  im Recht  nicht  allein 
zum Ziel.“ Daher bietet sich statt einem hierarchisch geordneten Begriffssystem die Darstel-
lung in einem lockeren Begriffsfeld an, in dem Begriffe in unterschiedlichen Arten von Be-
ziehungen zueinander stehen (z.B. thematisch und hierarchisch).89 Die Unterscheidung von 
Begriffssystemen mit mehr als zwei Beziehungsarten und relativ straff gegliederten Begriffs-
feldern ist jedoch schwierig (vgl. Arntz/Mayer/ Picht 2004:105ff.). Um die Begriffssysteme 
88 So lässt sich die Definition von Rücktritt vom Versuch aus § 24 Abs.1 StGB schließen ( „Wegen Versuchs 
wird nicht bestraft, wer freiwillig die weitere Ausführung der Tat aufgibt oder deren Vollendung verhindert. 
Wird die Tat ohne Zutun des Zurücktretenden nicht vollendet, so wird er straflos, wenn er sich freiwillig und 
ernsthaft bemüht, die Vollendung zu verhindern“). 
89 Arntz / Mayer / Picht (2004:105 ff.) weisen darauf hin, dass es schwierig ist, ein Begriffssystem mit mehr als 
zwei Beziehungsarten von einem relativ straff gegliederten Begriffsfeld zu unterschieden. Laut E DIN 2342 
berzeichnet Begriffsfeld die „Menge von Begriffen (4.1) die thematisch zueinander in Beziehung stehen“ (E 
DIN 2342:2004-09, 4.5) und ein Begriffssystem die „Menge von Begriffen (4.1) eines Begriffsfelds (4.5), die 
entsprechend den Begriffsbeziehungen (5.3) geordnet sind“ (E Din 2342:2004-09, 4.6).  Der Begriffsplan 
wird als „veranschaulichende,  meist  grafische Darstellung eines  Begriffssystems“ (E DIN 2342:2004-09, 
4.6.5) definiert. 
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bzw. Begriffsfelder vergleichen zu können, müssen sie nach den selben Kriterien aufgebaut 
sein. 
24. Exemplarische Untersuchung von Eintragsformaten für die 
Terminologiearbeit im Recht 
Untersucht  werden drei  Eintragsformate  für  Datenbanken von Rechtsterminologie:  das 
theoretische Modell von Sandrini (1996), die von der Europäischen Akademie Bozen entwi-
ckelte Terminologiedatenbank des Informationssystems für Rechtsterminologie (bistro) sowie 
die Terminologiedatenbank der Europäischen Union IATE (früher Eurodicautom). Bei allen 
drei Datenbanken handelt es sich um computergestützte Systeme. 
 24.1 Eintragsformat der rechtsvergleichenden 
Terminologiearbeit (Sandrini 1996) 
Das Modell von Sandrini bezieht sich explizit auf die Terminologiearbeit im Recht. Er un-
terteilt in terminologischen, bibliografischen und faktografischen Eintrag. Der terminologi-
sche Eintrag setzt sich zusammen aus: Daten der Begriffsebene, Daten der Benennungsebene 
sowie Zusatzdaten zum einzelnen Eintrag und zum gesamten Eintrag. Zur systematischen 
Einordnung dienen die Datenfelder Rechtsordnung, Gesetzesquelle, Klassifikation, autonom-
rechtsvergleichender Begriff, die Anmerkungen zur Begriffsbeschreibung und die Begriffsbe-
ziehungen. Mit Gesetzesquelle ist „die Stelle im Gesetz, wo der Begriff inhaltlich geregelt 
wird bzw. die für diesen Begriff wichtigste Gesetzesquelle“ (Sandrini 1996:228) gemeint. 
Der autonom-rechtsvergleichende Begriff dient als systemneutraler, klassifikatorischer Über-
begriff, ist projektgebunden und beschreibt das Sachproblem. Er sollte eine Stufe unter der 
niedrigsten Klasse liegen. Die Klassifikationsangaben unterscheiden Teilgebiete, von denen 
jedes einzelne mehrere autonom-rechtsvergleichende Begriffe umfasst. Das Feld „Anmerkun-
gen zur Begriffsbeschreibung“ ist fakultativ und enthält allgemeine Anmerkungen zum Be-






EXP Anmerkungen zur Begriffsbeschreibung ZD







GEN = logisch-abstrakt, PAR = partitiv, SQR = sequentiell
PRG = pragmatisch
1. 2. Benennungsebene
DE, IT Benennung ZD
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REL Verbindung zu anderen Rechtssystemen ZD
DIR direkte Verbindung zu
FUN Funktionale Verbindung 
PMI Verbindung über Sachprobleme auf Mikroebene 
Bibliografischer Eintrag:

















Jur Kommissionsmitglieder (Juristen) 
TER Kommissionsmitglieder (Terminologen) 
DAT Arbeitszeitraum der Kommission (von.... bis) 
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Das Modell von Sandrini bietet verschiedene Möglichkeiten, Beziehungen zwischen Be-
griffen darzustellen. Begriffsbeziehungen innerhalb einer Rechtsordnung können in den Fel-
dern Antonym (ANT), Oberbegriff (SPC), Unterbegriff (SBC) und Nebenbegriff (COC) an-
gegeben werden. Die Art der Beziehung ist dabei nicht zwingend hierarchisch, sondern kann 
in einem eigene Feld (COR) dargestellt werden. Die Beziehungen können dabei logisch-ab-
strakter (GEN), partitiver (PAR), sequentieller (SQR) oder pragmatischer (PRG) Art sein. Es 
sind  auch mehrere  Begriffsbeziehungen parallel  zueinander  möglich  (Sandrini  1996:233). 
Beziehungen zwischen Begriffen unterschiedlicher Rechtsordnungen lassen sich u.a. über das 
Datenfeld „Verbindung zu anderen Rechtssystemen“ (REL) herstellen. REL kann, wie viele 
Datenfelder in Sandrinis Modell, wiederholt werden um Beziehungen zu mehreren Rechts-
ordnungen herzustellen. Mögliche Beziehungen sind die direkte Entsprechung bei intensiona-
ler Übereinstimmung (Tatbestand stimmt überein) (DIR), die funktionale Entsprechung bei 
gleicher Funkion und ähnlicher Stellung der Begriffe innerhalb der in der jeweiligen Rechts-
ordnung dargestellten Lösung des Sachproblems (FUN) und die Verbindung über das Sach-
problem auf Mikroebene (PMI). Hierbei haben die Begriffe die gleiche Funktion, aber, an-
ders als bei der funktionalen Entsprechung, eine unterschiedliche Stellung im jeweiligen Be-
griffssystem und nicht zwingend ähnliche Begriffsmerkmale. Gibt es für einen Begriff z.B. 
keine Entsprechung, so kann über das Browsen in den Begriffsbeziehungen innerhalb einer 
Rechtsordnung (Ober-, Unterbegriff etc.) oder über den autonom-rechtsvergleichenden Be-
griff (ARB) und den jeweils dazugehörigen Eintrag nach Begriffen in der anderen Rechtsord-
nung gesucht werden. Allerdings ist zu beachten, dass Begriffsstrukturen im Recht in ver-
schiedenen Rechtsordnungen nicht unbedingt übereinstimmen. Des Weiteren sieht Sandrini 
eine Suchfunktion vor, die es ermöglicht, sich über den faktographischen Eintrag eine alpha-
betische Liste aller Termini des Zielrechtssystems oder eine Abbildung der Begriffsordnung 
anzeigen zu lassen. Bei ersterem ist die Rechtsordnung und fakultativ die Sprache anzugeben. 
Auch können zum Finden von Benennungen und Begriffen der Zielrechtsordnung alle auto-
nom-rechtsvergleichenden Begriffe einer Klassifikationseinheit angezeigt werden. 
Auf Ebene der Benennung fällt auf, dass auch phraseologische Einheiten im Benennungs-
feld verwaltet werden können90.  Das Benennungsfeld ist mit dem jeweiligen zweistelligen 
90 Darunter fallen nach Sandrini  „[...] Kollokationen, die als zentrales Element den Terminus besitzen, aber 
auch Phraseologismen, die auf den Terminus zurückzuführen sind [...]“ (Sandrini 1996:232), nicht jedoch 
„Echte Phraseologismen nach Fleischer, die nicht durch eine (Mehrwort-)Benennung ausgedrückt werden 
können und einen eigenen Begriff abdecken, [...]“ (Sandrini 1996:232). 
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Sprachenzeichen benannt und gemeinsam mit den Datenkategorien, die die Benennung näher 
bezeichnen, wiederholbar. Homonyme werden in Sandrinis Modell in einzelnen Einträgen 
dargestellt. Im Datenfeld HOM wird auf sie verwiesen. Synonyme werden im Datenfeld SYN 
dargestellt und durch USG (Verwendungshinweis) präzisiert. Zur Auswahl stehen hierbei Ge-
setzesbegriffe (LEG), rechtswissenschaftliche Begriffe (LSC) und Begriffe der Rechtsspre-
chung (JSD). Jeder Benennungsform kann ein eigener Kontext zugeordnet werden. Der Kon-
text dient in diesem Modell zur sprachlichen Einbettung: „Die zitierte Textstelle sollte den 
Mikrokontext  der  Benennung  auf  Satzebene  wiedergeben“  (Sandrini  1996:236).  Bei  den 
Übersetzungsvorschlägen  (TRL)  handelt  es  sich  „[...]  nicht  um natürliche  Termini  eines 
Rechtssystems, sondern um reine Vorschläge zur Übersetzung innerhalb der Grenzen des be-
schriebenen Begriffes: Benennungen in einer anderen Sprache innerhalb desselben Rechts-
systems“ (Sandrini 1996 233-234) [Hervorhebung S.G]. 
Das Modell von Sandrini scheint die Komplexität juristischer Begriffe zu berücksichtigen. 
Die Verlinkung der Begriffe  ermöglicht es, zahlreiche Informationen zu einem Begriff und 
seiner Position im jeweiligen Begriffssystem auf unterschiedliche Art und Weise zu finden. 
Ein Begriff kann in diesem Modell von verschiedenen „Seiten“ aus gefunden werden.  Sinn-
voll erscheinen u.a. die Datenkategorien Rechtsordnung, Gesetzesquelle, Verwendungshin-
weis und Antonym sowie die Möglichkeit, phraseologische Einheiten darzustellen. Erstaun-
lich ist, dass Sandrini zwar auf die Wichtigkeit der Rechtsfolge von Rechtsbegriffen verweist 
(Sandrini 1996:63), aber keine eigene Datenkategorie „Rechtsfolge“ bildet, sondern diese mit 
in die Definition aufnimmt (ebd.:229). Unklar bleibt die neu geschaffene Datenkategorie des 
autonom-rechtsvergleichenden Begriffs.  Sandrini  definiert  diesen als  „systemunabhängiger 
Oberbegriff aller Begriffe, die zur Lösung des Sachproblems beitragen“ (Sandrini 1996:256) 
und als „Deskriptor innerhalb einer Klassifikationenseinheit“ (ebd.). Nach Sandrini könnte 
der autonom-rechsvergleichende Begriff „sprachunabhängig definiert werden bzw. mit einem 
lateinischen  Ausdruck  oder  auch  mit  einem einfachen  Projektcode  ausgedrückt  werden“ 
(Sandrini 1996:230). Es bleibt zu fragen, wie eine sprachunabhängige Definition aussehen 
soll, können doch auch Projektcodes zu „Sprache“ zugerechnet werden. Auch die Frage nach 
der Systemunabhängigkeit bleibt ungeklärt, handelt es sich bei der Verwendung lateinischer 
Ausdrücke doch um Ausdrücke aus der Tradition des römischen Rechts, die für Rechtsord-
nungen anderer Rechtstraditionen nicht zutreffen. Des Weiteren  bleibt das Problem, dass 
Klassifizierungskategorien für Laien nur dann sinnvoll sind, wenn die Klassen (hier: auto-
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nom-rechtsvergeichender Begriff) auch bekannt sind. Wenn die Nutzer den autonom-rechts-
vergleichenden  Begriff  wie  z.B.  „originärer  Eigentumserwerb“  (Sandrini  1996:246)  nicht 
kennen, können sie ihn auch nicht bei ihrer Suche anwenden. Das Modell strebt Transparenz 
an, was sich zum einen in der Möglichkeit zeigt, Zusatzdaten wie Quellenangaben etc. zu 
vielen Feldern hinzufügen zu können, zum anderen darin, dass alle Benennungen, die nicht 
natürlich in einer Rechtsordnung sind, als Übersetzungsvorschläge gekennzeichnet werden 
müssen. Im Bemühen der Komplexität von Rechtsbegriffen gerecht zu werden, wird das Mo-
dell von Sandrini durch die zahlreichen Verlinkungen sehr komplex, was eventuell der Benut-
zerfreundlichkeit entgegen spricht und ein ausgefeiltes  Terminologieverwaltungssystem  er-
fordert. 
 24.2 Eintragsformat von bistro
Das von der Europäischen Akademie Bozen entwickelte Informationssystem bistro besteht 
aus einer Datenbank mit ca.  50.000 Termini der italienischen Rechtsordnung (italienische 
Termini mit entsprechenden deutschen und ladinischen Übersetzungen) sowie der bundes-
deutschen, östereichischen und schweizerischen Rechtsordnungen (in deutscher Sprache), der 
Online-Version des Wörterbuchs zum italienischen und österreichischen Hochschulwesen mit 
ca. 3000 Termini, einem zweisprachigen Korpus  italienischer Gesetzestexte mit deutscher 
Übersetzung (CATEx), einem dreisprachigen Korpus italienischer, deutscher und landinischer 
Verwaltungstexte (CLE) sowie einem Termerkennungs- und einem Terminologieextraktions-
tool (Europäische Akademie Bozen 2004, 2004b).  Bistro entstand aus der von der Europäi-
schen Akademie Bozen bis 2000 unterhaltenen Terminologiedatenbank Bluterm mit Einträ-
gen zur Rechts-, Verwaltung- und Wirtschaftsterminologe in den Sprachen Deutsch und Ita-
lienisch. In bistro ist eine vielfältige Suche nach Termini möglich: Suche nach Termini  in der 
Datenbank, Suche nach normierten Termini in der Datenbank, Suche nach Termini in Text-
korpora, in ausgewählten Internetseiten und eine Suche von Termini im Kontext, sowohl in 
den Textkorpora als auch in eigenen Texten. Bei der Suche in der Termbank erscheint eine 
Hitliste der gefundenen Termini mit Fachgebiet sowie Fuzzy Matches. Durch Anklicken kann 
der jeweilige Eintrag  angezeigt werden. 
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Dar. 6: Suchmaske bistro
Dar. 7: Hitliste bistro 
Die Daten werden mit SDL Multiterm 2007 erfasst und in bistro importiert. Allerdings 
werden nicht alle Datenkategorien aufgenommen, da u.a. über einige Datenkategorien wie 
z.B. Rechtsskollokationen noch nicht abschießend entschieden wurde. Die Unterscheidung in 
entry level, index level und term level ist von Multiterm vorgegeben. Die Datenbank ist sta-
tisch, d.h. bei  einer Anfrage werden die Daten nicht dynamisch aus der Datenbank extrahiert. 
Ein Mindesteintrag in bistro besteht aus: Fachgebiet, italienischer Benennung mit Quelle und 
deutschsprachiger Benennung mit Quelle. Neuere Einträge müssen auch einen Gebrauchs-
kontext mit Quelle aufweisen (Chiocchetti 2010).
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Eintragsklasse: 1 (roher Eintrag von PraktikantInnen) – 8 (genormter Eintrag) A
Expertenkommission A
Glossar: Listen  von  thematisch  geschlossenen  Glossaren  zu  den  einzelnen  Fachgebieten   (z.B.  im 
Arbeitsrecht: unabhängiges Arbeitsverhältnis, Rechte der Arbeitnehmer, Kündigung, etc.)
A
Projekt:  unterscheidet  Einträge, die für verschiedene Projekte bearbeitet worden sind A 
Bearbeiterkommentar:  für alle Arten von internen Angaben,Hinweisen oder Anmerkungen T 
Term level (wiederholt sich für jede Benennung) 
Sprache I
Benennung + [Benennung] Quelle      T I 
Grammatik A
Wortform: z.B. Akronym; Abkürzung, Lehnwort, etc. A 
Termstatus:  abgelehnt, Entscheidung Terkom, Favorit , Vorzug, vorzulegen A 
Vorschlag: Quelle des Übersetzungsvorschlags, in manchen Fällen auch der italienischen Benennung. A 
Kurzerläuterung:  enthält  Erklärungen  zur  Benennung  ,  um  zwischen  Homographen,  Synonymen, 
Varianten und Kurzformen zu unterscheiden, z.B. „in der Rechtsprechung“, „Kurzform für XXX“,  etc.
T
Definition + [Definition] Quelle        T T 
Kontext + [Kontext] Quelle            T
+Fonte  propueta: 
vorgeschlagene Quelle 
T
Sprachgebrauch:  Rechtssystem  bzw.  geografische  Gegend,  in  denen  der  Terminus/  die  Benennung 
gebraucht werden. 
A
Vorschlag:   wenn  deutschsprachige  Benennung  Übersetzungsvorschlag 
(ÜV) 
+[Vorschlag] Quelle         T A 
Meta: Indexfeld für vergleichende Kommentare oder Anmerkungen I
Metatext: enthält vergleichende Kommentare zu den im Eintrag enthaltenen 
Termini,  zu  wichtigen  Unterschieden  zwischen  Rechtssystemen,  zu 
Einschränkungen im Gebrauch der einzelnen Benennungen usw.
+ [Metatext] Quelle          T T
Verweis:  Pointer zu Ober-, Unter-, Nebenbegriffen oder anderen verwandten Begriffen. T
I = Indexfeld, T = Textfeld, A = Attributfeld, kursiv= nicht in bistro importierte Felder
Dar. 8 Eintragsformat bistro
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 24.3 Eintragsformat von IATE
Die seit 2007 im Internet abrufbare Terminologiedatenbank der Europäischen Union IATE 
enthält über 8,4 Millionen EU-spezifische Termini sowie Termini aus unterschiedlichen Sach-
gebieten wie Recht, Landwirtschaft, Informationstechnologie etc. (IATE o.J.). Vorher existie-
rende  Datenbanken,  darunter  auch die  Terminologiedatenbank Eurodicautom der  Europäi-
schen Kommission, wurden darin zusammengeführt. Sie arbeitet mit allen 23 Amtssprachen 
der EU. Nach Wahl der Suchpräferenzen (Sprache/n, Fachgebiet) wird eine Hitliste angezeigt. 
Durch Anklicken gelangt man zu den einzelnen Einträgen. 
        Dar..9: Suchmaske IATE
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Dar. 10: Hitliste IATE 
      Dar. 11: Legende zur Hitliste IATE
In IATE werden terminologische Daten drei  Kategorien zugeschrieben:  language-inde-
pendent level („contains data which applies to the concept behind the entry and is therefore 
independent of any of the languages present“ ),  language level  („contains data which con-
cerns a particular language and applies to all the terms in that language“) oder  term level 
(„contains  data  which  applies  to  a  particular  term  in  a  particular  language“)  (IATE 
16.03.2008). Die in IATE zur Verfügung stehenden Datenfelder sind in Dar. 12  abgebildet.
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Language independent level: 
1.Domain + Note 
2.Origins:  country  (whenever  a  concept  is  country-
specific). 
+ Note 
3.Problem language: language of the term for which the entry is created
4.Admin info: Institution, proposed by, confidentiality, marked for del/merging 
5.Cross ref: broader, n arrower, related, antonym 




2.Definition +  Reference  +  [Reference] 
confidentiality 





1.Term group: Terms that are morphologically related
2.Term type: Term, Abbreviation, Phrase, Formula, Short form 
3.Evaluation:  preferred, admitted, deprecated, obsolete
4.Term:
5.Reliability: 0 (downgraded prior to deletion) – 4 (very reliable) 
6.Context
7.Admin info: proposed  by,  marked for del/merging 
8.Language usage: style/ register etc. +  [L U]] reference + confidentiality
9.Customers: name, note (If a particular term is to be used in the texts of a particular 
customer). 
10.Grammatical info: part of speech, gender, number 
11.Lookup Form: any term or spelling variation that you wish to be searchable, but not 
visible  to  the  common  user  (e.g.  common  spelling  mistakes,  alternative  spellings, 
generic forms of words used in the term field, etc.).
12.Regional usage
    Dar. 12: Eintragsformat IATE
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Unter Confidentiality wird festgelegt, ob die Information des entsprechenden Datenfeldes 
für alle Nutzende („Public“), für alle Institutionen  („All database owners“) oder nur für die 
eingebende Institution sichtbar ist („Institution“). Im Datenfeld Cross reference kann ein Ver-
weis zu einem anderen Eintrag erstellt werden mit Angaben zur Begriffsbeziehung („Broader, 
Narrower, Related or Antonym“) (IATE 03.06.2008). Ein Mindesteintrag besteht in IATE aus 
Benennung und Quelle und, wenn möglich, Definition und Kontext (IATE 15.05.2008). 
 24.4 Exemplarische Suche nach „Totschlag“ in IATE und 
bistro
Im Folgenden soll exemplarisch die Suche in IATE und bistro nach „Totschlag“ dargestellt 
und anschließend untersucht werden, inwieweit die vorhandenen Informationen die situations-
adäquate Verwendung des juristischen Terminus ermöglichen. In IATE erscheinen bei der Su-
che nach „Totschlag“ zwei Einträge:
Dar. 13: Eintrag 1 „Totschlag“ in IATE
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Dar. 14: Eintrag 2 „Totschlag“ in IATE
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Eintrag 1 entspricht  in  etwa einem Eintrag wie im Wörterbuch der  Rechts-  und Wirt-
schaftssprache (Becher 1994), bei dem einer Benennung in einer Sprache ohne weitere Infor-
mationen Benennungen der anderen Sprache gegenübergestellt werden. Eine ausreichende, 
die Tatbestandsmerkmale und Rechtsfolge bestimmende Definition fehlt in beiden Einträgen. 
In Eintrag 2 finden sich unterschiedliche Begriffe. Aus der Definition von asesinato könnte 
man schließen, dass Totschlag einer vorsätzlichen Tötung unter Vorhandensein der in der De-
finition von asesinato genannten Merkmale entspricht. Aus Eintrag 1, der fahrlässige Tötung 
synonym zu Totschlag aufführt, könnte man wiederum schließen, dass Totschlag fahrlässig 
begangen wird. Totschlag ist jedoch die vorsätzliche Tötung eines anderen Menschen ohne 
weitere Mordmerkmale. Festzustellen ist, dass sich aus den Informationen in beiden Einträ-
gen selbst mit einiger Mühe nicht erschließen lässt, was der Begriff Totschlag beinhaltet, in 
welcher Beziehung er zu anderen Begriffen anderer Rechtsordnungen steht und in welchem 
Verhältnis die unterschiedlichen Benennungen zueinander stehen. Bei einer stichprobenarti-
gen Suche nach Mord, Totschlag, Abtreibung und Schwangerschaftsabbruch fällt auf, dass 
das Feld Kontext unterschiedlich genutzt wird, z.B. zur inhaltlichen Präzisierung oder zur 
Nennung der Gesetzesquelle. Auch im Anmerkungsfeld finden sich unterschiedliche Informa-
tionen wie z.B. Verwaltungsinformationen oder Informationen zum Sprachgebrauch, obwohl 
dafür ein eigenes Feld zur Verfügung steht (siehe Abb. Oben). Auch fanden sich bei keinem 
der Einträge Grafiken. 
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In bistro liefert die Suche nach Totschlag folgendes Ergebnis: 
Dar. 15 Eintrag „Totschlag“ in bistro 
Positiv fällt  auf,  dass im Deutschen zwei Definitionen und Kontexte,  je für die unter-
schiedlichen Rechtsordnungen Deutschland und Österreich zu finden sind. Im Italienischen 
jedoch finden sich keine Definition und auch keine Aussagen zum Synonymiegrad der gelis-
teten Benennungen. Durch Anzeigen der verlinkten Einträge lässt sich auf die Position des 
Begriffs im Begriffssystem schließen. Dies wäre einfacher, wenn die Art der Beziehung, in 
der die verlinkten Begriffe zum angezeigten Begriff stehen, angezeigt würde (z.B. Oberbe-
griff etc.). Auch wäre eine grafische Darstellung hilfreich.  
 24.5 Fazit zur Darstellung von Rechtsterminologie in den 
vorgestellten  Eintragsformaten 
Prinzipiell unterscheiden sich das Modell von Sandrini und das von bistro und IATE darin, 
dass  bei  Sandrini's  Modell  mögliche Äquivalente  nicht  in  einem Eintrag stehen,  sondern 
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durch Anklicken in einem neuen Fenster als selbstständiger Eintrag geöffnet werden (vgl. 
Sandrini 1996:243ff.). Mögliche Äquivalenzbeziehungen lassen sich im Datenfeld REL als 
Verbindungen zwischen den Rechtsordnungen  und über den autonom-rechtsvergleichenden 
Begriff sowie die Klassifikation aufzeigen. Im Modell von IATE und bistro erscheinen mög-
liche Äquivalente in einem Eintrag. Es werden keine weiteren Angaben zur Äquivalenzbezie-
hung (z.B. Äquivalenzgrad) gemacht. Stattdessen lassen sich die Äquivalenzbeziehungen nur 
aus den Informationen in den einzelnen Datenfeldern erschließen. Dies kostet zum einen Zeit, 
zum anderen sind die Informationen dafür nicht unbedingt ausreichend. Keines der drei Mo-
delle nutzt die Möglichkeit der Darstellung von Äquivalenzbeziehungen mit Hilfe von Zei-
chen. Synonyme werden in den vorgestellten Eintragsformaten im gleichen Eintrag aufgelis-
tet und können durch Zusatzangaben wie z.B. Kontext und Sprachgebrauch präzisiert wer-
den. Ihnen ist keine eigene Definition zugeordnet, sondern der Kontext scheint zur inhaltli-
chen Präzisierung genutzt zu werden. Angaben zum Synonymiegrad fehlen. In IATE fällt auf, 
dass Synonyme selten mit zusätzlichen Angaben versehen sind und Termini, die keineswegs 
synonym sind, als solche gelistet werden (siehe Dar. x). Positiv hervorzuheben ist, dass in al-
len Modellen als Mindesteintrag Definition, Benennung und Kontext angestrebt werden. Bei 
einer  exemplarischen Suche nach  Totschlag,  Mord,  Schwangerschaftsabbruch und Abtrei-
bung fanden sich in IATE und bistro keine Grafiken, die z.B. die Position des Begriffs im Be-
griffssystem verdeutlichen. In IATE und bistro können Begriffe über die entsprechenden Be-
nennungen gesucht werden. Das Modell von Sandrini bietet vielfältigere Suchmöglichkeiten. 
Ein Vergleich der Rechtsbegriffe anhand von Tatbeständen und Rechtsfolgen ist in IATE und 
bistro nicht möglich, da weder Gesetzesquelle noch Rechtsfolge genannt werden. Bistro bie-
tet aber die Möglichkeit, den Terminus im Gesetzestext zu suchen. Abschließend lässt sich 
feststellen, dass Sandrini´s Modell für die Darstellung komplexer Begriffsbeziehungen und 
für die situationsadäquate Verwendung von Rechtsterminologie am Besten geeignet scheint. 
Jedoch sind auch die Eintragsformate von IATE und bistro sehr detailliert und bieten vielfäl-
tige Möglichkeiten, die allerdings in der Praxis nicht wirklich genutzt zu werden scheinen. 
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Teil III Terminologische Untersuchung 
25. Eintragsformat
Dargestellt werden die Ergebnisse der terminologischen Untersuchung mit dem Terminologie-
verwaltungssystem Multiterm von der Firma Trados. Dieses wurde ausgewählt, da es begriffs-
orientiert ist und eine definierbare Eintragsstruktur besitzt. Des Weiteren wird gehofft, dass 
sich die Austauschbarkeit und Weiterverwertbarkeit der Daten erhöht, da Multiterm in vielen 
Unternehmen Standard ist. Dies ist gleichzeitig auch ein Nachteil: Bei Multiterm handelt es 
sich um eine kostenpflichtige Software, die nicht allen Personen zugänglich ist und nur in 
Verbindung mit kommerziellen Betriebssystemen funktioniert, so z.B. nicht auf dem Open-
Source-Betriebssystem Linux. Auch wenn freie  Terminologieverwaltungssystemen  wie z.B. 
OmegaT existieren und unterstützt werden sollten, fiel die Entscheidung letztlich aus genann-
ten Gründen für Multiterm. Trotz der definierbaren Eintragsstruktur von Multiterm konnten 
einige Ideen nicht verwirklicht werden: Idealerweise wäre die Komplexität von Rechtsbegrif-
fen grafisch darstellbar. Bei der Suche würde dann statt einer Hitliste eine Grafik in Form ei-
nes Begriffssystems oder -feldes angezeigt,  in der der gesuchte Begriff hervorgehoben ist. 
Durch Anklicken des entsprechenden Feldes würde der Eintrag angezeigt. Dies hätte den Vor-
teil, dass der Begriff gleich in Beziehung gesehen und erkannt werden kann.91 In Multiterm 
können Informationen drei Ebenen zugeordnet werden: der Eintragsebene (entry level), der 
Indexebene (index level) oder der Benennungsebene (term level). Einem Begriff können be-
liebig viele Benennungen zugeordnet werden, die Felder in den einzelnen Ebenen sind wie-
derholbar. Abweichend von einem streng begriffsorientierten Ansatz und aufgrund der vorge-
gebenen Struktur von Multiterm wurden einige begriffsbezogene Datenkategorien wie z.B. 
die  Definition  auf  Benennungsebene  angesiedelt.  Bei  Rechtsterminologie  existieren  selten 
eindeutige Begriffsbeziehungen, so dass oft terminologische Lücken auftauchen und Begriffe 
eigentlich nur jeweils für eine Rechtsordnung dokumentiert werden könnten. Damit die Er-
gebnisse des vorgenommenen Rechtsvergleichs jedoch wiedergegeben werden können, sind 
Quasi-Synonyme und Quasi-Äquivalente in einem Eintrag aufgelistet und mit Zusatzinforma-
tion versehen. So kann z.B. einem Synonym nicht nur ein Kontext, sondern auch eine Defini-
tion zugewiesen werden. Durch ein der Benennungsart untergeordnetes Anmerkungsfeld ist 
91 Diese Idee wurde verwirklicht von Benoit 2005 in einem deutsch- englischem Glossar zur Set-Theory.
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auch darstellbar, wenn eine Benennung nur zu einer der anderen Benennungen synonym ist. 
Handelt es sich um eine starke Abweichung im Begriffsinhalt, so ist diese unter „Term type“ 
als „New concept“ gekennzeichnet (z.B. „homicidio a petición de un enfermo“ und „coopera-
ción ejecutiva en un suicidio“). Streng genommen finden sich also in einem Eintrag unter-
schiedliche  Begriffe  mit  Zusatzinformationen,  die  aber  alle  Teil  der  Lösung  des  selben 
Rechtsproblems sind. Die genannten Datenkategorien wurden ausgehend vom Eintragsformat 
von Sandrini (1996) und nach Durchsicht diverser Eintragsformate und  Empfehlungen für 
Datenkategorien  (KÜDES  2002,   TERMDAT  2009,  TERMISTI  2005,  INTRAWI  2009, 
IATE,  bistro)  gewählt. Die Benennungen der Datenkategorien wurden bewusst in Englisch 
angeführt, da davon ausgegangen wird, dass die Datenkategorien z.B. bei eventueller Erweite-
rung der Datenbank auf mehrere Sprachen in Englisch für einen größeren Personenkreis spon-
tan ersichtlich sind als etwa in Deutsch. Das Feld „Legal system“ dient zur Einordnung des 
Begriffs in eine Rechtsordnung. Bei Fällen, in denen z.B. nur Übersetzungsvorschläge ge-
macht werden können, da kein funktionales Äquivalent existiert, ist die Rechtsordnung ange-
geben, aus der der Begriff stammt. Nach jeder einzelnen Benennung kann das Feld „Legal 
system“  wiederholt  werden. Unter „Norm“ finden sich die für den Begriff wichtigsten Geset-
zesquellen, die, mangels eines Korpuses von Gesetzestexten und Urteilen in der Datenbank, 
zu Internetseiten mit den jeweiligen Texten verlinkt sind. Bei den Definitionen wurde ver-
sucht vorhandene Legaldefinitionen immer anzuführen, wenn auch oft in bearbeiteter Form. 
Dies ist entsprechend gekennzeichnet. Da Legaldefinitionen manchmal jedoch nicht ausrei-
chend erscheinen, können auch mehrerer Definitionen oder Zusatzinformationen im Feld „Ex-
plication“ angeführt werden. Bei „Schwangerschaftsabbruch“ bzw. „aborto“ wurden jeweils 
zwei Definitionen angeführt, da die jeweiligen Definitionen eine Wertung enthalten, und der 
Leser bzw. die Leserin sich selbst ein Bild machen soll. Begriffen mit selbsterklärenden Be-
nennungen wie z.B. „strafbarer Schwangerschaftsabbruch“ sind keine Definitionen zugeord-
net. Das Feld „Note“ enthält unterschiedliche Arten von Informationen, die keiner anderen 
Datenkategorie zugeordnet werden konnten, auch wenn dies der Forderung nach Elementari-
tät und Granularität von Datenkategorien (vgl. Arntz/Picht/Mayer 2004:238) entgegensteht. 
Unter „Transfer note“ sind Anmerkungen zur Übersetzung bzw. zum Rechtsvergleich zu fin-
den und/oder Angaben zum Äquivalenzgrad in Form der folgenden Zeichen: > kleinerer Be-
griffsinhalt,  <  größerer  Begriffsinhalt. Das  Feld  „Usage“  enthält  zwei  Arten  von Verwen-
dungshinweisen: zum einen wurde die Benennung einem bestimmten Gebiet innerhalb des 
91
Rechts zugeordnet (legislation, jurisdiction, legal science), zum anderen einer bestimmten Sti-
lebene (colloquial, obsolete, rare, proposed). Bei mit „proposed“ gekennzeichneten Benen-
nungen handelt es sich um Benennungen, die in dieser Form nicht gefestigt zu sein scheinen, 
sich aber  durchaus als  feste Benennungen durchsetzen könnten (z.B. Schwangerschaftsab-
bruch nach Beratungsregelung). Es ist anzumerken, dass die Hinweise zum Sprachgebrauch 
zu gewissem Grad subjektiv sind, da eine wirkliche Auswertung und Einschätzung der Ver-
wendung im Rahmen dieser Arbeit nicht möglich ist. So wurden Benennungen, wenn sie ein-
malig in Urteilen auftauchen, mit dem Hinweis „jurisdiction“ versehen. Benennungen aus der 
Rechtswissenschaft wurden nur bei gehäuftem Auftauchen in unterschiedlichen, rechtswissen-
schaftlichen Publikationen mit dem Hinweis „legal science“ versehen. .Angaben zur Benen-
nungsart finden sich nur bei mehreren Benennungen. Bei Benennungen des Typs „Translation 
proposal“ handelt es sich um Übersetzungsvorschläge, bei „Proposal“ um Benennungsvor-
schläge. 
Nach längerer Überlegung wurde auf eine Kennzeichnung als Mehrwortbenennung oder 
Phraseologismus verzichtet.92 Stattdessen wurden Benennungen, die aus mehreren Wörtern 
bestehen, in der Datenkategorie „grammar“  als „nominal group“, jeweils mit  Genusangabe 
versehen,  gekennzeichnet,  sofern sie  die  Kriterien einer  Nominalphrase erfüllen.  Im Feld 
„Collocation“ finden sich Angaben von Wörtern und Wortgruppen , mit denen die Benen-
nung häufig verbunden ist. Die hier angegebenen Informationen sind nicht zwangsläufig Kol-
lokationen. „Context“ enthält die Benennung in ihrem sprachlichen oder inhaltlichen Kon-
text. Die Kategorie „Source“ enthält Quellenangaben. Die Quellen zu den einzelnen Informa-
tionen sind entweder als eigene Einträge in die Datenbank aufgenommen oder, z.B. bei Zita-
ten aus Nachschlagewerken im Internet wie den Duden Recht 2007, unter Angabe des letzten 
Zugriffs als Hyperlink gesetzt. Generell sind die einzelnen Begriffe miteinander verlinkt. Un-
92Dies hat mehrere Gründe: Zum einen wäre es eine eigenständige Diplomarbeit, begriffliche Klarheit in die 
komplexe Diskussion zu Mehrwortbenennungen und Phraseologismen zu bringen. Zum anderen stellt sich die 
Frage, in welcher Datenkategorie die Information Mehrwortbenennung oder Phraseologismus enthalten sein soll. 
Da es sich um keine grammatikalische Angabe wie Wortart, Genus und Numerus handelt käne nur noch die 
Benennungsart in Frage. Hier wird aber jedoch auch nicht angegeben, wenn es sich um eine Einwortbenennung 
handelt. Des Weiteren ist die Differenzierung zwischen Mehrwortbenennung und Phraseologismus schwierig , da 
hierzu  keine  Übereinstimmung  besteht  (vgl.  Arntz/picht/Mayer  2004:34,  117;  Gläser  2007,  Kjaer  2007). 
Interessant erscheinen die Ausführungen von Kajer (2007), die Mehrwortbenennugnen unter Phraseologismen 
subsumiert  und  nach  Stabilität  und  rechlicher  Normierung  der  Wortverbindung  vier  Typen  der  „norm-
conditioned  legal  word  combinations“  unterscheidet:  „[...]  (1).  Prefabricated  word  combinations  directly 
prescribed by law [...] (2). Word combinations only indirectly prescribed by law [...] (3). Word combinations 
based on implicit quotations from other texts in a genre chain in the legal domain [...] (4) Routine phrases whose 
use is merely habitual.“ (Kjaer 2007:512). 
92
ter „Hyperonym“, „Hyponym“, „Cohyponym“ und „Antronym“ wurden auch Begriffe aufge-
nommen, zu denen kein Eintrag existiert, die aber für das Verständnis der Position des Be-
griffs im Begriffssystem sinnvoll erscheinen. In der gedruckten Version der Datenbank ist 
Deutsch als Ausgangssprache und Spanisch als Zielsprache gewählt. Die Einträge sind alpha-
betisch nach der Ausgangssprache Deutsch sortiert. Die bibliografischen Einträge der Daten-
bank sind aus Platzgründen nicht mit aufgenommen. Die rechenden Angaben sind jedoch im 
Literaturverzeichnis dieser Arbeit zu finden. Im Anhang sind Beispiele für bibliografische 
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